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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,
mit der vorliegenden Broschüre möchte Sie die
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest über
Interessantes und Neues an Rhein, Mosel, Ne-
ckar, Saar und Lahn informieren.
Auch das Jahr 2005 hat wieder einmal gezeigt,
wie vielfältig sich das Aufgabengebiet der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung darstellt. Sie
werden Beiträge zur Schifffahrt aber auch zum
Betrieb und Ausbau der Wasserstraßen und über
die Menschen, die an der Wasserstraße arbeiten,
finden.
Sie werden darüber hinaus Aktuelles zur Ökolo-
gie an Wasserstraßen, über die Landesgarten-
schau in Kehl und Straßburg und von Leucht-
tonnen erfahren. Damit verbinden wir die Hoff-
nung, dass Sie, liebe Leserinnen und Leser,
neugierig werden.
Wir alle, ob in Mainz, Freiburg, Mannheim, Bin-
gen, Heidelberg, Stuttgart, Koblenz, Trier oder
Saarbrücken, verstehen uns als Dienstleister für
die Kunden, wozu wir naturgemäß die Schifffahrt
zählen. Die konsequente Anwendung moderner
Informations- und Kommunikationssysteme ist
nur ein Beispiel dafür.
Heinz-Josef Joeris
Leiter der Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Südwest
Aber - auch in Zeiten modernster Technik ver-
sprechen wir Ihnen:
Die Informationsschrift 2005 und auch die Fol-
genden erhalten Sie in gedruckter, lesefertiger
Form. Trotz der Verlockungen von Internet und
E-Mail werden wir in der Gutenberg-Stadt Mainz
in dieser Hinsicht Altbewährtes weiterführen.
Wir danken den Autoren für Ihre Beiträge und
dem Redaktionsteam für die "Produktion" der
Informationsschrift.
Ganz besonders bedanken möchten wir uns bei
unseren beiden Kollegen Glatz und Dessi, die am
04. April 2005 einer Frau, die in den Neckar ge-
fallen war, das Leben gerettet haben sowie bei
unserem Kollegen Zahn, der am 20. Juni 2005
zwei Menschen einen 2ten Geburtstag ermög-
lichte. Die Geschichten der Rettungen finden
Sie, wenn Sie einige Seiten weiterblättern.
Wir wünschen Ihnen bei der Lektüre viel Ver-
gnügen und hoffen, dass wir Sie von der Not-
wendigkeit des Erhaltes und der Weiterentwick-




der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest
6Amtseinführung des neuen Leiters der WSD Südwest
Anne-Kathrin Habermann
WSD Südwest
Untermalt von den Klängen einer mitreißend
aufspielenden Musikgruppe aus der Ukraine
wurde Herr Dipl.-Ing. Heinz-Josef Joeris vom
Staatssekretär im Bundesministerium für Ver-
kehr-, Bau- und Wohnungswesen, Herrn Ralf
Nagel, am 12. August 2005 feierlich in sein neu-
es Amt als Leiter der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Südwest eingeführt.
Staatssekretär Ralf Nagel
Der Einladung ins Foyer der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion Südwest waren rund
180 Gäste, darunter zahlreiche Vertreter aus Po-
lit ik, Wirtschaft und Verwaltung, gefolgt.
Knapp 16 Monate nach dem Ausscheiden seines
Amtsvorgängers fand mit der offiziellen Amts-
einführung von Herrn Joeris zugleich die rich-
tungsweisende und parlamentarisch bestätigte
Entscheidung von
Herrn Minister Stolpe,
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l izei  des Landes
Rheinland-Pfalz, Herr
Ernst-Udo Lenz, Leiter
des Wasser- und Schifffahrtsamtes Heidelberg
sowie Herr Rudolf Wald, Vorsitzender des Be-
zirkspersonalrates der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Südwest.
Gemeinsames Fazit aus allen Reden war, dass
es gut für Mainz, aber auch gut für die Region
sei, dass die WSD wieder eine neue Führung
habe.
7Herr Joeris, der sein neues Amt bereits am
01. August 2005 angetreten hat, wurde am
21. Juni 1959 in Baesweiler, Kreis Aachen, ge-
boren.
Nach dem Abitur und einem 15-monatigen
Grundwehrdienst studierte er an der RWTH Aa-
chen und erlangte dort 1985 seinen Abschluss
als Diplom-Ingenieur.
Daran anschließend absolvierte er bis 1987 sein
Referendariat bei der WSD Nord in Kiel und war
nach der "Großen Staatsprüfung" zunächst als
Sachbereichsleiter 3 beim Wasser- und Schiff-
fahrtsamt Duisburg-Meiderich sowie ab 1992 als
Sachbereichsleiter 5 beim Wasser- und Schiff-
fahrtsamt Rheine, Leitung der Außenstelle
Hamm (Bergschadenbeseitigung und Ausbau
des Datteln-Hamm-Kanals) tätig.
1994 erfolgte seine Versetzung zum Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen nach Bonn.
Dort war er von:
1994 - 1998
Referent im Gebietsreferat WSD West und WSD
Südwest,
in dieser Zeit u.a.:
• Leitung der Arbeitsgruppe "Schleusenauto-
matisierung"
• Leitung der Teilprojektgruppe "Neubau" im
Rahmen der WSV-Reform
• seit dieser Zeit:  Prüfer beim Oberprüfungs-
amt für den höheren technischen Verwal-
tungsdienst
1998 - 2003
Referent im Referat "Wasserstraßen-Manage-
ment Binnen",
in dieser Zeit u.a.:
• Genehmigung der Haushaltsunterlage "Neues
Hebewerk Niederfinow"
• Leitung der Arbeitsgruppe "Behindertenge-
rechte Gestaltung von Schleusenbetriebsge-
bäuden"
• Koordinierung der Dammnachsorge der Bin-
nen-WSDn
2003 - 2005
Referent im Referat "Organisation der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung, Controlling",
in dieser Zeit u.a.:
• Controllingbeauftragter der Unterabteilung
EW 2
• Mitglied der Arbeitsgruppe "Gemeinsame Ver-
einbarung"
01. August 2005
Versetzung zur Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Südwest in Mainz
Im Schlusswort anlässlich seiner Amtseinführung
betonte Herr Joeris, dass er sich auf die gemein-
same Arbeit mit den Vertreterinnen und Vertre-
tern der Nachbarländer sowie die Ideen des Ge-
werbes und der Freizeitschifffahrt freue. Dies
gelte auch für die vielfältigen Verknüpfungen mit
den vier Bundesländern Baden-Württemberg,
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland sowie mit
den anliegenden Städten und Kommunen.
Gemeinsam mit allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der WSD Südwest und ihren 8 nach-
geordneten Wasser- und Schifffahrtsämtern
wolle er die WSV nach außen für die Kunden als
akzeptierten verlässlichen Partner positionieren.
Sein besonderer Dank galt Herrn Vizepräsident
Stenglein, der die Vertretungsfunktion als kom-
missarischer Leiter der WSD neben seiner Funk-
tion als Dezernatsleiter "Regionales Manage-
ment" während der langen Dauer der Vakanz
verantwortungsbewusst und mit großem per-
sönlichen Einsatz wahrgenommen habe.
8Verleihung der Verdienstmedaille des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutschland an Herrn Busch,
Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz
Anne-Kathrin Habermann
WSD Südwest
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten des Lan-
des Rheinland-Pfalz hat der Bundespräsident
Herrn Dieter Busch in Anerkennung der um Volk
und Staat erworbenen besonderen Verdienste
die Verdienstmedaille des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland verliehen.
Der Oberbürgermeister der Stadt Koblenz, Herr
Dr. E. Schulte-Wissermann, sprach ihm hierzu
im Namen der Stadt Koblenz, aber auch im ei-
genen Namen, herzliche Glückwünsche aus.
Die Verdienstmedaille wurde Herrn Busch vom
Staatssekretär im rheinland-pfälzischen Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesund-
heit, Herrn Dr. Richard Auernheimer, übergeben,
der damit sein langjähriges Engagement für das
Gemeinwohl würdigte.
Seinen Dienst in der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes (WSV) hat Herr Busch
am 01. Januar 1973 beim damaligen Wasser-
straßen-Maschinenamt Koblenz angetreten.
Staatssekretär Dr. Auernheimer beim Überreichen der Dankurkunde an Herrn Busch (rechts im Bild)
Als langjähriger Vertrauensmann der schwerbe-
hinderten Menschen ist er auf Ortsebene seit
Juni 1984 tätig. Die Funktion als Bezirksvertrau-
ensmann der schwerbehinderten Menschen im
Bereich der Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Südwest übt er seit 1986 aus.
Der Vizepräsident der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Südwest, Herr Jens Stenglein, hat ihm
in einem persönlichen Anschreiben für seinen
unermüdlichen Einsatz für die Interessen der
schwerbehinderten Beschäftigten gedankt und
hervorgehoben, dass er hierbei hervorragende
Ergebnisse erzielt habe. In vielen Fällen habe er
notwendige Hilfen organisiert und damit den
Betroffenen Mut gemacht nicht zu resignieren,
sondern das Schicksal selbst in die Hände zu
nehmen. Er habe somit dafür gesorgt, dass die-
se Mitarbeiter gute Chancen haben, sich an ih-
rem Arbeitsplatz und im Kreise ihrer nichtbehin-
derten Kollegen zu verwirklichen.
Für die Zukunft wünschen wir ihm weiterhin eine
glückliche Hand als Vertrauensperson der
Schwerbehinderten auf Orts- und Bezirksebene.
9Verleihung der goldenen Ehrennadel der Deutschen
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e.V. (DWA) an Herrn Donau
Joachim Gährs
WSA Trier
Herr Leitender Baudirektor a. D. Hans Donau,
auch nach seiner Pensionierung im Jahr 1997
interessierter, fachkundiger und kritischer Beob-
achter aller Neubauaufgaben der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV), wur-
de mit der goldenen Ehrennadel der Deutschen
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e. V. (DWA) ausgezeichnet.
Hans Donau wurde am 27. Mai 1932 in Berlin
geboren und begann nach seinem Bauingenieur-
studium an der TU Berlin seine berufliche Lauf-
bahn bei der Baufirma Siemens - Bauunion, um
nach einigen Jahren zur WSV zu wechseln.
Große Neubauprojekte sind mit seiner berufli-
chen Tätigkeit verbunden:
Der Präsident der DWA, Dr.-Ing. E.h. Hermann H. Hahn, (re.) bei der Überreichung der goldenen Ehrennadel an Herrn Donau (li.)
Oste- Sperrwerk, Elbe-Seitenkanal mit dem
Schiffshebewerk Scharnebeck und der Schleuse
Uelzen und der Ausbau der Saar zur Großschiff-
fahrtsstraße.
Herr Donau hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten nicht nur in seiner Tätigkeit als Vor-
standsmitglied im ehemaligen DVWK (Deutscher
Verband für Wasserwirtschaft und Kulturbau
e. V.) hervorgetan, sondern auch als Beiratsmit-
glied des DWA-Landesverbandes Hessen/Rhein-
land-Pfalz/Saarland sowie durch seine sachliche
Mitarbeit im Rahmen der Fusion von ATV und
DVWK für den Gesamtverband verdienstvoll und
wirksam eingesetzt.
Er war viele Jahre Mitglied im Beirat des DVWK
sowie stellvertretender Landesverbandsvorsit-
zender.
Viele Jahre arbeitete er auch erfolgreich in ver-
schiedenen DVWK-Fachausschüssen mit, unter
anderem im Fachausschuss "Wehre".
Im Rahmen der Tagung des Landesverbandes
am 30. Juni und 01. Juli 2005 in Landau erhielt
Herr Donau die goldene DWA-Ehrennadel für
seine Unterstützung des Verbandes und die
langjährige Mitarbeit in verschiedenen Fachaus-
schüssen aus der Hand des Präsidenten der
DWA, Professor Dr.-Ing. E.h. Hermann H. Hahn.
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Rettung einer Frau aus dem Neckar
Anne-Kathrin Habermann
WSD Südwest
Auf der Talfahrt von Obertürkheim nach Hofen
entdeckte die Besatzung des Streckenaufsichts-
bootes Stuttgart, bestehend aus dem Schiffs-
führer, Herrn Ulrich Glatz sowie dem Matrosen
Franco Dessi eine in Höhe des "Berger Steg" um
Hilfe rufende Frau, die verzweifelt versuchte,
sich an der dortigen Spundwand festzuhalten.
Vom Ufer aus hatte sich bereits eine Anzahl von
Helfern gefunden, denen es aber von Land aus
wegen des steil abfallenden Ufers nicht gelang,
die Frau aus dem Wasser zu ziehen.
Da die Bootsbesatzung die gefährliche Lage der
Frau sofort richtig einschätzte, steuerte sie un-
verzüglich die Unglücksstelle an.
Gemeinsam mit einem 39 Jahre alten Mann, der
zuvor bereits einen vergeblichen Rettungsver-
such unternommen hatte, gelang es den beiden
Kollegen schließlich die Frau mit vereinten Kräf-
ten auf das Motorboot Stuttgart zu heben und
sie anschließend an Land den eingetroffenen
Rettungskräften aus Polizei, Feuerwehr und
Rettungsdienst zu übergeben.
"Berger Steg"
Wie sich später herausstellte, hatte die 65-Jäh-
rige beim Spaziergang am Ufer einen Schwäche-
anfall erlitten und war in den Neckar gefallen.
Rettungssanitäter und ein Notarzt brachten die
aus dem kalten Wasser geborgene Frau vor-
sorglich in ein Krankenhaus.
Dank der sofort eingeleiteten Rettungsmaßnah-
men hat sie den Vorfall jedoch unbeschadet
überstanden.
Der Vizepräsident der WSD Südwest, Herr Jens
Stenglein, sprach den beiden o.a. Kollegen in ei-
nem persönlichen Anschreiben seine besondere
Anerkennung für ihr vorbildliches Verhalten aus.
11




Mit dem Landespreis für beispielhafte Beschäfti-
gung schwerbehinderter Menschen werden jähr-
lich insgesamt 5 Betriebe durch den Staatssek-
retär im Sozialministerium und Beauftragten des
Landes Rheinland-Pfalz für die Belange schwer-
behinderter Menschen, Herrn Dr. Richard Auern-
heimer, ausgezeichnet. In der Kategorie "Öffent-
licher Dienst" wurde der Preis in diesem Jahr
dem WSA Trier zuerkannt. Hierauf sind wir be-
sonders stolz.
Von den 251 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sind 21 Menschen schwerbehindert. Überdurch-
schnittliches Engagement wurde dem WSA vor
allem wegen der Beschäftigung von schwerbe-
hinderten Jugendlichen bescheinigt. So wurden
z.B. in den letzten 4 Jahren vier schwerbehin-
derten Jugendlichen ein Ausbildungsplatz gebo-
ten und 2 Ausbildungsplätze neu geschaffen.
Zusätzlich wurden 2 lernbehinderten jungen
Menschen ein Praktikum sowie einem Auszubil-
denden aus dem Berufsbildungswerk "Heinrich-
haus" Neuwied eine Gastausbildung ermöglicht.
Staatssekretär Dr. Auernheimer beim Überreichen der Urkun-
de an Amtsleiter Gährs und Frau Kohl (Vertreterin der
schwerbehinderten Menschen beim WSA Trier)
Wie der Amtsleiter des WSA Trier in seiner Dan-
kesrede anlässlich der Preisverleihung am
20. Oktober  2005 im Erbacher Hof in Mainz
betonte, freue er sich daher nicht nur für sich
selbst, sondern insbesondere auch für alle enga-
gierten Beteiligten des Amtes, die sich vor Ort
um die Eingliederung von schwerbehinderten
Menschen kümmern.
Nach seinem Verständnis sei die Gesetzes- und
Verordnungslage zur Eingliederung von schwer-
behinderten Menschen als vorzüglich zu be-
zeichnen, sie sei aber - was bekanntlich viel
schwieriger ist - mit Leben zu erfüllen.
Schwerbehinderte Menschen sollen sich - wie
alle anderen auch - wohlfühlen, auch bei der Ar-
beit. Hierbei soll auf Beeinträchtigungen Rück-
sicht genommen werden, aber so, dass es mög-
lichst nicht auffällt. Dies erfordere eine Unter-
nehmensphilosophie, die von allen mitgetragen
werde.
Im WSA Trier sei dies das Leitbild und er denke,
dass er gemeinsam mit den Beschäftigten auf
dem richtigen Weg sei. Im übrigen sei die Bar-
rierefreiheit eine der wichtigsten Vorraussetzun-
gen zur Eingliederung von schwerbehinderten
Menschen.
Dies sei zum einen die Barrierefreiheit im Bewe-
gungsraum, bei den Zuwegen und Arbeitsplät-
zen, aber auch bei der Kommunikation, wie z.B.
barrierefreier Zugang zum Internet. Entschei-
dend für ihn sei aber die Barrierefreiheit in den
Köpfen beim Umgang miteinander.
Er empfinde den Landespreis daher als Aner-
kennung für das gemeinsame Bemühen hierfür
und bedanke sich noch einmal stellvertretend für
alle für die hohe Ehrung.
12




Großes Lob und höchste Anerkennung für Auf-
merksamkeit und Hilfsbereitschaft bei einer
Rettungsaktion wurde der gesamten Mannschaft
des Hebebockes (HB) "Ajax" vom Amtsvorstand
des WSA Bingen, Herrn Martin Mauermann, aus-
gesprochen.
Zusätzlich wurde Herr Zahn in einer kleinen Fei-
erstunde vom Vizepräsidenten der WSD Süd-
west, Herrn Jens Stenglein, für seinen selbstlo-
sen Einsatz und umsichtiges Handeln gesondert
geehrt.
Herr Jens Stenglein beim Überreichen des Dankschreibens an Herrn Joachim Zahn, links im Bild Herr Martin Mauermann
Herr Zahn hat seinen Dienst in der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) am
01. Januar 2000 beim Wasser- und Schiff-
fahrtsamt (WSA) Bingen aufgenommen und ist
als Reservematrosenmotorenwärter im Außen-
bezirk Wiesbaden beschäftigt.
Zum Sachverhalt
Am 20. Juni 2005 befand sich der Hebebock
"Ajax", bestehend aus dem Schiffsführer, Herrn
Siegfried Kolbenschlag, dem Maschinisten, Herrn
Holger Tempel, und dem Reservematrosenmo-
torenwärter, Herrn Joachim Zahn, auf der Ziel-
fahrt zu einem Einsatz am Kraftwerk Edders-
heim. Gegen 11:15 Uhr entdeckte die Besatzung
in Höhe Rüsselsheim, Opel-Werk, eine hilflos im
Wasser treibende weibliche Person, die zu er-
trinken drohte. Sofort wurden die Maschinen ge-
stoppt und der Matrosenmotorenwärter des
Fahrzeuges, Herr Joachim Zahn, sprang von
Bord ins Wasser, um der Frau zu Hilfe zu kom-
men. Als er sie erreichte, verlor sie gerade das
Bewusstsein.
Herr Zahn brachte die Frau schwimmend in
Richtung Ufer in Sicherheit.
Unter Mithilfe von Helfern an Land und einem
herbeigerufenen Notarzt konnte die Frau wie-
derbelebt und ins nächstgelegene Krankenhaus
gebracht werden.
Es stellte sich heraus, dass sie hochschwanger
war und somit zwei Menschenleben gerettet
werden konnten.
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Präsentation des Wasser- und Schifffahrts-
amtes Freiburg anlässlich der Landesgarten-
schau 2004 in Kehl und Straßburg
"Garten der zwei Ufer"
Armin Fink Christa Flatow
WSA Freiburg, ABz Kehl WSA Freiburg
1. Geschichte
Knapp sieben Jahre hatte es gedauert, bis am
25. Januar 2001 mit dem Bau des Gartens der
zwei Ufer begonnen werden konnte. Der Weg
dorthin begann 1995. Der Fall der Berliner Mau-
er 1989 und die Grenzöffnung im Zuge des
Schengener Abkommens bildeten den Hinter-
grund für die Überlegungen des Straßburger
Stadtrates Michel Krieger, in dem Grenzraum am
Rhein ein Symbol für die Einigung Europas zu
schaffen.
Seine Vision von einem "Jardin des Deux Rives",
"einem Park entlang beider Ufer", war so über-
zeugend wie kühn: Der geschichtsträchtige
Strom sollte einen Bedeutungswandel erfahren,
er sollte nicht länger trennen, sondern verbin-
den.
Lageplan der Landesgartenschau 2004
Herzstück sollte eine den Rhein überspannende
Brücke für Fußgänger und Radfahrer sein, die
mit dem im Mai 2000 preisgekrönten Entwurf
des Pariser Architekten Marc Mimram Kontur
Michel Krieger präsentierte seine Vorstellungen
der damaligen Straßburger Oberbürgermeisterin
Cathrine Trautmann und beflügelte damit die
Phantasien von Politik und Verwaltung. Aus
Phantasien wurden Planungen, aus einer Idee
grenzüberschreitende Arbeitskreise.
Eine andere Idee begann Mitte der 90er Jahre
ebenfalls ihren Lauf zu nehmen: 1996 beschloss
der Kehler Gemeinderat, sich gemeinsam mit
Straßburg für die Landesgartenschau 2004 zu
bewerben.
Der Garten der zwei Ufer sollte eine Daueranla-
ge werden, ein Bürgerpark, der mit der grenz-
überschreitenden Landesgartenschau eingeweiht
werden würde, so der deutsch-französische
Wunsch.
gewann. Dass die Vision auch gegen viele Wi-
derstände pünktlich zu dem damals bereits fest-
stehenden Eröffnungstermin, 23. April 2004,
Wirklichkeit wurde, ist dem politischen Willen
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auf beiden Seiten, dem Zusammenwirken aller
an den Verfahren Beteiligten - Service de la Na-
vigation de Strasbourg und WSA Freiburg hatten
von Anbeginn an Schlüsselfunktionen inne - so-
wie den Brückenstatikern und den Konstrukteu-
ren und nicht zuletzt den Baufirmen zu verdan-
ken.
Neue Brücke von der Straßburger Seite aus
Schon früh hatte das WSA Freiburg die Möglich-
keit der Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der
Landesgartenschau erkannt. Zu diesem Zweck
wurde Mitte 2003 eine Arbeitsgruppe aus Mitar-
beitern des Amtes und des Außenbezirkes Kehl
gebildet, die sich dieser Aufgabe mit großem
Eifer, vielfach auch während ihrer Freizeit, wid-
meten.
2. Präsentation
(1) Geschichte der Entstehung des Verkehrsträ-
gers Rhein
An der Ausstellung der Stadt Kehl in der "Villa
Schmidt" über das Leben am Rhein beteiligte
sich das WSA mit verschiedenen Flussbau-
Modellen und historischen Fotos.
Modell eines Sinkstückes
Es sollte ein Einblick in die Tradition des Was-
serbaues am Oberrhein, als dieser noch freiflie-
ßend war, vermittelt werden. Der Beitrag nötigte
Respekt vor unseren Vorfahren beim "Rhybau"
ab.
Modell einer Buhne
(2) Verkehrsweg Rhein heute
Unter dem Motto "Schifffahrt querbeet" ver-
suchte das WSA auf dem Freigelände den Rhein
als naturverträglichen Verkehrsweg und den
Verkehr auf ihm anschaulich in das Bewusstsein
der Besucher zu rücken. Dazu gehörte auch das
Aufgabengebiet Unterhaltung der Wasserstraße
und ihre Bedeutung für die Schifffahrt.
Naturverträglicher Verkehrsweg Wasserstraße Rhein
Die Darstellungen waren äußerst lebensecht. So
wurde z.B. der von der FVT beigesteuerte Schil-
derturm, obwohl an seiner Wasserseite nur
Schilder absolut ohne realen Bezug angebracht
waren, nach Funksprüchen besorgter Schiffs-
führer nachträglich mit der für sie lesbaren Zu-
satztafel "Ausstellung" versehen. Das stimmt zu-
versichtlich, denn offensichtlich hat man an Bord
doch noch Zeit, Schifffahrtszeichen zu lesen!
15
(3) Der Beruf des/der Wasserbauers/ in
Auf dem Freigelände wurde der Beruf des Was-
serbauers anhand einer Modellbaustelle 1:1 und
auf Schautafeln dargestellt und erklärt.
(4) Aktionswochenende zur Gefahren-Abwehr
Am 26. und 27. Juni 2004 waren im Rahmen des
Aktionstages zur Gefahrenabwehr auf dem
Rhein der Hebebock "Achilles" des WSA Mann-
heim und eines der beiden Feuerlöschboote aus
Basel zu Gast auf der Landesgartenschau.
Beide demonstrierten spektakulär ihre Fähigkei-
ten, der Besucherandrang war außergewöhnlich.
Eindrucksvoll war auch der Helmtaucher des
WSA Heidelberg an Deck des "Achilles". Wahrschaufloß des ABz Kehl im Einsatz
Hebebock "Achilles" und Feuerlöschboot aus Basel während der Schiffshebung ohne Besucher an Deck
3. Fazit
Begab man sich inkognito zwischen das Publi-
kum, konnte man feststellen, dass die Resonanz
über den Beitrag des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Freiburg ausnahmslos positiv war.
Es wurde aber auch festgestellt, dass die Aufga-
ben der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung in-
nerhalb der Bevölkerung recht wenig bekannt
sind, ebenso wie die Leistungen des Verkehrs-
trägers Binnenschifffahrt. Für die Verwaltung
war es eine gut genutzte Möglichkeit dem ent-
gegenzuwirken.
Nicht unerwähnt bleiben soll die bereitwillige
materielle Unterstützung durch die Fachstelle für
Verkehrstechniken, das Berufsbildungszentrum
Koblenz, die Nachbarämter Mannheim und Hei-
delberg, die Electricité de France sowie die
Schiffswerft Karcher, ohne die diese Präsentati-
on in der gelungenen Form nicht möglich gewe-
sen wäre. Sie wäre auch nicht möglich gewesen,
ohne den über die Pflichterfüllung im Tagesge-
schäft hinausgehenden persönlichen Einsatz der
Mitarbeiter des Außenbezirkes Kehl.
Schnappschuss einer Besucherin
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Inzwischen ist die grenzüberschreitende Landes-
gartenschau Vergangenheit. Bleibendes Zeugnis
unserer Öffentlichkeitsarbeit sind zwei Textfelder
auf der der Stadt zugewandten Seite der Kilo-
metertafel 293, die in den wieder ohne Eintritt
zugänglichen Kehler Rheinanlagen steht.
Eines von ihnen erklärt zusammen mit dem vom
Außenbezirk Kehl an dieser Stelle ausgegrabe-
nen alten badischen Kilometerstein 123 die heu-
tige Rheinkilometrierung und ihre Entstehung.
Kilometertafel 293 und alter badischer Kilometerstein 123 in den Kehler Rheinanlagen
Das andere vermittelt Wissenswertes über die
Zentralkommission für die Rheinschifffahrt, de-
ren Geschichte und die von ihr erarbeitete
Mannheimer Akte, die bereits 1868 sämtliche
Grundgedanken eines freien Verkehrsmarktes,
wie er rd. 100 Jahre später von der europäi-
schen Gemeinschaft angestrebt wurde und
heute verwirklicht wird, enthielt.
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Die Zentralstelle Schiffsuntersuchungskommission/




1. Die Einbindung der ZSUK in die Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
und ihre rechtlichen Grundlagen
Die technische Untersuchung von Binnenschiffen
einschließlich der Zulassung zum Verkehr und
zum Transport gefährlicher Güter erfolgt in der
Bundesrepublik Deutschland durch die Zentral-
stelle Schiffsuntersuchungskommission/Schiffs-
eichamt (ZSUK) mit den bei ihren Außenstellen
gebildeten Schiffsuntersuchungskommissionen.
Neben der Zulassung der Fahrzeuge zum Ver-
kehr und zum Transport gefährlicher Güter ob-
liegt der ZSUK das Eichen der Binnenschiffe. Das
Eichverfahren basiert auf dem 1966 in Genf be-
schlossenen "Internationalen Schiffsvermes-
sungs-Übereinkommen". Dieses Übereinkommen
ist durch die "Verordnung über die Eichung von
Binnenschiffen (BinSchEO)" in nationales Recht
übertragen worden.
Eine dritte Aufgabe der ZSUK liegt in der Regis-
trierung des Bestandes der deutschen Binnen-
schifffahrtsflotte und der Erteilung von Rhein-
schifffahrtszugehörigkeitsurkunden. Diese Auf-
gaben werden durch die Zentrale Binnenschiffs-
bestandsdatei (ZBBD) erledigt.
Die Aufgaben sind der Zentralstelle SUK/SEA
durch folgende Gesetze und Verordnungen zu-
gewiesen:
1. Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf
dem Gebiet der Binnenschifffahrt 1
2. Gesetz über die Verkehrsstatistik der See-
und Binnenschifffahrt sowie des Güterver-
kehrs vom 17. Dezember 1999 2
3. Verordnung zur Einführung der Rheinschiffs-
untersuchungsordnung vom 19. Dezem-
ber 1994 3
                                                
1 Neufassung vom 05.07.2001 (BGBl. I  S. 2026)
2 BGBl. I  S. 2452 (1999)
3 BGBl. I I  S. 3822 (1994), zuletzt geändert am 06.05.2003
(BGBl. I I  S. 473)
4. Verordnung über die Schiffssicherheit in der
Binnenschifffahrt vom 17. März 1988 4
5. Verordnung über die Begrenzung von Abgas-
emissionen aus Dieselmotoren in der Binnen-
schifffahrt vom 20. August 2005 5
6. Verordnung über die Beförderung gefährli-
cher Güter auf Binnengewässern vom 31. Ja-
nuar 2004 6
7. Verordnung über die Eichung von Binnen-
schiffen vom 30. Juni 1975 7
8. Schiffssicherheitsverordnung vom 18. Sep-
tember 1998 8
Die ZSUK hat ihren Sitz bei der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion Südwest in Mainz. Sie ist
fachlich dem Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) unterstellt.
2. Aufbau
Die Aufgaben der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung auf den Gebieten
• Untersuchung, Zulassung und Schiffseichung
(Schiffsvermessung) der Wasserfahrzeuge,
Schwimmkörper und schwimmenden Anlagen
sowie
• Transport gefährlicher Güter und
• technisch-nautischer Angelegenheiten der
Schiffs- und Verkehrssicherheit im Binnen-
bereich
                                                
4 BGBl. I  S. 238 (1988), zuletzt geändert am 20.04.2005
(BGBl. I  S. 2487)
5 BGBl. I  S. 2487 (2005)
6 BGBl. I  S. 136 (2004) /  BGBl. I I  S. 648 (2003)
7 BGBl. I  S. 1785 (1975), zuletzt geändert am 15.12.1997
(BGBl. I  S. 3050)
8 BGBl. I  S. 3013, zuletzt geändert am 08.12.2003
(BGBl. I  S. 2465)
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wurden entsprechend des Schlussberichtes der
Organisationsuntersuchung neu geordnet. Als
zweckmäßigste Lösung dieser Untersuchung
wurde eine zentrale Aufbauorganisation für die
Aufgabenerledigung auf dem Gebiet der techni-
schen Schiffssicherheit herausgearbeitet und
vorgeschlagen. Heute arbeitet die Zentralstelle
entsprechend dem Untersuchungsergebnis.
Organigramm der ZSUK
Durch die fachliche und organisatorische Bün-
delung wurden erhebliche Synergiepotenziale
erschlossen. So werden deutliche Verbesserun-
gen erzielt durch:
• rationelle und einheitliche Gestaltung der
Dienstgeschäfte,
• zentrale Lenkung und Kontrolle der Untersu-
chungs- und Eichtätigkeit,
• zentrale technische Beratung der Schiff-
fahrtspolizeibehörden und des BMVBW,
• Konzentration des technischen Fachperso-
nals.
Insbesondere die Konzentration des technischen
Fachpersonals an einer Stelle und somit die
schnelle Verfügbarkeit des sich dort zusammen-

































tender Vorteil gegenüber der alten Struktur.
Dem Streben der WSV nach mehr Effizienz und
Effektivität wird mit der Errichtung der Zentral-
stelle SUK/SEA Rechnung getragen. Leistungs-
fähigkeit und Kompetenz der WSV in den Berei-
chen technische Schiffssicherheit, Gefahrgut-
transport und Schiffseichung werden gestärkt.
Durch die Bündelung der Aufgaben bei der
Zentralstelle SUK/SEA wurden folgende Ziele er-
reicht:
• Verbesserung der fachlichen Qualität der Auf-
gabenwahrnehmung,
• höhere Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahr-
nehmung und effizientere Prozesse,
• verbesserte Kundenorientierung,
• Online basierte Zahlungsabwicklung.
Der Wirkbetrieb der Zentralstelle Schiffsuntersu-
chungskommission/Schiffseichamt bei der Was-
ser- und Schifffahrtsdirektion Südwest in Mainz
begann am 01. Januar 1999.
Die Einsatzbereiche der Außenstellen gliedern
sich wie folgt:
Einsatzbereiche der Außenstellen
• Außenstelle Hamburg (HH)
- Wasserstraßen und Häfen in Schleswig-
Holstein
- Ems nördlich Meppen und dort anschlie-
ßende Kanäle
- Weser nördlich Verden
- Elbe nördlich Lauenburg
• Außenstelle Duisburg (DU)
- Wasserstraßen und Häfen in Nordrhein-
Westfalen ohne Mittellandkanal
- Ems südlich bis einschließlich Meppen und
dort anschließende Kanäle
• Außenstelle Magdeburg (MD)
- Mittellandkanal und Elbe-Seitenkanal
- Weser südlich Verden mit Werra, Fulda
und Edertalsperre
- Elbe südlich Lauenburg und nördlich Tor-
gau mit Havel und Elbe-Havel-Kanal west-
lich Brandenburg
- Saale und Unstrut
• Außenstelle Berlin (B)
- Wasserstraßen und Häfen in Mecklenburg-
Vorpommern ohne Elbe
- Wasserstraßen und Häfen in Brandenburg
ohne Havel und Elbe-Havel-Kanal westlich
Brandenburg
- Elbe südlich Torgau
- Oder
• Außenstelle Mannheim (MA)
- Rhein ohne Nordrhein-Westfalen
- Mosel, Saar, Lahn
- Neckar
- Main-Donau-Kanal, Donau
3. Aufgaben der ZSUK
Die Geschäftsbereiche der Zentralstelle SUK/SEA
lassen sich wie folgt darstellen:
SUK/SEA-Bereich
• Erteilung der Erlaubnis zur Fahrt auf den
Bundeswasserstraßen einschließlich Festle-
gung der Ausrüstung und Besatzung für Was-
serfahrzeuge auf Grund der Begutachtung
des Bau- und Ausrüstungszustandes hinsicht-
lich der Verkehrssicherheit der Fahrzeuge,
• Erteilung der Erlaubnis zum Transport ge-
fährlicher Güter,
• Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für
die Zulassung von Wasserfahrzeugen oder
bestimmter Einrichtungen zur Beförderung
gefährlicher Güter,
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• Erteilung von Typgenehmigungen für in der
Binnenschifffahrt eingesetzte Dieselmotoren
mit einer Leistung von mehr als 19 kW,
• Eichung von Wasserfahrzeugen, amtliche




• Leitung des Geschäftsbetriebes im Innen-
und Außendienst,
• Leitung des Außendienstes,
• Koordination der Auslastung des Außen-
dienstes,
• Kontrolle der Untersuchungs- und Eichtätig-
keit des Außendienstes insbesondere der
einheitlichen Auslegung und Anwendung der
Vorschriften,
Untersuchung der "MS RheinEnergie"
• rechtsförmliche Prüfung von Entscheidungen
der Außenstellen,
• Prüfen von Berechnungen und Plänen,
• Erstellen und Erteilen der Verkehrszulassun-
gen und der Eichnachweise,
• Kontrolle der Mängelbeseitigung,
• Überprüfen des Qualitätsmanagements und
der Qualitätssicherung bei Herstellern von
Dieselmotoren,
• Zentrales ADNR - Sachkundigenregister
Bereich "Zentrale Aufgaben der technischen
Schiffssicherheit und der Schiffseichung"
• Fachlich fundierte Beratung des BMVBW auf
Grund der Erfahrung aus der Untersuchungs-
und Eichtätigkeit,
• Vorschlagen neuer Vorschriften und Stellung-
nahmen zu geplanten Vorschriftenänderun-
gen,
Von der ZSUK untersuchte Hafenschlepper
• Mitarbeit auf nationaler und internationaler
Ebene an der Erstellung und Fortschreibung
von Rechtsvorschriften über Untersuchung,
Zulassung und Eichung von Binnenschiffen
sowie dem Transport gefährlicher Güter im
Rahmen der Zentralkommission für die
Rheinschifffahrt (ZKR), der Europäischen
Union (EU) und der Wirtschaftskommission
für Europa (ECE),
Von der ZSUK zugelassener Twin Cruiser
• Anerkennung und Berufung von Sachver-
ständigen
• Erteilung von Ausnahmegenehmigungen
nach ADNR,
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• Zulassen von Personen und Tätigkeiten nach
ADNR,
• Zulassung von ADNR-Lehrgängen und Kon-
trolle ihrer Durchführung in den Schulungs-
stätten,
• Zusammenarbeit mit ausländischen Zentral-
stellen für die Schiffseichung auf Grundlage
des internationalen Eichübereinkommens von
1966,
Eichen eines Gütermotorschiffes
• Beratung der WSDn in schiffs- und sicher-
heitstechnischen Fachfragen bei schifffahrts-
polizeilichen Aufgaben,
• Zusammenarbeit mit anderen Überwachungs-
trägern und Dritten,





• Führen der Zentralen Binnenschiffsbestands-
datei,
• Feststellen der Zugehörigkeit zur Rhein-
schifffahrt auf Grund der Eigentumsverhält-
nisse mit Erteilen der Rheinschifffahrtszuge-
hörigkeitsurkunden,
• Zentrale Stelle für die Erteilung der Amtlichen
Schiffsnummer (Europanummer),
• Erstellen und Veröffentlichen statistischer
Binnenschifffahrtsdaten auf nationaler und
internationaler Ebene.
4. Arbeitsweise der ZSUK
Die Untersuchungs- und Eichtätigkeit der Sach-
verständigen vor Ort sowie der Mitarbeiter in
Mainz wird durch den Einsatz moderner Infor-
mationstechnik optimiert.
Eine zentrale Datenbank ermöglicht den Sach-
verständigen vor Ort die Daten zu einem be-
stimmten Fahrzeug abzurufen, zu bearbeiten
und wieder in die Datenbank einzustellen.
Fahrzeugspezifische Änderungen stehen mit der
Eingabe in die Datenbank dem Untersuchungs-
und dem Eichbereich sowie der ZBBD sofort zur
Verfügung.
Die Bearbeitung der Fahrtauglichkeitsbescheini-
gungen, des Eichscheins oder sonstiger Doku-
mente kann direkt nach der Untersuchung be-
ginnen und kurzfristig abgeschlossen werden.
Die Erstellung der für die Schifffahrt erforderli-
chen Dokumente (Fahrerlaubnis, Zulassungs-
zeugnis und Eichschein) einschließlich der dafür
erforderlichen Berechnungen sowie die Erstel-
lung der Kostenbescheide erfolgt zu großen
Teilen auf elektronischem Weg.
Abschließend bleibt festzuhalten, dass durch die
Umstellung von der dezentralen auf die zentrale
Arbeitsweise ein modernes, kundenorientiertes
Verwaltungshandeln zum Vorteil der Schifffahrt
ermöglicht wird.
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Tabelle  „Schifffahrtsabgaben : Beispielrechnungen auf 100 km“
Beladene Güterschiffe :
Maximaler Satz 1,980 Cent * 1.500 t * 100 km 2.970,00 EUR
Durchschnitt 2004 0,304 Cent * 1.500 t * 100 km    456,00 EUR
Minimaler Satz 0,102 Cent * 1.500 t * 100 km    153,00 EUR
Container 2,50 Cent * 80 TEU * 100 km    200,00 EUR
Fahrgastkabinenschiffe mit Fahrgästen :
Zul. 150 Betten 138 Cent * 100 km    138,00 EUR
Zul. 100 Betten 92 Cent * 100 km      92,00 EUR
Fahrgasttagesschiffe mit Fahrgästen :
Zul. 600 Personen 60 Cent * 100 km      60,00 EUR
Zul. 250 Personen 25 Cent * 100 km      25,00 EUR
Schwimmende Geräte und Anlagen, Bagger, Kaskos ... :
Allgemein 50 Cent * 100 km      50,00 EUR
Sportschifffahrt :
Luxusyacht-Mosel 4,50 EUR * 5 Schleusen 22,50 EUR
Kl. Segelboot-Mosel 1,50 EUR * 5 Schleusen 7,50 EUR




Wir Abgabenerheber aus Mainz
Neidvoll fast verfolgten wir Abgabenerheber, wie
es der LKW-Maut mit hochqualifizierten Pannen
gelang, ständige Präsenz im Fokus der Öffent-
lichkeit zu erlangen. Blickt doch ein vergleich-
bares Verfahren wasserseitig auf eine Jahrhun-
derte alte, aber - selbst innerhalb der WSV -
publikumsferne Tradition zurück.
Die Maut (gotisch "mota" =  Zoll) nennen wir
"Schifffahrtsabgaben". Diese werden für die Nut-
zung der Bundeswasserstraßen und ihrer Anla-
gen erhoben. Die einst angestrebte
Kostendeckung für deren Betrieb
und Unterhaltung gelingt jedoch
nur in Bruchteilen.
Zierten die Schifffahrtsabgaben 1849,
1871 und 1919 noch die jeweils
geltenden Reichsverfassungen, will
heute der Schritt zu moderneren
Rechtsgrundlagen nur mühevoll ge-
lingen. So stützen wir uns im We-
sentlichen auf drei Abgabentarife
für die internationale Mosel, für die
süd- und für die norddeutschen
Bundeswasserstraßen.
Neidlos erkennen wir an, wie die
LKW-Maut jugendlich forsch auf
12.000 Autobahnkilometern drei Milliarden EUR
Jahreseinnahmen ansteuert, während wir uns
auf 3.700 km Bundeswasserstraßen mit 50 - 60
Millionen EUR bescheiden. Das wundert nicht,
bleibt uns doch auf bedeutenden europäischen
Flüssen wie Rhein, Donau, Elbe und Oder die
Abgabenerhebung verwehrt.
Die Sportschifffahrt entrichtet nur auf der Mosel
bei Benutzung der Großschifffahrtsschleusen Ab-
gaben. Auf allen übrigen Bundeswasserstraßen
begnügt sich der Staat mit der Zahlung einer
geringen Jahrespauschale von 51.000 EUR (!)
durch die Sportschifffahrtsverbände und nimmt
nach Berechnungen des Bundesrechnungshofs
jährlich Einnahmeverluste von 1,5 Mio. EUR in
Kauf.
Jüngst scheiterte ein Versuch, für die stolzen
Yachten Vignetten von max. 90 EUR p.a. einzu-
führen, an der erfolgreichen Lobbyarbeit der
Freizeitkapitäne.
Abhängig von den Schiffsarten variiert die Abga-
benhöhe stark. Die höchsten Entgelte zahlen
beladene Güterschiffe. Im Regelsatz der Güter-
klasse I  können z.B. für eine Ladung von 1.500 t
Flugbenzin auf 100 km bis zu 2.970 EUR fällig
werden. Solche Regelsätze kommen aber selten
und eher auf kürzeren Strecken zur Anwendung.
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Vielmehr sind die Tarife geprägt von zahlreichen
güter- und streckenbezogenen Ausnahmesätzen.
Diese reduzierten 2004 bei einem bundesweit
errechneten Mittelsatz von 0,304 Ct/ tkm die Ab-
gabenhöhe für einen durchschnittlichen 1.500-t-
Transport auf 456 EUR. Auf 100 km Autobahn
hätten 100 LKW mit je 15 t Nutzlast abhängig
von Achszahl und Schadstoffklasse für die glei-
che Gütermenge zwischen 900 EUR und
1.400 EUR zahlen müssen.
Im Gegensatz zur Wasserstraße fällt die gleiche
Maut auch für eine Rückfahrt ohne Ladung an.
Wir Abgabenerheber sind in zwei direktions-
übergreifend zuständigen Abrechnungsstellen zu
finden: jeweils im Dezernat "Schifffahrt" bei der
WSD West für das nordostdeutsche Kanalsystem
sowie bei der WSD Südwest für die Bundeswas-
serstraßen Mosel, Saar, Lahn, Main/MDK und
Neckar. Wir koordinieren die Abgabenerhebung,
setzen Tarif- und Verfahrensregelungen fest,
bearbeiten Erstattungsanträge, gewähren Be-
freiungen, erteilen Auskünfte und sind für die
vollständige, ordnungsgemäße Erhebung der
Schifffahrtsabgaben verantwortlich. Wir haben
die Fachaufsicht über zahlreiche Mitarbeiter an
den Schleusen, die vor Ort maßgeblich am Erfolg
der Erhebung teilhaben. Wir sind an Aus- und
Fortbildung aller Schichtleiter beteiligt.
Im Bereich der Abrechnungsstelle in Mainz er-
freuten wir uns einst der Unterstützung aller
105 Schleusen, mit zunehmender Fernsteuerung
auf Main/MDK und Neckar reduziert sich die Zahl
der besetzten Abfertigungsstellen mittlerweile
auf 87. Jeder neue fernbediente Streckenab-
schnitt erfordert etliche individuelle Neuregelun-
gen der Abgabenerhebung, die nur in enger Zu-
sammenarbeit mit den beteiligten Ämtern und
ggf. dank des Entgegenkommens einzelner orts-




Tarifbereich > € 2004 < > € 2003 < Differenz
Mosel - dt. Verwaltung 6.117.031 4.900.973 1.216.058
Moseltransit aus F, L 3.558.012 3.255.682 302.330
9.675.043 8.156.656 1.518.387
Saar 386.499 321.156 65.343
Lahn 4.096 4.290 -194
Neckar 4.011.545 4.009.797 1.748
Main, Main-Donau-Kanal 10.947.585 9.423.631 1.523.954
Spoykanal 18.476 14.980 3.496
norddeutsche BWStr. 30.941.868 27.838.395 3.103.473
Fahrgastschifffahrt - WSD Ost 190.316 178.892 11.424
Sportbootpauschale 51.129 51.129 0
46.551.514 41.842.271 4.709.243


















 - dt. Verwaltung
9,37%





Auch schauen wir auf die Heerscharen von Ak-
teuren bei BAG und TollCollect, die mit neues-
tem Equipment moderne Abgabenerhebung
praktizieren.
An der Wasserstraße geben wir uns noch eher
traditionell:  der Schiffsführer deklariert an der
zuerst durchfahrenen Schleuse auf einer Abga-
benerklärung Schiffsdaten, Strecke, Ladung usw.
und legt Ladepapiere, Atteste und ggf. Kosten-
übernahmebescheinigungen (Stundungsermäch-
tigungen) vor.
Der Schleusenmitarbeiter vergleicht Angaben
und Belege, berechnet, erhebt und quittiert die
Abgaben bei Barzahlern, verschlüsselt alle An-
gaben, auch die zu abgabenfreien Leerfahrten,
zur späteren IT-Erfassung.
Die zuletzt durchfahrene Schleuse wird die
Durchführung der deklarierten Fahrt später noch
einmal bestätigen.
Die Abrechnungsstelle prüft alle eingehenden
Originalbelege überschlägig und lässt sie erfas-
sen. Sie importiert, korrigiert und berechnet die
erfassten Daten mit der Client-Server-Anwen-
dung ASS, um am Monatsende Abrechnungen zu
erstellen. Unbare Zahler (Stundungsnehmer) er-
halten Abgabenbescheide.
Die DVB LogPay GmbH - auch sie ist Maut-
Beteiligte - überweist die monatliche Gesamt-
summe aller Bescheide und übernimmt das Ein-
zelinkasso. Alle Ein- und Auszahlungen werden
über die Bundeskasse Trier gebucht.
Kurzum: im aktuellen Verfahren werden dem
Schiffspersonal lange Wege zur Abfertigungs-
stelle zugemutet und Berge von Papier produ-
ziert. Gegenwärtig wird ein IT-Projekt "ASS-
Online" zur Ausschreibung vorbereitet, das ge-
nau diese Mängel durch ein internet- und intra-
net-gestütztes Verfahren der Fahrtanmeldung,
-verfolgung und -abrechnung abstellen soll. Z.Z.
stockt das Projekt, da weitere WSV-Anwen-
dungen (MOVES, MIB ...) mit ASS-Online zu ver-
knüpfen sind. Neue europäische Standards so-
wie strenge haushaltsrechtliche Anforderungen
an automatisierte Kassenverfahren machen die
Realisierung nicht leichter. Wir arbeiten daran.
Wo Daten erfasst werden, ist die Statistik nicht
weit. Im Rahmen der datenschutzrechtlichen
Möglichkeiten stehen unsere Daten nicht nur
den WSV-Statistikern zur Verfügung. Auch die
offizielle Verkehrsstatistik des Statistischen Bun-
desamts schöpft bei Transitverkehren aus dieser
Quelle.
Die Qualität unserer Arbeit bemisst sich nicht an
der Höhe der Ausgaben, sondern vielmehr an
der Höhe der Einnahmen, die monatlich auf
WSV-Titel fließen ... zumindest vorübergehend.
Später ereichen die Moseleinnahmen die Inter-
nationale Moselgesellschaft (IMG) zur Verteilung
der Einnahmen auf die Moselvertragsstaaten.
Die Einnahmen der übrigen Bundeswasserstra-
ßen sollen sich künftig mit der Autobahnmaut
auf den Konten der neu geschaffenen Ver-
kehrsinfrastrukturgesellschaft (VIFG) vereinen,
um von dort Verkehrsprojekte aller Art finanzie-
ren zu helfen.
Wir scheffeln regelmäßig Millionen und können
doch nur von ihnen träumen ...
...  wir Abgabenerheber aus Mainz.
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Befähigungsnachweise für die Berufs- und
Sportschifffahrt auf Binnen- und
Seeschifffahrtsstraßen
Michael Putzschke Kurt Hillesheim
WSD Südwest WSD Südwest
Wer auf Binnenschifffahrts- und Seeschifffahrts-
straßen des Bundes ein Fahrzeug eigenverant-
wortlich als Schiffsführer oder Bootsführer steu-
ern will, muss Inhaber eines amtlichen Befähi-
gungsnachweises (Patent/Führerschein) sein.
Dies gilt gleichermaßen für die Berufs- als auch
für die Sportschifffahrt ∗.
Nachfolgend werden die wichtigsten Befähi-
gungszeugnisse für die Berufsschifffahrt auf den
Binnenschifffahrtsstraßen und die Befähigungs-
nachweise für die Sportschifffahrt auf den Bin-
nenschifffahrts- und Seeschifffahrtsstraßen so-
wie die Voraussetzungen für deren Erwerb vor-
gestellt.
1. Befähigungsnachweise für die Berufs-
schifffahrt auf Binnenschifffahrtsstra-
ßen
Grundlage für die Erteilung von Befähigungs-
nachweisen für die Berufsschifffahrt auf den
deutschen Binnenschifffahrtsstraßen ist zum ei-
nen die "Rheinpatentverordnung" für die Fahrt
auf dem Rhein und zum anderen die "Binnen-
schifferpatentverordnung" für die Fahrt von Bin-
nenschiffen auf den übrigen Bundeswasserstra-
ßen.
Für die Fahrt von Binnenschiffen bei unsichtigem
Wetter mit Radar findet darüber hinaus auf allen
Bundeswasserstraßen die "Radarpatentverord-
nung" Anwendung.
Bei der Beförderung gefährlicher Güter sind
überdies die "Verordnung über die Beför-
derung gefährlicher Güter auf dem Rhein"
(ADNR) und die "Gefahrgutverordnung Bin-
nenschifffahrt" zu beachten, die besondere
Vorschriften über Sachkundige statuieren.
                                                
∗ ausgenommen von dieser Führerscheinpflicht sind nur
Motorsportboote bis 3,68 kW (5 PS), Sportfahrzeuge unter
Segel und Sportfahrzeuge, die mit Muskelkraft fortbewegt
werden
1.1 Rheinpatentverordnung
Nach der von der Zentralkommission für die
Rheinschifffahrt (ZKR) beschlossenen "Verord-
nung über die Erteilung von Patenten für den
Rhein" (Rheinpatentverordnung) darf auf dem
Rhein ein Fahrzeug nur führen, wer Inhaber ei-
nes Rheinpatentes für die jeweilige Fahrzeugart
und -größe sowie für die zu durchfahrende Stre-
cke ist. Die Rheinpatentverordnung unterschei-
det folgende Patentarten:
• das Große Patent berechtigt zum Führen
aller Fahrzeuge,
• das Kleine Patent  berechtigt zum Führen
eines Fahrzeugs von weniger als 35 m Länge,
sofern es sich nicht um ein Schlepp- oder
Schubboot handelt oder sofern es keine ge-
kuppelten Fahrzeuge fortbewegt, oder zum
Führen eines Fahrzeugs, das zur Beförderung
von nicht mehr als 12 Fahrgästen bestimmt
ist,
• das Sportpatent berechtigt zum Führen ei-
nes Sportfahrzeuges von weniger als 25 m
Länge,
• das Kanalpenichenpatent  berechtigt zum
Führen von Kanalpenichen auf der Strecke
zwischen Basel und den Schleusen I ffezheim,
• das Behördenpatent  berechtigt zum Füh-
ren von Behördenfahrzeugen und Feuer-
löschbooten.
Rheinpatent ( Großes Patent)
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Der Bewerber um ein Rheinpatent muss min-
destens 21 Jahre alt und geeignet sein. Er muss
vier Jahre Fahrzeit als Mitglied einer Decks-
mannschaft nachweisen, davon an Bord eines
Fahrzeugs mit Maschinenantrieb in der Binnen-
schifffahrt mindestens zwei Jahre als Matrose,
Matrosen-Motorwart oder ein Jahr als Boots-
mann, wobei 180 Fahrtage als ein Jahr gerech-
net werden.
Der Bewerber muss Inhaber eines Funksprech-
zeugnisses sein (nur beim Erwerb des Großen
und Kleinen Patents) sowie die Strecke, die das
Rheinpatent umfassen soll, als Matrose, Matro-
sen-Motorwart, Bootsmann oder Steuermann an
Bord von Fahrzeugen mit eigener Triebkraft
mindestens 16 mal in den letzten 10 Jahren be-
fahren haben, davon mindestens drei mal zu
Berg und drei mal zu Tal innerhalb der letzten
drei Jahre vor Antragstellung.
Als Belege dienen die
Schifferdienstbücher, die
ordnungsgemäß geführt
und von einem Wasser-
und Schifffahrtsamt ge-
prüft sein müssen.





Die Eignung zum Vorgesetzten ist durch ein poli-
zeiliches Führungszeugnis zu erbringen. In einer
schriftlichen und mündlichen Prüfung vor einer
Prüfungskommission hat er nachzuweisen, dass
er über ausreichende Kenntnisse der für das
Führen von Fahrzeugen maßgebenden Vor-
schriften und die zu ihrer sicheren Führung er-
forderlichen nautischen und schiffsbetriebstech-
nischen Kenntnisse, beruflichen Fertigkeiten und
Kenntnisse der Grundsätze der Unfallverhütung
verfügt sowie die erforderliche Streckenkenntnis
auf dem Rhein hat.
Zuständig für die Abnahme von Prüfungen und
die Erteilung der Rheinpatente sind in Deutsch-
land die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen
West, Südwest und Süd.
In den übrigen "ZKR-Staaten" (Niederlande, Bel-
gien, Frankreich und Schweiz) werden von den
dortigen Schifffahrtsverwaltungen ebenfalls Pa-
tente für den Rhein auf der Grundlage der
Rheinpatentverordnung erteilt. Für die Erteilung
der Penichenpatente ist ausschließlich die fran-
zösische Schifffahrtsverwaltung zuständig.
1.2 Binnenschifferpatentverordnung
Die "Verordnung über Befähigungszeugnisse in
der Binnenschifffahrt" (Binnenschifferpatentver-
ordnung) findet nur außerhalb des Rheins An-
wendung ∗.
In wesentlichen Teilen dient die Verordnung der
nationalen Umsetzung der EU-Richtlinien
91/672/EWG und 96/50/EG und bestimmt, dass
ein Fahrzeug auf den Wasserstraßen nur führen
darf, wer ein Befähigungszeugnis (Patent) der
zuständigen Wasser- und Schifffahrtsdirektion
für die jeweilige Klasse besitzt.
Der Bewerber um ein Schifferpatent (Klasse B)
muss mindestens 21 Jahre alt und geeignet sein.
Er muss vier Jahre als Mitglied einer Decks-
mannschaft an Bord eines Fahrzeugs mit Ma-
schinenantrieb in der Binnenschifffahrt nachwei-
sen, davon mindestens zwei Jahre als Matrose
oder Matrosen-Motorwart oder ein Jahr als
Bootsmann, wobei 180 Fahrtage als ein Jahr ge-
rechnet werden.
Der Bewerber muss die Fahrzeiten anhand von
Schifferdienstbüchern nachweisen, die ord-
nungsgemäß geführt und von einem Wasser-
und Schifffahrtsamt geprüft sein müssen.
Darüber hinaus muss er Inhaber eines Sprech-
funkzeugnisses sein (nur bei Patenten Klasse A,
B und C) sowie körperlich zum Schiffsführer ge-
eignet sein (Vorlage eines ärztlichen Zeugnis-
ses).
Die Eignung zum Vorgesetzten ist durch ein poli-
zeiliches Führungszeugnis nachzuweisen. In ei-
ner schriftlichen und mündlichen Prüfung hat
der Bewerber nachzuweisen, dass er über aus-
reichende Kenntnisse der für das Führen von
Fahrzeugen maßgebenden Vorschriften verfügt
und die zu ihrer sicheren Führung erforderlichen
nautischen und schiffsbetriebstechnischen
Kenntnisse, beruflichen Fertigkeiten und Kennt-
nisse über die Grundsätze der Unfallverhütung
hat.
Für bestimmte Binnenschifffahrtsstraßen im Gel-
tungsbereich der Binnenschifferpatentverord-
nung ist, wie auf dem Rhein, neben dem für die
jeweilige Fahrzeugart und -größe erforderlichen
Patent eine besondere Streckenkunde erforder-
lich, die in der Prüfung nachzuweisen ist.
                                                
∗ der Fährführerschein (Klasse F) wird auch für Fährstrecken
auf dem Rhein erteilt, da die Rheinpatentverordnung keine
Regelung enthält und insoweit auf nationale Vorschriften
verweist
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Die Patente werden in Klassen mit folgenden Berechtigungen erteilt:
Klasse Fahrzeugart und -größe Wasserstraßen Befähigungszeugnis
A alle Fahrzeuge Binnenschifffahrtsstraßen und
Seeschifffahrtsstraßen bis zu der
Grenze der Seefahrt
Schifferpatent A
B alle Fahrzeuge Binnenschifffahrtsstraßen Schifferpatent B
C1 Binnenschifffahrtsstraßen und




Fahrzeuge mit einer Länge von weniger
als 35 m, ausgenommen
1. zur Beförderung von mehr als zwölf
Fahrgästen zugelassene Fahrgast-
schiffe,
2. Schub- und Schleppboote mit mehr
als 73,6 kW (100 PS) Antriebsleistung
Binnenschifffahrtsstraßen Schifferpatent C2
D1 Binnenschifffahrtsstraßen und




Feuerlöschboote, Fahrzeuge des Zivil-
und Katastrophenschutzes
Binnenschifffahrtsstraßen Feuerlöschbootpatent D2
E Sportfahrzeuge mit einer Länge von nicht
mehr als 25 m
Binnenschifffahrtsstraßen Sportschifferzeugnis
F Fähren für eine bestimmte Fährstelle Fährführerschein
Es handelt sich dabei um folgende Binnen-
schifffahrtsstraßen:
• Elbe von km 0,0 (Schöna) bis km 607,50
(Obere Grenze des Hamburger Hafens),
• Weser von km 0,0 (Hann.-Münden) bis
km 204,45 (Minden) - Oberweser,
• Donau von km 2249,00 (Vilshofen) bis
km 2327,72 (Straubing),
• Untere Havel-Wasserstraße von km 68,0
(Plaue) bis km 145,8 (Havelberg),
• Oder von km 542,4 (Ratzdorf) bis km 704,1
(Widuchowa) und die
• Saale von km 0,0 (Mündung in die Elbe) bis
km 36,65 (Bernburg).
Ein Patent kann auch als "Donaukapitänspatent"
erteilt werden, wenn der Bewerber bereits Inha-
ber der für die Bundeswasserstraße Donau er-
forderlichen Fahrerlaubnis ist.
Das Donaukapitänspatent bescheinigt in Über-
einstimmung mit den Empfehlungen der Donau-
kommission die Befähigung zum Führen von
Fahrzeugen auf der Donau im internationalen
Verkehr außerhalb des Geltungsbereichs der
Binnenschifferpatentverordnung. Für die Ertei-
lung des Donaukapitänpatentes ist in Deutsch-
land ausschließlich die WSD Süd zuständig.
Ausnahmen von der Patentpflicht bestehen für
bestimmte Dienstfahrzeuge des Bundes und der
Länder. Ein Patent der Klassen A bis F ist nicht
erforderlich beim Führen von
• Dienstfahrzeugen der Bundeswehr, der Bun-
deszollverwaltung, der Bundespolizei, der
Bereitschaftspolizei und der Wasserschutzpo-
lizei der Länder mit einer Länge von nicht
mehr als 25 Metern,
• Dienstfahrzeugen des Zivil- und Katastro-
phenschutzes, der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes, der Schifffahrtsver-
waltung eines Landes und der Feuerwehr mit
einer Länge von weniger als 15 Metern,
sofern der Führer des Dienstfahrzeugs einen
amtlichen Berechtigungsschein seiner Dienst-
stelle besitzt.
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Amtliche Berechtigungsscheine der WSV des Bundes
1.3 Radarpatentverordnung
Wer mit einem Binnenschiff bei unsichtigem
Wetter, d.h. bei Verhältnissen, bei denen die
Sicht durch Nebel, Schneefall, heftige Regen-
güsse oder andere ähnliche Ursachen einge-
schränkt ist, eine Radarfahrt durchführt, muss
ein Radarpatent nach der "Verordnung über die
Erteilung von Radarpatenten" (Radarpatentver-
ordnung) besitzen.
Der Bewerber um ein Ra-
darpatent muss mindestens
18 Jahre alt sein, Inhaber
eines Schifferpatents und
eines Sprechfunkzeugnisses
sein. Er hat in einer the-
oretischen und prakti-
schen Prüfung nachzu-
weisen, dass er über
ausreichende Kenntnisse
für das Führen eines
Fahrzeugs mit Radar
verfügt.
Zuständig für die Prüfung und die Erteilung ei-
nes Radarpatentes sind die Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektionen West, Südwest, Süd und Ost.
1.4 ADNR - Gefahrgutverordnung Binnenschiff-
fahrt
An Bord von Schiffen, die
gefährliche Güter im Sin-
ne des ADNR (Accord
Européen relatif au trans-
port international des
marchandises dangereu-
ses par voie de naviga-




im Besitz einer Bescheinigung ist, die von einer
Wasser- und Schifffahrtsdirektion ausgestellt
wurde und mit der bescheinigt wird, dass er an
einer Schulung teilgenommen und eine Prüfung
über die besonderen Anforderungen bestanden
hat, die bei der Beförderung gefährlicher Güter
in Schiffen zu erfüllen sind (Ziffer 8.2.1.2
ADNR).
Die ADNR-Bescheinigungen werden nach Able-
gung einer Prüfung erteilt für Trockengüter-
schiffe, Tankschiffe sowie für die Beförderung
von Gasen und Chemikalien.
2. Befähigungsnachweise für die Sport-
schifffahrt auf Binnen- und Seeschiff-
fahrtsstraßen
2.1 Sportbootführerscheine
Grundlage für die Erteilung der Sportbootführer-
scheine sind die "Sportbootführerscheinverord-
nung-Binnen", die "Sportbootführerscheinver-
ordnung-See" und die "Sportseeschifferschein-
verordnung".
Gemäß § 3a Binnenschifffahrtsaufgabengesetz
und § 7 Seeaufgabengesetz ist die Zuständigkeit
für Prüfungen und die Erteilung der Sportboot-
führerscheine dem Deutschen Motoryachtver-
band (DMYV) e.V. und dem Deutschen Segler-
Verband (DSV) e.V. übertragen worden, d.h. die
beiden Wassersportverbände nehmen diese Ho-
heitsaufgabe als sog. "Beliehene" für die Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
wahr. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben
unterstehen die Verbände der Fachaufsicht des
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen.
Nachfolgend werden die (aktuellen) deutschen
Sportbootführerscheine vorgestellt, die alle in
Übereinstimmung mit der Resolution Nr. 40
(International Certificate for Operators of Plea-
sure Craft) der Hauptarbeitsgruppe "Binnen-
schifffahrt" der Wirtschaftskommission der Ver-
einten Nationen für Europa (ECE) erteilt werden:
Sportbootführerschein-Binnen
Amtlicher Schein, der
zum Führen von Sport-
booten mit Antriebsma-




Er gilt für Sportfahrzeu-
ge <  15 m Länge (§ 2






zum Führen von Sport-
booten mit Antriebsma-
schine >  3,68 kW (5 PS)
auf den Seeschifffahrts-
straßen vorgeschrieben ist.
Er gilt ohne Längenbe-











Der Schein gilt für die
Küstengewässer (= Ge-
wässer aller Meere bis
zu 12 Seemeilen Ab-
stand von der Festland-
küste).
Der Schein kann für Yachten mit Antriebs-
maschine oder für Yachten mit Antriebsmaschine
und unter Segel erworben werden.
Der Bewerber muss mindestens 300 sm auf
Yachten im Küstenbereich zurückgelegt haben
(§§ 1 und 6 Sportseeschifferscheinverordnung).
Sportseeschifferschein
Amtlicher Schein, der nicht zwingend vorge-
schrieben aber empfohlen ist und von Inhabern
des Sportküstenschifferscheins erworben werden
kann.
Der Schein gilt auf den küstennahen Seegewäs-
sern (=  Gewässer aller Meere bis zu 30 Seemei-
len (sm) Abstand von der Festlandküste sowie
für die gesamte Ost- und Nordsee, den Ärmel-
kanal, den Bristolkanal, die I rische und Schotti-
sche See, das Mittelmeer und das Schwarze
Meer). Der Schein kann für Yachten mit An-
triebsmaschine oder für Yachten mit Antriebs-
maschine und unter Segel erworben werden.
Der Bewerber muss nach Erwerb des Sport-
bootführerscheins-See mindestens 1.000 sm auf
Yachten im Seebereich oder nach Erwerb des
Sportküstenschifferscheins mindestens 700 sm
im Seebereich zurückgelegt haben (§§ 1 und 6
Sportseeschifferscheinverordnung).
Sporthochseeschifferschein
Amtlicher Schein, der nicht zwingend vorge-
schrieben aber empfohlen ist und von Inhabern
des Sportseeschifferscheins erworben werden
kann. Der Schein gilt in der weltweiten Fahrt
und kann für Yachten mit Antriebsmaschine oder
für Yachten mit Antriebsmaschine und unter Se-
gel erworben werden.
Der Bewerber muss nach Erwerb des Sportsee-
schifferscheins mindestens 1.000 sm im Seebe-
reich zurückgelegt haben (§§ 1 und 6 Sportsee-
schifferscheinverordnung).
Neben diesen dargestellten Sportbootführer-
scheinen existieren - insb. für die Binnenschiff-
fahrtsstraßen - noch eine Vielzahl von alten, na-
tionalen Führerscheinen, die nach wie vor in
dem erteilten Umfang weitergelten, so z.B.
• Führerschein für Binnenfahrt (A) mit Motor-
berechtigung des DSV e.V.
• Motorboot-Führerschein A für Binnenfahrt des
DMYV e.V.
• Motorboot-Führerschein des DMYV e.V.
• Sportboot-Führerschein des DMYV e.V. /
DSV e.V.
• Sportbootführerscheine der DDR für die Bin-
nenfahrt.
Eine Umschreibung dieser alten Führerscheine in
den (aktuellen) Sportbootführerschein-Binnen ist
für Fahrten auf den Bundeswasserstraßen nicht
erforderlich.
Ein Umtausch ist jedoch zu empfehlen bzw.
zwingend, sofern Reisen mit einem Sportboot in
die europäischen Nachbarländer unternommen
werden.
2.2 Sportschifferzeugnis - Sportpatent
Für das Führen von Sportfahrzeugen (mit An-
triebsmaschine oder unter Segel) mit einer Län-
ge von 15 m bis weniger als 25 m ist auf allen
Binnenschifffahrtsstraßen des Bundes ein Sport-
schifferzeugnis nach der Binnenschifferpatent-
verordnung - auf dem Rhein ein Sportpatent
nach der Rheinpatentverordnung - erforderlich.
Das Sportschifferzeugnis kann bei allen Wasser-
und Schifffahrtsdirektionen - das Sportpatent für
den Rhein bei den Wasser- und Schifffahrtsdi-
rektionen West, Südwest und Süd - nach Able-
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gung einer Prüfung erworben werden, d.h. diese
Aufgabe ist nicht auf die Wassersportverbände
übertragen worden.
Sportschifferzeugnis
Für das Befahren der Binnenschifffahrtsstraßen,
für die eine besondere Streckenkenntnis gefor-
dert wird, ist darüber hinaus die Streckenkunde
in der Prüfung nachzuweisen.
Für Sportfahrzeuge ab 25 m bis 35 m Länge ist
auf dem Rhein das "Kleine Patent" nach der
Rheinpatentverordnung, auf den übrigen Bin-




Schiffsfunkstellen auf Sportfahrzeugen und Fahr-
zeugen der Berufsschifffahrt dürfen nur von Per-
sonen bedient oder beaufsichtigt werden, die
Inhaber eines speziellen Funkzeugnisses sind.
Nachfolgend werden einige Zeugnisse vorge-
stellt, die für die Fahrt von Sportfahrzeugen auf
Binnenschifffahrts- und Seeschifffahrtsstraßen
von Bedeutung sind:
UKW-Sprechfunkzeugnis für den Binnenschiff-
fahrtsfunk (UBI )
Das UKW-Sprechfunk-
zeugnis für den Binnen-
schifffahrtsfunk (UBI ) be-









wärts der Grenze der Seefahrt teilzunehmen
(§ 4 Binnenschifffahrt-Sprechfunkverordnung).







tungen des Seenot- und
Sicherheitsfunksystems
(GMDSS) für UKW auf
Sportfahrzeugen (Anla-















ge 3 zu § 13 Abs. 4a
Schiffssicherheitsverordnung).
Zuständig für die Prüfungen und für die Ertei-
lung der genannten Sprechfunkzeugnisse sind
die Fachstelle der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung für Verkehrstechniken (FVT) in Koblenz
(für das UKW-Sprechfunkzeugnis - UBI ) sowie
der Deutsche Motoryachtverband e.V. und der
Deutsche Segler-Verband e.V. (für alle drei auf-
geführten Sprechfunkzeugnisse).
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Die Lichtwahrschau in der Gebirgsstrecke des Rheins
-  ein besonderes Schifffahrtszeichen -
Petra Schneider
WSA Bingen
Der Rhein ist eine Bundeswasserstraße und
dient in erster Linie der Schifffahrt als Verkehrs-
weg. Den jeweiligen Wasser- und Schifffahrts-
ämtern obliegen die Unterhaltung der Wasser-
straße und die Verkehrsregelung der Schifffahrt.
Das Wasser- und Schifffahrtsamt Bingen ist für
den Streckenabschnitt von Mainz bis Rolands-
eck, kurz vor Bonn, verantwortlich. Innerhalb
dieses Abschnittes befindet sich die schöne ein-
drucksvolle Rheinstrecke, die entlang des be-
rühmten Loreleyfelsens führt.
Die so genannte Gebirgsstrecke reicht von
Oberwesel bis nach St. Goar. Hier ist das
Rheintal auf einer Länge von 5 km tief einge-
schnitten, stark gewunden und sehr eng. Diese
Strecke ist Teil des Mittelrheins, der 2002 zum
Weltkulturerbe der UNESCO erklärt wurde, was
seine Einzigartigkeit unterstreicht.
Für die Schifffahrt ist dies aufgrund der stark
gewundenen und engen Kurvenbereiche eine
sehr anspruchsvolle Strecke und erfordert gute
Kenntnisse der Örtlichkeiten, der Strömungsver-
hältnisse sowie ein erfahrenes nautisches Kön-
nen. Über die gesamte Strecke zwischen Ober-
wesel und St. Goar gibt es aufgrund der sehr
engen Kurven weder ausreichende Sicht noch
eine direkte UKW-Sprechfunkverbindung von
Schiff zu Schiff.
Zur Regelung des Schiffsverkehrs an diesen
Engstellen wurde eine Wahrschau (aus dem nie-
derländischen Wort waarschouwen =  warnen)
eingerichtet.
Heute wird die so genannte Lichtwahrschau
rund um die Uhr mit insgesamt drei Signalstellen
entlang der Strecke "Am Betteck", "Gegenüber
der Loreley" und "An der Bank" von der Revier-
zentrale Oberwesel geschaltet. In der Station
"An der Bank" befindet sich auch ein Museum
zur Geschichte der Wahrschau.
Je nach Größe der Schiffe muss eine Begegnung
untereinander vermieden werden. Sicher und
leicht anhalten bzw. warten kann aufgrund der
Strömung des Rheins nur die Bergfahrt, daher
wird ihr durch die Wahrschau die Größe und An-
zahl der zu Tal fahrenden Schiffe angezeigt.
Lichtwahrschau "Am Betteck"
Die Wahrschauposten konnten ursprünglich ih-
ren Dienst nur bei guten Sichtverhältnissen in
der Zeit von 30 Minuten vor Sonnenaufgang bis
30 Minuten nach Sonnenuntergang verrichten.
Lichtwahrschau "An der Bank"
In ihren Anfangszeiten erfolgte die Wahrschau
mit Hilfe von Signalflaggen. Diese wurden von
den großen schwarzen Tafeln mit weiß leuch-
tenden Lichtbalken abgelöst, die jeder, der
schon einmal mit dem Auto auf der B 9 von
Koblenz nach Mainz gefahren ist, gesehen hat.
Mit fortschreitender Technik wurden Fernseh-
kameras installiert, die den nicht einsehbaren
Bereich absicherten, heute erfolgt die Erfassung
mit Hilfe des Radars.
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Außerhalb der Wahrschauzeiten war die Talfahrt
gesperrt und nur die Bergfahrt erlaubt. Bei auf-
tretendem Nebel musste die Wahrschau ebenso
eingestellt werden.
Damit auch nachts der Begegnungsverkehr zu-
gelassen werden konnte, sind seit 1980 entlang
der Gebirgsstrecke Relaisstationen in Betrieb,
die einen Funkverkehr von Schiff zu Schiff er-
möglichen. Hierdurch konnte die Schifffahrt sich
"Selbst-Wahrschauen" und die Talfahrt musste
nicht mehr gesperrt werden. Heute wäre dies
aufgrund des gewachsenen Verkehrsaufkom-
mens und des hohen Anteils an Gefahrgutschif-
fen nicht mehr vorstellbar.
Um einen ständigen Überblick über den gegen-
wärtigen Schiffsverkehr zu erhalten, wurden auf
der genannten Strecke vier Landradarstationen
errichtet, die diesen Bereich abdecken. Die Ra-
darbilder der einzelnen Landstationen werden
seit 1998 an die Revierzentrale (RvZ) Oberwesel
übertragen und auf Monitoren dargestellt.
Revierzentrale Oberwesel
Der Wahrschauer in der Revierzentrale ist nun in
der Lage, den Schiffsverkehr in diesem Stre-
ckenabschnitt zu beobachten und erkennt, wo
sich welches Schiff gerade befindet. Damit er die
genaue Lage bzw. Örtlichkeit eines talfahrenden
Schiffes der bergfahrenden Schifffahrt zeigen
kann, ist die Strecke in vier genau festgelegte
Bereiche eingeteilt. Jedem Bereich ist ein be-
stimmtes Feld der Tafel zugeordnet. Eine Tafel
besteht aus zwei oder drei vertikal übereinander
angeordneten Dreiecken. Die drei Seiten des
Dreiecks bilden einzelne Lichtbalken. Jeder kann
einzeln für sich angeschaltet werden.
Folgende vier Möglichkeiten der Lichtanzeige
gibt es: unterer Balken, linker Balken, linker und
rechter Balken, alle drei Balken. Die jeweilige
Bedeutung der vier Anzeigemöglichkeiten ist in
der Abbildung unten links angegeben.
Wahrschaustrecke Oberwesel - St. Goar
Neben dem Wahrschaudienst obliegt der Revier-
zentrale der Nautische Informationsfunk (NIF)
und das Melde- und Informationssystem Binnen-
schifffahrt (MIB). Der Nautische Informations-
funk dient der Übermittlung von Nachrichten an
und aus der Schifffahrt. Sie beziehen sich auf
den Schutz von Personen oder auf die Sicherheit
von Schiffen, z.B. Schiffsunfälle, Wasserstands-
meldungen usw. Im Melde- und Informations-
system Binnenschifffahrt werden Transportdaten
von Schiffen erfasst. Diese Daten werden bei
Unfällen oder ähnlichen Gefahren an die Ret-
tungsdienste und an die zuständigen Polizei-
dienststellen weitergegeben. Von der Melde-
pflicht sind im wesentlichen die Schiffe betrof-
fen, die Gefahrgut transportieren oder von ihren
Abmessungen (Länge und Breite) ein festgeleg-
tes Maß überschreiten. Hierdurch ist ein schnel-
les und zweckmäßiges Handeln bei Unfällen zum
Schutz der Schiffsbesatzung, der Bevölkerung
und der Umwelt gegeben.
Literaturverzeichnis:
"Die Entwicklung des Wahrschaudienstes in der Gebirgsstrecke des Rheins zwischen Bingen und St. Goar",
Ulrich Knobloch in Hansen-Blatt Nr. 38, August 1985, Seite 51 - 56, St. Goar am Rhein
"Radargestützte Wahrschau an der Gebirgsstrecke des Rheins",
Hermann W. Haberkamp, Fachstelle für Verkehrstechniken in Koblenz, unveröffentlicht
"Merkblatt Verkehrssicherungssysteme auf Binnenschifffahrtsstraßen", Ausgabe 2004,
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, 4. Auflage
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Abgabe von Bundeswasserstraßen
-  am Beispiel des Ginsheimer Altrheins -
Norman Gerhardt Klaus Michels
WSD Südwest WSD Südwest
Durch eine Rechtsverordnung des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen verlor der Ginsheimer Altrhein am 14. Ju-
ni 2005 seine Eigenschaft als Bundeswasserstra-
ße und ging auf die Gemeinde Ginsheim-Gus-
tavsburg über. Wie kam es dazu?
1. Allgemeines zur Abgabe von Bundes-
wasserstraßen
Artikel 97 der Weimarer Reichsverfassung ver-
pflichtete das Reich, die dem allgemeinen Ver-
kehr dienenden Wasserstraßen in sein Eigentum
zu übernehmen. Die Umsetzung dieser Verpflich-
tung erfolgte 1921 durch das Gesetz zum Was-
serstraßenstaatsvertrag, mit dem der Hauptteil
des heutigen Bundeswasserstraßennetzes von
den Ländern auf das Reich überging. Der Be-
gründung zum Wasserstraßenstaatsvertragsge-
setz ist zu entnehmen, dass damals ein durch-
schnittlicher Jahresverkehr mit einer Gütermen-
ge von 50.000 t als Richtwert für den Übergang
einer Wasserstraße auf das Reich angenommen
wurde. Mit In-Kraft-Treten des Grundgesetzes
wurden gemäß Artikel 89 aus den Reichswasser-
straßen die Bundeswasserstraßen.
Der Bestand der Bundeswasserstraßen war im
Laufe der vergangenen Jahrzehnte Veränderun-
gen unterworfen. Hierfür war vor allem der sich
auf den einzelnen Binnenwasserstraßen unter-
schiedlich entwickelnde Verkehr verantwortlich.
Einerseits entstanden einige bedeutende Bun-
deswasserstraßen neu (z.B. Elbe-Seitenkanal,
Main-Donau-Kanal), andererseits wurden auch
verkehrlich unbedeutende (Teil-) Strecken an die
Länder abgegeben. Jedoch ist festzustellen, dass
es bislang nicht in nennenswertem Umfang zu
einer Abgabe von Bundeswasserstraßen kam.
Dies liegt im Wesentlichen daran, dass Bundes-
wasserstraßen nur im Einvernehmen mit den
Ländern abgegeben werden können.
Ausgehend von Forderungen des Bundesrech-
nungshofes hat sich das Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen seit Ende
der 90er Jahre verstärkt um eine Abgabe von
Bundeswasserstraßen bemüht. In dem Zusam-
menhang hat das Ministerium Prüfkriterien ent-
wickelt, die bei einer Abgabe von Bundeswas-
serstraßen zu beachten sind. Zusammengefasst
kann man sagen, dass alle Binnenwasserstraßen
der Wasserstraßenklassen 0 - I I I  für eine Abga-
be in Betracht kommen, es sei denn, sie dienen
der Aufrechterhaltung des Bundeswasserstra-
ßennetzes, u.a. der Verbindung zu aktiven Um-
schlagsstellen, Häfen und Werften sowie zu Um-
fahrungen, Abkürzungen und zur Verkehrsent-
lastung. Des Weiteren können Bundeswasser-
straßen nicht abgegeben werden, wenn sie für
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen benötigt
werden oder die Wasserbewirtschaftung zu Ver-
kehrszwecken der Wasserstraßenklassen IV - VI I
gewährleisten.
Auf der Basis dieser Prüfkriterien wurden im
Jahre 2002 den Ländern zahlreiche Bundeswas-
serstraßen, insbesondere kleinere Teilstrecken,
zur Übernahme angeboten. Zu den abgabefähi-
gen Bundeswasserstraßen zählten im Bezirk der
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest u.a.
die Lahn und die hessischen Altrheine, darunter
auch der Ginsheimer Altrhein.
2. Die Abgabe des Ginsheimer Altrheins
2.1 Vorgeschichte
Mit der Abgabe des Ginsheimer Altrheins kam es
erstmals zu einer Entwidmung einer Bundeswas-
serstraße im Bezirk der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Südwest. Dass die Abgabe ge-
lang, beruhte auf einer Sondersituation im Gins-
heimer Altrhein. Seit vielen Jahren sedimentier-
ten im Ginsheimer Altrhein belastete Eintreibun-
gen aus Nebengewässern. Diese Sedimente
ragten bei niedrigen Wasserständen als Schlamm-
inseln aus dem Wasser und führten zu Geruchs-
belästigungen der Anwohner. Um diese Ge-
ruchsbelästigungen künftig zu beseitigen, dräng-
te die Gemeinde Ginsheim-Gustavsburg die Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) zunächst,
die 36.000 m3 umfassende Schlammmenge in
eigener Zuständigkeit zu baggern. Dazu bestand
jedoch für die WSV keine Veranlassung, da sich
die Zuständigkeit des Bundes nach Artikel 89
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Grundgesetz lediglich auf die Bundeswasserstra-
ßen als Verkehrswege beschränkt und der WSV
keine eigenständigen Maßnahmen auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes erlaubt. Trotz zuneh-
mender Verschlammung war die durchgehende
Schifffahrt auf dem Ginsheimer Altrhein nicht
beeinträchtigt.
Entschlammung des Ginsheimer Altrheins im Frühjahr 2005
Im weiteren Verlauf versuchte die Gemeinde die
WSV zu den auf 850.000 € veranschlagten Kos-
ten für die Baggermaßnahme heranzuziehen.
Zur Begründung verwies die Gemeinde auf die
Zustandsverantwortlichkeit des Bundes als Ei-
gentümer des Ginsheimer Altrheins. Diese For-
derung der Gemeinde wies die WSV ebenso von
vornherein zurück, da die Belastungen der
Schlammablagerungen in keinem Punkt die ein-
schlägigen Sanierungsschwellenwerte über-
schritten.
Eine finanzielle Beteiligung des Bundes zu der
rein wasserwirtschaftlich motivierten Bagger-
maßnahme war im Ergebnis allein für den Fall
denkbar, dass die Gemeinde den Ginsheimer
Altrhein zugleich übernimmt und ihr dafür ein
Ablösebetrag gezahlt werden kann. Diesem Vor-
schlag hat die Gemeinde letztlich zugestimmt.
2.2 Berechnung der Ablösesumme
Die Ablösesumme ergibt sich, indem den Ein-
nahmen aus Nutzungsentgelten die Ausgaben
für Verkehrssicherungs- und Unterhaltungsar-
beiten gegenüber gestellt werden.
Eine Kapitalisierung mit 4 Prozent über einen
Zeitraum von 100 Jahren ist entsprechend den
Vorgaben des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen bei der Berechnung
zu beachten. Für den Ginsheimer Altrhein er-
mittelte sich damit ein Ablösebetrag von
145.000 €.
Die Einnahmen ergaben sich aus den Nutzungs-
entgelten für Steganlagen und Einleitungen. Bei
deren Berechnung wurde bereits die zurzeit
stattfindende Anpassung der Nutzungsentgelte
berücksichtigt.
Die Ausgaben der WSV für die Bundeswasser-
straße Ginsheimer Altrhein setzten sich aus den
gegenwärtigen Kosten für Kontrollfahrten, Ver-
kehrssicherungspeilungen und Gehölzpflegear-
beiten zusammen.
Ginsheimer Altrhein bei Rhein-km 492,90 (Länge 1,5 km)
35
In der Ablöseberechnung nicht berücksichtigt ist
der allgemeine Verwaltungsaufwand, der der
WSV im Zusammenhang mit dem Ginsheimer
Altrhein entstanden ist.
2.3 Bestandsänderungsverfahren
Da der Ginsheimer Altrhein in der Anlage zum
Bundeswasserstraßengesetz als Teil der Bun-
deswasserstraße Rhein namentlich aufgeführt
war, bedurfte es eines förmlichen Bestandsän-
derungsverfahrens gemäß § 2 Bundeswasser-
straßengesetz. Danach vollzieht sich eine Be-
standsänderung in zwei Schritten.
Zunächst schließen der Bund, das Land und der
Erwerber einen öffentlich-rechtlichen Vertrag. In
diesem Vertrag haben der Bund, das Land Hes-
sen und die Gemeinde Ginsheim-Gustavsburg
u.a. geregelt, dass der Ginsheimer Altrhein ein
Gewässer 2. Ordnung nach Hessischem Wasser-
gesetz wird und das Eigentum an den Land- und
Wasserflächen auf die Gemeinde übergeht. Der
Vertrag enthält weiterhin Aussagen zur Gewähr-
leistung der Schiffbarkeit des Ginsheimer Alt-
rheins, zum Betretungsrecht der abgegebenen
Wasser- und Landflächen für Beschäftigte der
WSV, zur Verwaltungszuständigkeit des Gins-
heimer Altrheins und zur Übertragung der Nut-
zungsverträge vom Wasser- und Schifffahrtsamt
Mannheim auf die Gemeinde.
Die Umsetzung des Vertrags erfolgte dann in ei-
nem zweiten Schritt mit der eingangs erwähnten
Rechtsverordnung.
Mit In-Kraft-Treten dieser Rechtsverordnung
wurde der Ginsheimer Altrhein als Bundeswas-
serstraße entwidmet und die dazugehörigen
Grundstücke gingen in das privatrechtliche Ei-
gentum der Gemeinde über.
Herr Gerhardt bei der Überreichung des Vertrages an den Hessischen Umweltstaatssekretär Seif
3. Resümee und Ausblick
Mit der Abgabe des Ginsheimer Altrheins ist
zweierlei geglückt. Zum Einen konnte die Ge-
meinde Ginsheim-Gustavsburg mit dem Ablöse-
betrag die Entschlammung im Interesse ihrer
Einwohner finanzieren. Zum Anderen konnte die
WSV mit der Abgabe einer Wasserstraße von
untergeordneter Verkehrsbedeutung eine sinn-
volle Desinvestition vornehmen, die zukünftig
Kosten im Unterhaltungsbereich einsparen hilft.
Gleichwohl wird es nach Ansicht der Autoren
auch in Zukunft nur in Ausnahmefällen zur Ab-
gabe einer Bundeswasserstraße kommen, da
Betrieb und Unterhaltung von Wasserwegen mit
erheblichen Kosten verbunden sind und spezifi-
sches Fachwissen erfordern. Dies gilt insbeson-
dere für Bundeswasserstraßen mit anspruchs-








Der Rhein war schon seit je her eine bedeutende
Wasserstraße. Bereits die Römer wussten ihn als
wichtigen Nachschubweg mit kleineren Schiffen
zu nutzen.
Der Rhein bei Bacharach (Stich aus dem 18. Jahrhundert)
Während früher nur gesegelt oder getreidelt
wurde, fahren die Schiffe heute maschinenge-
trieben. Die Nutzung der Dampfmaschine und
später des Dieselmotors als Schiffsantrieb gaben
der Rheinschifffahrt einen enormen Auftrieb.
Heute können Schub- und Koppelverbände mit
mehr als 5.000 t Tragfähigkeit den Rhein be-
fahren.
Schleppschifffahrt auf dem Rhein um 1800 durch Treidler
und Zugboote (Holzschnitt von E. Singer)
Die größten Fahrzeuge jedoch, die jemals den
Rhein befuhren, waren wohl die Flöße, mit de-
nen hauptsächlich die Niederlande mit Holz ver-
sorgt wurde.
Das gesamte Transportaufkommen ist zwar am
Niederrhein am höchsten, beträgt aber am Mit-
telrhein noch mehr als 60 Mio. Gütertonnen.
Mehr als dreiviertel aller Güter, die in Deutsch-
land auf dem Wasserweg transportiert werden,
werden auf dem Rhein transportiert. Das macht
ihn zur verkehrsreichsten Binnenwasserstraße
Europas.
Aber worin liegen die Ursachen?
Warum sind nicht Donau, Elbe, Weser oder Oder
ähnlich erfolgreich?
Das "Geheimnis" liegt im gleichmäßig über das
Jahr verteilten Abfluss. Im Sommer wird der
Rhein vom Schmelzwasser aus den Alpen ge-
speist - der Bodensee übernimmt dabei die
Funktion eines Ausgleichsbeckens -, im Winter
bringen die Niederschläge aus den Einzugsge-
bieten der Nebenflüsse dem Rhein genügend
Wasser, so dass die Schifffahrt ganzjährig ak-
zeptable Wasserstandsverhältnisse vorfindet.
Die finanziellen Rahmenbedingungen sind aller-
dings weniger günstig.
Die allgemeine Verschuldung der öffentlichen
Haushalte zwingt zum Sparen. Daran bleibt der
Verkehrshaushalt und damit das Budget für die
Binnenwasserstraßen nicht verschont.
Da die bereitgestellten Mittel nicht annähernd
zur Bestandssicherung und Anpassung an das
steigende Verkehrsaufkommen reichen, müssen
Prioritäten gesetzt werden. Zuerst werden si-
cherheitsrelevante Maßnahmen bedient. Dann
folgen dringend erforderliche Ersatzinvestitio-
nen, die bei einer Unterlassung zum Ausfall der
Wasserstraße führen würden.
Erst an dritter Stelle kommen die Maßnahmen,
die ein hohes Nutzen-Kosten-Verhältnis aufwei-
sen, wozu Maßnahmen zur Verbesserung der
Schiffbarkeit am Rhein zweifelsohne gehören.
Trotzdem müsste man von komfortablen Ver-
hältnissen sprechen:
gleichmäßige Abflüsse, seltene Schifffahrtsbe-
hinderungen, auf den ersten Blick ausreichende
Breiten und Tiefen des Fahrwassers. Eine ge-
naue Betrachtung unter Einbeziehung der zu-
künftigen Entwicklung führt allerdings zu einem
anderen Ergebnis.
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Schon 2015 ist mit rd. 200 Mio. Gütertonnen am
Niederrhein und mit rd. 100 Mio. Gütertonnen
am Mittelrhein zu rechnen. Das Durchschnitts-
schiff wird rd. 1.800 Gütertonnen erreichen. Der
Anteil der übergroßen Motorgüterschiffe wird
sich überproportional erhöhen, so dass fast
50 %  der Fahrzeuge eine Tragfähigkeit von
mehr als 2.000 t erreichen. Insgesamt wird die
Anzahl der Fahrzeuge erstmals wieder leicht an-
steigen, weil das prognostizierte Güterwachstum
stärker ist als die Größenzunahme der Flotte (in
Gütertonnen pro Einheit).
Den wirtschaftlichen Transport dieser Güter-
mengen zu gewährleisten ist die Zukunftsaufga-
be an der Bundeswasserstraße Rhein, wobei
insbesondere folgende Rahmenbedingungen zu
beachten sind:
• Wirtschaftlichkeit der Investitions- und Un-
terhaltungsmaßnahmen
• hohes Verkehrssicherheitsniveau
• Berücksichtung der Umweltbelange
• knappe Ressourcen der WSV (Investitions-
mittel, 1,5 %  jährliche Personaleinsparung
seit 1993)
Neue Ausbauinvestitionen können nicht die Ant-
wort auf die wachsende Transportnachfrage
sein. Immer mehr werden sie auf der Basis einer
strengen Engpassanalyse unter Berücksichtigung
ökonomischer wie auch ökologischer Belange
auf ihre lokal begrenzte oder großräumige Re-
duzierbarkeit überprüft.
Engpassanalyse
Die Methode der Engpassanalyse hat die Opti-
mierung des Systems Schiff-Wasserstraße-Hafen
zum Ziel. Die verkehrliche Nutzbarkeit der Was-
serstraße soll weiter entwickelt werden unter
gleichzeitiger Sicherung des Bestandes durch
optimalen Ressourceneinsatz bei gegebenen
Rahmenbedingungen.
Wie bereits erwähnt, bedingen die knappen
Haushaltsmittel und der steigende Bedarf für Er-
satzinvestitionen in immer stärkerem Maße eine
klare Priorisierung von Baumaßnahmen.
Strikte Voraussetzungen für die Bewertung er-
wogener Investitionen ist dabei eine Optimie-
rung des Ist-Zustandes.
Am Rhein erfolgt die Optimierung des Ist-
Zustands auf der Basis der Engpassanalyse, die
möglichst genau und zeitnah Auskunft über alle
relevanten Daten (u.a. Infrastruktur, Morpholo-
gie, Hydraulik, Nautik) zur Verfügung stellt, da-
mit die Nutzer im Rahmen ihrer Eigenverant-
wortung ihre Dispositionen treffen können. Wich-
tige Rahmenbedingungen für die Engpassanalyse
sind die Verkehrsprognose 2015 und die u.a. auf
die Güterstruktur aufbauende Flottenprognose.
Mit dem nach wie vor weiteren Ansteigen der
durchschnittlichen Tragfähigkeitstonnage ist nur
der damit verbundene größere Tiefgang ein
Engpassfaktor, weil bis zu Wasserständen von
Mittelwasser (MW) die vorhandenen Fahrrinnen-
tiefen nicht ausreichen, um diese großen Fahr-
zeuge voll ausgelastet fahren zu lassen.
Vorgehensweise
Bezogen auf das Kriterium "Abladung" besteht
im Rahmen der Engpassanalyse Rhein zunächst
die Aufgabe, die im Bereich zwischen Niedrig-
wasser (NW) und MW relevanten Engpässe fest-
zustellen. Zur besseren Eingrenzung wird der
Rhein in folgende vier Verkehrsbereiche einge-
teilt:
a) Niederlande – Duisburg
b) Duisburg – Koblenz
c) Koblenz – Mainz
d) Mainz – Mannheim
Die Ermittlung und Lokalisierung der relevanten
Engstellen erfolgt grundsätzlich durch die grobe
Auswertung folgender Parameter:
• grobe Sohlen- und Wasserspiegelaufnahmen
• Geschwindigkeitsmessungen bei abladerele-
vanten Wasserständen
• Begegnungs- und Überholverbote
• Nutzerbefragungen
• Unfallanalysen
Die Unfallanalyse pro Engstelle muss Folgendes
enthalten:
• Unfallschwerpunkt möglichst auf 100 m ge-
nau
• Lage im Profil (außerhalb der Fahrrinne?)
• Differenz zwischen Fahrrinnen- und Ablade-
tiefe
• Navigationstaktische Situation (Überholvor-
gang, Begegnung, Geschwindigkeit, Kurs-
wechsel, Wind, Sicht, Strömung)
• Ausrüstung (Bugstrahlruder, Größe, Antriebs-
leistung, Verband, Telematik-Ausrüstung)
• Kennzeichnung der Fahrrinne
• Schiffstyp (Container, Massengut)
38
Auf der Basis der Ergebnisse der feinen Eng-
passanalyse und deren wirtschaftliche Bewer-
tung (einschließlich der Kosten der Verwaltung,
z.B. für Mehrbaggerungen, genaueres und häu-
figeres Peilen, Verkehrsdienste) werden an den
Engstellen Handlungsschritte zu deren Optimie-
rung erarbeitet, u.a.
Unterschiedlicher Anstieg des Wasserspiegels an den Hektome-
tern von GlW 98 zum Ausbauzentralwasserstand (AZW) 98
• Wasserstandsvorhersage (evtl. auch zusätz-
lich Pegel im Bereich der Engstelle)
• zeitnahe Bekanntgabe der Peilergebnisse
• Baggerungen in kürzeren Abständen
• Flächenpeilungen in kürzeren Abständen
• schifffahrtspolizeiliche Maßnahmen bei kriti-
schen Wasserständen (z.B. Überholmanöver-
verbote, Geschwindigkeitsbegrenzungen, je-
weils in Abhängigkeit von den Schiffsgrößen)
• Telematik (wie Info-Dienste ARGO, evtl. so-
gar Verkehrsberatung wie in den Niederlan-
den)
Elektronisches Fahrrinnen-Informationssystem ARGO
Bauliche Maßnahmen im Rahmen der gestei-
gerten Unterhaltung, z.B. unwesentliche Verän-
derungen einzelner Buhnen, aber auch Beseiti-
gung einzelner Felsspitzen, werden kurzfristig


















bei Peilungen und an-
derer wichtiger Daten
ohne Sicherheitszuschläge wegen evtl. befürch-
teter Verantwortung für Fehler.
Die auf der Basis dieser Instrumente mögliche
Optimierung des Ist-Zustandes - in Verbindung
mit den (Substanzerhaltungscharakter tragen-
den) Maßnahmen zur nachhaltigen Reduzierung
der Sohlenerosion - bildet dann die Grundlage
für weitergehende investive Maßnahmen zur
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Rhein-
schifffahrt.
Die wegen der steigenden Schiffsgröße vor-
rangig tiefgangbezogene Engpassanalyse wird in
naher Zukunft für alle abladebestimmenden Ab-
schnitte des Rheins zur Optimierung des Ist-
Zustandes an Bedeutung gewinnen.
Grundpfeiler dieser Engpassoptimierung ist - wie
bereits erwähnt - die aktuelle und möglichst prä-
zise Offenlegung aller infrastrukturellen und ver-
kehrlich relevanten Kriterien sowie eine sich ge-
genseitig unterstützende Kommunikation zwi-
schen dem Nutzer und der WSV.
In häufigen Besprechungen zwischen den WSDn
Südwest und West, den verantwortlichen Rhein-
WSÄ und den Oberbehörden BAW und BfG wer-
den schon seit vielen Jahren diese erforderlichen
Informationen/Erfahrungen abgestimmt und die
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Die Fahrrinnentie fe  bei GlW98* 80 cm am Pegel Kaub 
beträgt 190 cm, bei AZW98*  202 cm  312 cm (=190-80+202),
am Pegel Mainz 306 cm
am Pegel Trecht.hausen 301 cm
am Pegel Lorch 290 cm
am Km  537,600  274 cm (=312-38 (=122-84))
am Pegel Bingen 287 cm


















In Verbindung mit der Intensivierung der Er-
folgskontrolle sowie der Engpassanalyse und
weiterer Fragestellungen, wie z.B.
• Wechselwirkungen Schiff/Wasserstraße unter
Engpassbedingungen
• Optimierung der Peilgenauigkeiten
• systematische Auswertung der Unfälle (ins-
besondere an Engstellen)
• Aufbau und Fortschreibung eines Wissens-
managements
sind bereits organisatorische Festlegungen zur
Koordinierung der einzelnen Arbeitsgruppen ge-
troffen worden.
Mit diesem Maßnahmenbündel, das den gesam-
ten freifließenden Rhein einschließt, kann das
hohe wirtschaftliche Nutzungspotenzial der Bun-
deswasserstraße Rhein für die Zukunft gewähr-
leistet werden.
Beispiel: Engpass Lorcher Werth
Im Juni 2003 veröffentlichte das WSA Bingen
folgenden Hinweis an die Rheinschifffahrt:
"Durch die verschiedene Charakteristik des Rheinstroms
in diesem Bereich (wechselnde Strombreiten von z.B.
rd. 1.100 m im Rheingau und nur 170 m am Betteck)
verändern sich die Wasserstände an den Pegeln in die-
sem Revier bei den wechselnden Abflüssen sehr unter-
schiedlich.
Denn mit wachsendem Abfluss steigt der Wasserspiegel
langsamer und auch weniger schnell, je nachdem, ob ein
Flussquerschnitt breiter oder schmaler ist. Für diese un-
gleichen Veränderungen wird der Begriff "Ungleich-
wertigkeit" verwendet.
Es wird daher empfohlen, nicht nur bei den Fahrten
durch den Rheingau, sondern auch generell bei Fahrten
in dem Revier immer den Pegel Oestrich bei der Be-
stimmung der Abladetiefe einzubeziehen.
Da Fahrrinnentiefe nicht gleich Abladetiefe ist, muss noch
der Sicherheitsabstand - der sich aus Fahrzeugtyp, Bau-
art, Geschwindigkeit, Ladegut, Fahrstrecke Berg- oder
Talfahrt ergibt - bei der Festlegung des möglichen Tief-
gangs eingehalten werden."
Engpassbeispiel:  Lorcher Werth
Mit der Untersuchung der
Breiten- und Tiefenverhält-
nisse sowie des Sohlenver-
laufs in Längs- und Quer-
richtung geht eine Betrach-
tung der entsprechenden
Wasserspiegellagen einher.
Wenn am Pegel Kaub der
Wasserspiegel (WSP) von GlW
=  0,80 m um 1,22 auf MW
= 2,02 m ansteigt, wächst
damit die Fahrrinnentiefe
von 1,90 m auf 3,12 m.
Tiefe des Fahrrinnenkastens bezogen auf den Pegel Kaub (aus den Korrelationen ermittelte reduzierte Trendlinien)
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Leider korrespondiert diese Zunahme nicht linear
mit dem Zuwachs an Wassertiefe am Pegel Oes-
trich (26 cm weniger) oder bei km 537,6 (38 cm
weniger).
Darauf reagiert die WSV wie folgt:
a) Das Phänomen der Ungleichwertigkeit des
WSP-Anstiegs muss bekannt gegeben wer-
den.
b) Wenn ein möglichst genaues Abbild der Sohle
vorliegt (Fächerlotpeilung) und die aktuelle
WSP-Lage sowie der aktuelle Tiefenanspruch
des Schiffes mit den Sohlenangaben kombi-
niert werden, kann ein in der Fahrrinne vor-
handener Kändel (tiefster Bereich innerhalb
der Fahrrinne) von der Schifffahrt genutzt
werden, ohne dass die Abladung einge-
schränkt werden müsste (ARGO).
c) Kann dieser Engpass nicht mit dem Telema-
tiksystem ARGO entschärft werden, muss
überprüft werden, ob die Beseitigung des
Engpasses aus ökonomischer und ökologi-
scher Sicht sinnvoll ist.
d) Im Rahmen einer Erfolgskontrolle müsste
sich z.B. die Anzahl der Grundberührungen in
der Engpassstrecke reduzieren.
Seit Mai 2005 gibt das WSA Bingen probeweise
einen so genannten Engpass-Steckbrief "Lorcher
Werth" heraus. Dieser ist im Elektronischen
Wasserstraßen-Informationssystem (ELWIS) ver-
öffentlicht und kann auch per Fax abgerufen
werden.
In knapper, aber verständlicher Weise informiert
der Steckbrief den Nutzer der Wasserstraße über
diesen speziellen Engpass.
Das WSA Köln hat einen Engpass-Steckbrief
"Deutzer Platte" veröffentlicht.
Alle betroffenen WSÄ am Rhein werden weitere
Engpässe analysieren und entschärfen, nach ei-
nem Konzept einer Projektgruppe, die von der
"Koordinierungsgruppe Zukunftsaufgaben am
Rhein - KOZAR -" beauftragt wurde.
Das vorgestellte Beispiel spiegelt nur einen Teil
der Aktivitäten wider. Die Engpassanalyse hat
bedeutenden Einfluss auf die Priorisierung von
Ausbaumaßnahmen und auf die Optimierung
des Ist-Zustandes.
Dort, wo kleine Eingriffe möglichst viel nutzen
und wo viele negative Einflüsse zusammen kom-
men, muss vordringlich gehandelt werden.
Dadurch wird ein bedeutender Beitrag zur Ver-
besserung der Wirtschaftlichkeit der Rhein-
schifffahrt geleistet.
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Bau der zweiten Schleuse Fankel
Hubert Stratmann
WSA Koblenz
Im Februar 2004 wurde der Planfeststellungsbe-
schluss für den Bau der zweiten Schleuse Fankel
und der Liegestelle Ellenz erlassen.
Zwei Klagen gegen den Beschluss wurden im
November 2004 vom Oberverwaltungsgericht Kob-
lenz abgewiesen bzw. durch Vergleich beendet.
Wegen der besonderen Nähe zu den Ortschaften
Fankel und Ellenz bestehen hohe Auflagen hin-
sichtlich der erlaubten Emissionen.
So dürfen lärmintensive Bauarbeiten nur inner-
halb der tourismusarmen Zeiten vom 01. No-
vember bis Christi Himmelfahrt des Folgejahres
in den jeweiligen Baujahren durchgeführt wer-
den.
Erster Bauabschnitt:  Umschlagstelle im Oberen Vorhafen
Um zu Beginn der Arbeiten an der Schleusen-
baugrube eine für die anstehenden Massen-
transporte notwendige Umschlagstelle zur Ver-
fügung zu haben, wurden von Anfang November
bis Mitte Dezember 2004 in einem ersten Bau-
abschnitt 140 m Spundwand des Oberen Vor-
hafens eingebracht.
Die Spundwand sollte als Teil der Hauptbaumaß-
nahme im Sommer 2005 verankert und für die
Bauzeit als provisorische Umschlagstelle aus-
gebaut werden. Später ist dieser Spundwandab-
schnitt dann Teil des Oberen Vorhafens der
Schleusenanlage.
Da der Spundwandfuß in den anstehenden Fels
einbinden musste, wurden Bodenaustauschboh-
rungen ausgeführt. Das Einbringen der Spund-
bohlen durfte nur durch Vibrieren bzw. durch
Pressen erfolgen.
Einbau der Spundwand im Oberen Vorhafen
Die Vergabeunterlagen wurden von 22 Unter-
nehmen angefordert. Es wurden 13 Angebote
mit insgesamt 22 Nebenangeboten abgegeben.
Der Zuschlag wurde auf das Angebot der Fa. Jo-
hann Bunte GmbH & Co KG erteilt. Das Auf-
tragsvolumen betrug ca. 350.000 €.
Fertiggestellte Spundwand im Oberen Vorhafen
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Aufgrund der begrenzten Haushaltsmittel muss-
te die Ausschreibung der Hauptbaumaßnahme
zu Beginn des Jahres 2005 gestoppt werden.
Nachdem die zweite Schleuse Fankel in das von
der Bundesregierung am 20. April 2005 be-
schlossene Zwei-Milliarden-Investitionsprogramm
in die Infrastruktur aufgenommen wurde, konn-
te die Ausschreibung jedoch Mitte des Jahres
fortgesetzt werden.
Die Absendung der Bekanntmachung der EG-
weit ausgeschriebenen Hauptbaumaßnahme er-
folgte am 11. Mai 2005. Die Submission wurde
am 21. Juli 2005 durchgeführt. Es wurden 9 An-
gebote mit insgesamt 52 Nebenangeboten ab-
gegeben.
Die Baustelle der "2. Schleuse Fankel" erhält ihre
Hauptzufahrt über eine Baustraße, die vom Bau-
gelände aus in nördlicher Richtung parallel zur
L 98 im Moselvorland verläuft.
Die Baustraße wird zwischen den Ortsteilen
Bruttig und Fankel an die bestehende Kreuzung
der Mosel parallelen L 98 mit der K 36 ange-
schlossen.
Damit der Baustellenverkehr den "fließenden"
Verkehr so wenig wie möglich belastet, ohne
selbst durch Ampelregelungen aufgehalten zu
werden, wurde die genannte Kreuzung im
Herbst 2005 im Auftrag der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung vom Landesbetrieb Straßen
und Verkehr Cochem zum Kreisverkehr ausge-
baut.
Anschluss der Baustraße an den Kreuzungspunkt L 98 /  K 36
Durch die Verzögerungen ergab sich aufgrund
der hohen Auflagen des Planfeststellungsbe-
schlusses die Notwendigkeit, den ursprünglich
geplanten Bauablauf umzustellen.
Die Herstellung der Schleusenbaugrube kann
nicht mehr in dem durch den Planfeststellungs-
beschluss definierten Zeitfenster für lärmintensi-
ve Arbeiten von Anfang November 2005 bis
Christi Himmelfahrt des Jahres 2006 bewältigt
werden.
Es sollen daher zuerst die Uferwände des Obe-
ren und Unteren Vorhafens eingebracht werden,
bevor mit der Baugrubenumschließung Anfang
November 2006 begonnen wird.
Die Gesamtbauzeit wird rund 4 Jahre betragen.
Über diese Zufahrt sollen insbesondere die Erd-
massentransporte zur Ablagerungsfläche "Auf´ m
Dimmel" auf dem Hunsrück an der K 36 erfol-
gen.
Nach Fertigstellung der 2. Schleuse wird die
Baustraße als neue Zufahrt zum Betriebsgelände
ausgebaut.
Ausbau des Kreuzungspunktes L 98 /  K 36 zum Kreisverkehr
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Neubau des Außenbezirkes Worms
Dietlinde Ghitta
WSA Mannheim
Durch die Errichtung der neuen Nibelungenbrü-
cke Worms, im Zuge der B 47/B 9, kann der
Bauhafen des Außenbezirkes (ABz) Worms in
seiner örtlichen Lage nicht mehr genutzt wer-
den, da die Trassenführung des neuen Brücken-
bauwerkes maßgebende Flächen der bestehen-
den Anlage überdeckt bzw. durchschneidet.
Nach eingehender Prüfung und Untersuchung
durch ein von der Straßenbauverwaltung (StrV)
beauftragtes Ingenieurbüro kam als neuer
Standort für den Außenbezirk das ehemalige
Schlachthofgelände auf der Westseite des Floß-
hafens mit der davor liegenden Wasserfläche als
Bauhafen in Betracht.
Der Neubau, Ansicht Nordost
Der Neubau der ABz-Anlagen ist beim Brücken-
bau als Ausgleichsmaßnahme von der Straßen-
bauverwaltung herzustellen.
Die vorhandenen ABz-Gebäude mit den Grund-
stücksflächen werden an die StrV abgegeben.
Mit der Straßenbauverwaltung wurde eine Ver-
waltungsvereinbarung abgeschlossen, in der die
Einzelheiten der Verlegung des Außenbezirkes
geregelt sind.
Gemäß Vereinbarung vom 14. März 1988 über-
gibt die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
(WSV) der Straßenbauverwaltung die in ihrem
Eigentum stehenden Grundstücke und Anlagen
unentgeltlich. Die StrV erwirbt und übergibt der
WSV unentgeltlich die für die ABz-Anlagen er-
forderlichen Grundstücks- und Wasserflächen,
somit wird der Neubau auf verwaltungseigenen
Grundstücken abgewickelt.
Zur Aufrechterhaltung des Betriebsablaufes
mussten die neuen ABz-Anlagen bereits vor Be-
ginn der Brückenbauarbeiten im linken Rhein-
vorland hergestellt werden.
Im Herbst 2001 wurde mit dem Bau der Hafen-
anlage begonnen. Für die Neugestaltung des
Hafens wurde die bestehende Floßhafeneinfahrt
zugeschüttet und eine neue Hafeneinfahrt er-
richtet.
Die Baumaßnahme umfasste den Ausbau der
Wasserflächen vor dem ehemaligen Schlacht-
hofgelände, Anlegen der vorhandenen Böschun-
gen, Aufschütten einer neuen Mole, Rammung
verschiedener Spundwände und Bau einer neu-
en Hafenzufahrt als Umgestaltung des beste-
henden Floßhafens zum neuen Bauhafen des
Außenbezirkes. Des weiteren wurde auf der öst-
lichen Seite, im Bereich der Anlegestelle, eine
Umschlaganlage mit einem Drehkran erstellt.
Der Hafenausbau, die Entwurfsplanung, die Aus-
führungsplanung und die Bauüberwachung wur-
den vom Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA)
Mannheim durchgeführt. Die Bauarbeiten wur-
den im Frühjahr 2003 beendet, die Kosten be-
trugen 2,2 Millionen €.
Die neu errichteten Hochbauten des Außenbe-
zirkes Worms, auf einem Areal von 6.100 m² ,
umfassen das Büro- und Sozialgebäude, die




Die Entwurfs-, Ausführungsplanung und die
Bauüberwachung wurden an das Architekturbüro
ADS-Architekten Dück Fritz Schneider in Speyer
vergeben. Trotz Vergabe der Leistungen war ei-
ne Betreuung der Maßnahme durch das WSA
erforderlich.
Die Baumaßnahme wurde öffentlich für einzelne
Gewerke ausgeschrieben. Die Lage am Hafen
und in der Nachbarschaft zum Industriegebiet
bestimmen die funktionale Gestaltung der vier
neuen Gebäude. Auch konnten für die Arbeiten
bei schlechtem Wetter und im Winter geeignete
Arbeitsräume mit modernen und zweckmäßigen
Einrichtungen geschaffen werden.
Das Büro- und Sozialgebäude als 2geschossiger
Baukörper mit einer gesamten Nutzfläche von
320 m²  wurde für 27 Personen errichtet. Im
Erdgeschoss ist die Verwaltung mit den notwen-
digen Nebenräumen untergebracht. Im Oberge-
schoss liegen die Sozialräume. Sämtliche Büros
und der Aufenthaltsraum sind nach Osten zum
Rhein hin orientiert.
Die Werkstatt mit Betriebseinrichtungen für
Metallverarbeitung, Holzverarbeitung, Konser-
vierungsarbeiten und der Lagerraum für Schiff-
Freilager des Außenbezirkes Worms
fahrtszeichen und Geräte ist als eingeschossiger
Baukörper erstellt.
Die Außenbereiche sind den Hochwasserständen
des Rheins, folgend auf 2 Ebenen unterschiedli-
cher Höhe (1,80 m), angeordnet.
Das Freilager, vorgesehen für das Lagern von
Baustoffen für die Unterhaltung, die Schifffahrts-
zeichen und die Anker, wurde im unteren nicht
Hochwasser freien Betriebshof errichtet.
Ein Waschplatz für LKW mit Ölabscheider ist im
oberen Hochwasser freien Betriebshof errichtet
worden.
Das Dienstwohngebäude mit Garage und Keller-
ersatzraum als zweigeschossiger Baukörper ist
im Hochwasser freien Bereich seitlich des Büro-
gebäudes abgesetzt.
Im Sommer 2004 wurden die Bauarbeiten abge-
schlossen.
Die Baukosten betrugen 1,8 Millionen €.
Die Einweihung des neuen Außenbezirkes fand






Christoph Urmetzer Sabina Schollmeier
FVT Koblenz FVT Koblenz
Im Oktober 2004 war es so weit:  An der Theo-
dor-Heuss-Brücke in Mainz wurden alle innen-
beleuchteten Tafelzeichen mit Leuchtstofflam-
pen gegen Tafelzeichen in LED-Technik ausge-
tauscht. Es handelte sich dabei um die Zeichen
A1 (Sperrung, rot-weiß-rot) und A10 (rot-weiße
Raute).
Theodor-Heuss-Brücke in Mainz bei Nacht
Bislang waren die von innen beleuchteten Tafel-
zeichen mit Leuchtstofflampen bestückt. Auf-
grund der Schwingungen an der Brücke ergaben
sich aber hohe Ausfallraten an diesen Lampen,
die zu hohen Wartungskosten führten. Für den
Austausch der Leuchtstofflampen musste ein
spezielles Montagegerät (Brücken-Unterflurge-
rät) eingesetzt werden, um den Zugang zu den
Leuchten erst zu ermöglichen.
Um die Wartungskosten zu reduzieren bot sich
der Einsatz der LED-Technik an, die eine hohe
Lebensdauer verspricht und sich unempfindlich
gegenüber Schwingungen zeigt.
In Zusammenarbeit mit der Firma Beutha in
Stollberg/Thüringen wurden erstmalig innenbe-
leuchtete Tafelzeichen mit LEDs für besonders
betroffene Brücken in Dresden und Mainz entwi-
ckelt und vorgestellt.
Dabei wurden von der FVT die Anforderungen
an die Lichttechnik und die Konstruktion festge-
legt. Besonderen Wert wurde dabei auf die
Dichtigkeit des Gehäuses gelegt, da nur dann
die hohe Lebensdauer der LEDs garantiert wer-
den kann. Bei der Festlegung der lichttechni-
schen Eigenschaften konnten die Gleichmäßig-
keit und der Kontrast der Farben gegenüber den
herkömmlichen innenbeleuchteten Tafelzeichen
deutlich verbessert werden. Dadurch sind die
Zeichen auch bei größeren Entfernungen in
Form und Farbe wesentlich besser erkennbar.
Montage der neuen LED-Tafelzeichen mit dem Brücken-
Unterflurgerät
Für den ersten Auftrag in Mainz wurden von der
Firma Beutha die geforderten lichttechnischen
Werte erreicht und alle erforderlichen Zertifikate
und Prüfungen vorgelegt.
Innenansicht auf die Leuchtdioden
Die FVT in Koblenz unterstützt die Ämter bei der
Beschaffung von innenbeleuchteten Tafelzei-
chen. Sie überprüft die Einhaltung der lichttech-
nischen Eigenschaften und sichert durch die
zentrale Materialbeschaffung die Ersatzteilver-
sorgung.
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Beginn der Erprobung eines
elektrisch betriebenen Wahrschau-
floßes mit regenerativer Energie-
versorgung
Fotos: Kay Mantoan
Kay Mantoan Torsten Reddmann
FVT Koblenz FVT Koblenz
Wahrschauflöße dienen zur Gefahrenkennzeich-
nung auf Binnenwasserstraßen. Die Signalge-
bung erfolgt durch mit Propangas betriebene
Signallaternen sowie durch Tafelzeichen. Die Ta-
felzeichen werden bei Dunkelheit mit Propangas-
Anstrahlern beleuchtet. Das Propangas wird in
Standard-Druckflaschen auf dem Floß bevorra-
tet.
Wahrschaufloß SS382
Es ist ein regelmäßiger Austausch der Gasfla-
schen durch das Betriebspersonal des zuständi-
gen Wasser- und Schifffahrtsamtes erforderlich.
Mit dem Ziel, den Wartungs- und Unterhaltungs-
aufwand für den Betrieb von Wahrschauflößen
zu minimieren sowie deren Sicherheit zu erhö-
hen, wurde die Entwicklung und Konzipierung
eines elektrisch betriebenen Wahrschaufloßes
mit autarker regenerativer Energieversorgung
veranlasst.
Durch die Fachstelle für Verkehrstechniken wur-
den Signallaternen in LED-Technik (Light Emit-
ting Diode) und eine Tafelzeichenbeleuchtung
mit elektrischen Anstrahlleuchten entwickelt.
Zur Energieversorgung der Signaltechnik wurde
eine regenerative Energieversorgung auf Basis
von Strömungs-, Solar- und Windgeneratoren
konzipiert. Hauptenergieversorger sind hierbei
zwei unter Wasser arbeitende Strömungsgene-
ratoren mit einer Spitzenleistung von je 100 W.
Zur Zwischenspeicherung der erzeugten elektri-
schen Energie dient ein verschlossener Blei-Gel-
Akkumulator mit einer Kapazität von 14 kWh.
Strömungsgeneratoren
In Zusammenarbeit mit dem Bauhof des Was-
ser- und Schifffahrtsamt Koblenz wurde ein
Wahrschaufloß auf einen elektrischen Betrieb
mit regenerativer Energieversorgung umgerüstet
und wird z.Z. durch das WSA Bingen erprobt.
Einige Funktionen der Anlagenteile der Signal-
technik und der Energieversorgung des Floßes
werden fernüberwacht. Des Weiteren werden
mit Hilfe des GPS (Global Positioning System)
unzulässige Abweichungen von der Sollposition
des Wahrschaufloßes auf dem Rhein sowie
durch eine Sensorik Kollisionen mit Dritten er-
fasst und als Kurzmitteilung über GSM-Funk




Umrüstung von großen Leuchttonnen
an der deutschen Nord- und Ostseeküste auf eine
Photovoltaische Energieversorgung und LED-Technik
Fotos: Christoph Urmetzer
Christoph Urmetzer Torsten Reddmann
FVT Koblenz FVT Koblenz
Für die Sicherung des Schiffsverkehrs an der
deutschen Nord- und Ostseeküste kommen zur
Bezeichnung der Verkehrstrennungsgebiete, der
äußeren Reviere und der Küste ca. 1.000 große
und mittlere Leuchttonnen als Schifffahrtszei-
chen zum Einsatz.
Die eingesetzten Seelaternen werden überwie-
gend mit Propangas aus an Bord der Leuchtton-
nen befindlichen Gasfässern betrieben. Die ver-
wendete Gastechnik ist relativ teuer. Die Auslie-
gezeiten der Leuchttonnen sind aus verschiede-
nen Gründen, u.a. dem eingeschränkten Gas-
vorrat, begrenzt.
Um den Wartungsaufwand für den Betrieb der
Leuchttonnen zu minimieren und somit einen
wirtschaftlicheren Betrieb zu erzielen, wurde
durch die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen
Nord und Nordwest die Umstellung der Leucht-
tonnen auf eine Photovoltaische Energieversor-
gung veranlasst.
Durch die Fachstelle für Verkehrstechniken er-
folgten Untersuchungen zum möglichen Einsatz
von LED-Technik in den Seelaternen. Auf Basis
dieser Innovation wurde ein Solar-Kompaktauf-
satz–SKA entwickelt und in Zusammenarbeit mit
den Küstenämtern erprobt.
Als Träger wird ein im Rotationsverfahren herge-
stellter Korpus aus Polyäthylen verwendet. In
dem SKA sind die Systemkomponenten der
Photovoltaischen Energieversorgung: Solarmo-
dule, Speicherakkumulator und Laderegler inte-
griert. Auf dem SKA ist eine mikroprozessorge-
steuerte LED-Seelaterne installiert.
Die ersten 100 Serien-Solar-Kompaktaufsätze wur-
den 2004 ausgeliefert und auf Leuchttonnen in
Betrieb genommen. Weiterhin werden SKAs zur
Befeuerung von Molen und Dalben eingesetzt.
Der SKA ist für einen wartungsfreien Betrieb
über 10 - 15 Jahre konzipiert.
LED-Seelaterne
Große Leuchttonne mit SKA
Solar-Kompaktaufsatz
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Die Umlagerung von Baggergut an der Staustufe I ffezheim




Die Stauregelung des Oberrheins erfolgte über
mehrere Dekaden des letzten Jahrhunderts. I f-
fezheim, die unterste Staustufe in der Kette zwi-
schen Basel und Karlsruhe, wurde im Jahr 1978
in Betrieb genommen. Die wasserbaulichen Fra-
gestellungen, die heute an der Staustufe I ffez-
heim zu lösen sind, wurden durch den Ausbau
des Oberrheins induziert.
Durch den Bau der Staustufen am Oberrhein ist
die Durchgängigkeit der im Rhein transportierten
Feststoffe (Schwebstoffe, Geschiebe) stark ein-
geschränkt worden. Gerade an der Staustufe
I ffezheim kumulieren sich die Probleme des Ge-
schiebe- und Sedimenttransportes, die eine
Stauregelung mit sich bringen. So gibt es auf
der einen Seite Probleme mit Ablagerungen und
auf der anderen Seite Probleme mit Erosion.
Durch die Stauhaltung I ffezheim werden jährlich
im Mittel etwa 1 - 2 Mio. m³  Schwebstoffe trans-
portiert. Von diesen Schwebstoffen sedimentie-
ren etwa 10 % , im Mittel also rd. 150.000 m³ ,
im oberen Wehrkanal. Die Ablagerungen engen
den Fließquerschnitt im Zuflussbereich des Weh-
res beträchtlich ein (Abb. 1), was zu einem er-
heblichen Anstieg der Wasserspiegellagen in der
Stauhaltung, und dies wiederum zu einer Ge-
fährdung der Standsicherheit der Dämme führt.
Abb. 1 - Querschnittseinengung durch angelandete Schweb-
stoffe
Seit der Inbetriebnahme der Staustufe bis ins
Jahr 2004 erfolgten verschiedene Baggerkam-
pagnen zur Sicherstellung des ordnungsgemä-
ßen Abflusses. Dabei wurden die Oberwasser-
und Unterwassertrennmole mit einem Fassungs-
vermögen von insgesamt rd. 3,5 Mio. m³  errich-
tet. Diese Unterbringungsmöglichkeit ist nun er-
schöpft.
Die Sedimente im oberen Wehrkanal bestehen
größtenteils aus schluffigem Material (80-90 Ge-
wichtsprozente) und aus einem kleineren Anteil
sandigen Materials (10-20 Gew % ). Aus Unter-
suchungen des Baggergutes ist bekannt, dass
den Schwebstoffen im Rhein Schadstoffe an-
haften. Allerdings sind die Werte der unter-
suchten Schadstoffe für Schwermetalle, Arsen,
organisches Material (TOC), organische Verbin-
dungen (PCB) und polyzyklische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK) für die Handhabung
als Baggergut nicht Besorgnis erregend. Einen
Sonderfall stellt dagegen der Problemstoff He-
xachlorbenzol (HCB) dar.
In den 70er und 80er Jahren wurde HCB mit in-
dustriellem Abwasser in den Rhein bei Rheinfel-
den eingeleitet. HCB ist eine chlorierte organi-
sche Verbindung, die als Nebenprodukt bei der
Herstellung von Pentachlorphenol und bei der
Produktion von Chlorsilanen entsteht und sich
auf Grund der hohen Adsorptionskraft an Parti-
kel im Wasser anlagert, die wiederum in fließ-
beruhigten Zonen der Staustufen sedimentieren.
Dies führt zu einem gravierenden Problem bei
den Unterhaltungsbaggerungen.
2. Baggerung und Umlagerung
Im Januar 2005 lagen rd. 335.000 m³  Sedimen-
te vor dem Wehr, die dringend aus Gründen der
Dammsicherheit gebaggert werden mussten. Auf
Grund des deutsch-französischen Vertrages von
1969 ist die Bundesrepublik Deutschland für die
Unterhaltung der Staustufe I ffezheim zuständig
- auch auf französischem Hoheitsgebiet. Frank-
reich beteiligt sich zu 50 %  an den Kosten.
Bei der Maßnahme handelt es sich um eine Un-
terhaltungsmaßnahme aufgrund des Bundes-
wasserstraßengesetzes.
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Nach umfangreichen Voruntersuchungen im
Rahmen der Herstellung des Einvernehmens mit
den Ländern Baden-Württemberg (Federfüh-
rung) und Rheinland-Pfalz sowie der Republik
Frankreich wurde gemeinsam mit der Bundesan-
stalt für Gewässerkunde (BfG) festgelegt, dass
eine Umlagerung des Baggergutes nach der
Handlungsanweisung für den Umgang mit Bag-
gergut im Binnenland (HABAB) möglich ist. Un-
ter Abwägung von ökologischen und ökonomi-
schen Gesichtspunkten stellte dies die beste Lö-
sung dar.
Die Umlagerung des Baggergutes fand unter
den nachstehend aufgeführten Randbedingun-
gen statt:
• Die Umlagerung durfte nur in einem Ab-
flussfenster am Pegel Plittersdorf von
700 m³ /s bis 1.500 m³ /s erfolgen, um die
Lebensgemeinschaften im Rhein nicht zu be-
einträchtigen bzw. ein Eintreiben von Bag-
gergut in die Rheinvorländer zu verhindern.
• Es durfte nur außerhalb der Vegetationsperi-
ode umgelagert werden (01. November 2004
bis 31. März 2005).
• Die Umlagerung musste abgebrochen wer-
den, wenn die HCB-Konzentration im Bag-
gergut aus der Spülleitung den Wert
255 µg/kg TS überschreitet (=  dreifacher
Wert des langjährigen Jahresmittelwertes der
HCB-Konzentration in den Schwebstoffen an
der Einspülstelle bei Plittersdorf. Dies ent-
spricht den Vorgaben der HABAB und dient
der Einhaltung des Verschlechterungsverbo-
tes).
• Die mittlere Leistung der Baggerung wurde in
Abhängigkeit vom Rheinabfluss auf maximal
5.250 m³  am Tag (24 h) begrenzt.
• Die Verspülung musste auf deutschem Ho-
heitsgebiet erfolgen.
Die Baggerung von 335.000 m³  wurde auf der
Grundlage des Einvernehmens mit dem Land
Baden-Württemberg in zwei Phasen unterteilt.
In der ersten Phase von Mitte Januar bis Ende
März war die Umlagerung von 260.000 m³  ge-
plant. Im Zeitraum vom 19. Januar 2005 bis
17. Februar 2005 wurden rd. 140.000 m³  Sedi-
mente in die fließende Welle umgelagert
(Abb. 2).
Die Maßnahme erfolgte mittels eines Schneid-
kopfsaugbaggers.
Abb. 2 - Ablauf der Umlagerung
Das gebaggerte Material wurde im Verhältnis
1:10 mit Wasser verdünnt und somit pumpfähig
gemacht. Der Saugbagger war mit einer
schwimmenden Rohrleitung an die an Land fest-
verlegte rd. 4 km lange Pumpleitung ange-
schlossen. Die Einleitung des Baggergutes er-
folgte unterhalb der Wintersdorfer Brücke bei
Rh-km 336,200 in Strommitte auf deutschem
Hoheitsgebiet.
Am 17. Februar 2005 wurde die Baggerung un-
terbrochen, da das Abbruchkriterium von
255 µg HCB/kg TS bei einer begleitenden Misch-
probe aus der Spülleitung überraschenderweise
überschritten wurde.
Im Vorfeld der Maßnahme wurde das zu ver-
spülende Baggergut intensiv hinsichtlich der
HCB-Belastung untersucht. Die mittlere Kon-
zentration der Probenahmen aus dem Bagger-
feld lag zwischen 110 und 160 µg HCB/kg TS.
Während der Baggerung wurden aus der Spül-
leitung pro 1.000 m³  Feststoffproben gezogen.
Je 10 dieser Proben wurden zu einer Mischprobe
vereinigt und der HCB-Gehalt bestimmt.
In Tab. 1 sind die Ergebnisse der Probenahme
aus der Spülleitung dargestellt.
Tab. 1 - HCB-Gehalte der Mischproben aus der Spülleitung
Nachdem das Ergebnis der Probe B6 feststand,
wurde die Maßnahme folgerichtig abgebrochen.
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Die nachfolgende Aufklärung des Sachverhaltes
durch die Fachleute der BfG kam zu folgendem
Schluss:
• HCB liegt im Sediment - gebunden an den
Partikeln der Korngröße 20 - 200 µm - ex-
trem inhomogen verteilt vor. Dies führte bei
der Mischprobenbildung und bei der Entnah-
me einer Teilprobe für die chemische Analyse
zu einem nicht repräsentativen Ergebnis.
• Im Restmaterial der Probe B6 wurde vom
Auftragslabor (Labor A) 730 µg HCB/kg TS zum
Vergleich im Labor B 540 µg HCB/kg TS und
im Labor C 340 µg HCB/kg TS gefunden.
• In einer weiteren Teilprobe aus der Original-
probe B6 wurde von Labor C 170 µg HCB/kg TS
und von Labor B 199 + / - 54 µg HCB/kg TS
gefunden (letzteres mit einer statistischen Si-
cherheit von 95 % ).
• Die 10 Einzelproben, aus denen die Misch-
probe B6 hergestellt wurde, wurden nach-
träglich von den Laboren A und C untersucht.
Die Ergebnisse sind ebenfalls sehr streuend:
Mittlerer HCB-Gehalt aus 10 Einzelproben
(Labor A):  474 µg HCB/kg TS
Mittlerer HCB-Gehalt aus 10 Einzelproben
(Labor C):  219 µg HCB/kg TS
Bei allen Analysen der Labore A bis C führte die
BfG eine strenge Qualitätskontrolle durch. Aus
den nachlaufenden Untersuchungen lässt sich
eine Überschreitung des Abbruchkriteriums an-
hand der Messdaten nicht sicher belegen. Die
inhomogene Verteilung des HCB ist für andere,
chemisch ähnliche Stoffe (z.B. PCB) nicht beo-
bachtet worden. Aus Gründen der Vorsorge
wurde die Verspülung nicht wieder aufgenom-
men. Zur Zeit wird intensiv an der Ursache für
die unerwartete Verteilung des HCB geforscht
und an einer verbesserten angepassten Probe-
nahmestrategie gearbeitet.
Nachdem die Maßnahme unterbrochen wurde,
mussten dennoch die verbleibenden restlichen
Mengen der ersten Phase untergebracht wer-
den, da die Baggerung sonst nicht abflusswirk-
sam gewesen wäre.
In enger Abstimmung mit der Einvernehmens-
behörde, dem Landratsamt Rastatt, und dem
Service de la Navigation de Strasbourg wurde
erreicht, dass rd. 70.000 m³  vom 17. März 2005
bis 30. April 2005 in die Unterwassermole der
Staustufe I ffezheim eingelagert werden konnten
(Abb. 6). Dies war möglich, da das Material, das
bei der Erstellung der Unterwassermole im
Jahr 1999 eingebracht wurde, konsolidiert war.
Abb. 6 - Baggergut in der Unterwassermole der Staustufe
I ffezheim
Abb. 7 - Herstellung der Oberwassertrennmole in Gambsheim
Die verbleibenden 50.000 m³  der ersten Phase
wurden vom 16. Juni bis Ende August 2005 mit
Schiffen zur rd. 20 km entfernten Staustufe
Gambsheim transportiert und dort in die Ober-
wassertrennmole eingebaut. Die Lagesicherung
erfolgte mittels eines geschütteten Damms aus
Wasserbausteinen. Der Einbau des Baggergutes
ist in Abb. 7 dargestellt.
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3. Auswirkungen der Umlagerung
Die erfolgte Umlagerung der 140.000 m³  wurde
durch ein aufwändiges Beweissicherungspro-
gramm begleitet. Dabei wurde das Wasser- und
Schifffahrtsamt Freiburg durch die Wasser- und
Schifffahrtsämter Mannheim, Bingen und Duis-
burg-Rhein unterstützt.
Im Rahmen der Beweissicherung erfolgten nach
der fachlichen Notwendigkeit Untersuchungen
vor, während und nach der Maßnahme, sowohl
im Baggerfeld selbst, als auch in den Buhnenfel-
dern, im Fahrwasser und in den Rheinseiten-
räumen. Diese untergliederten sich in
• morphologische Messungen (Sedimenttrans-
port /  Trübungsmessungen /  Abflussmessun-
gen),
• Schadstoffmessungen (Sediment /  Schwebstoff /
Fisch),
• faunistische und vegetationskundliche Unter-
suchungen (Makrozoobenthos /  Substratver-
hältnisse) sowie
• biochemische und ökotoxikologische Unter-
suchungen.
Die Ergebnisse des Beweissicherungsprogramms
haben gezeigt, dass im Nahbereich der Einspül-
stelle lokal eine leichte Verschlammung der Buh-
nenfelder auszumachen war. In die Rheinsei-
tenräume sedimentierte in diesem Zeitraum al-
lerdings kaum Material. Die Schwebstoffkonzen-
tration lag unmittelbar an der Einspülstelle in der
erwarteten Größenordnung von 50 - 100 mg/ l,
nahm allerdings schon in den ersten 20 km deut-
lich ab (Abb. 8).
Abb. 8 - Längsschnitt der Schwebstoffkonzentration bis zur
Neckarmündung
Auf Grund von Befürchtungen des Port of Rot-
terdam, dass die Umlagerung in I ffezheim zu
qualitativen Problemen bei den Baggerungen in
den Hafenbecken von Rotterdam führen wird,
wurde das Beweissicherungsprogramm in Ab-
stimmung mit der niederländischen Wasserstra-
ßenverwaltung erweitert. Es wurden dabei keine
erhöhten Frachten (schwebstoffgebundene HCB-
Fracht) an den Messstellen in Koblenz (Abb. 9),
Bimmen und Lobith (Niederlande) während und
nach der Maßnahme in I ffezheim beobachtet.
Genauso wenig wurden erhöhte HCB-Konzen-
trationen in Sedimenten der Seitenräume nach
Beendigung der Umlagerung gemessen.
Abb. 9 - HCB-Jahresfrachten und HCB-Fracht an der Mess-
stelle Koblenz
Untersuchungen des Makrozoobenthos belegten,
dass die Lebensgemeinschaften nicht nachhaltig
beeinträchtigt wurden und sich wieder normal
entwickeln. Im Rahmen des Vogelmonitorings
wurden die langfristigen Auswirkungen der Trü-
bungsphase durch die Umlagerung von Bagger-
gut auf die Wasservogelarten, die hauptsächlich
Fische bei Tag auf Sicht jagen, untersucht. Die
Ergebnisse zeigen, dass Auswirkungen auf das
Verhalten der Wasservögel nicht feststellbar wa-
ren.
Die begleitenden Messungen lieferten keine Über-
schreitung des LAWA-Grenzwertes von 10 ng/ l für
das Schutzgut "aquatische Lebensgemeinschaften".
Repräsentative Messungen an Aalen vor und
nach der Maßnahme konnten belegen, dass die
Fische durch die Umlagerung nicht zusätzlich be-
lastet wurden.
4. Ausblick
Die Baggerung von Anlandungen im Wehrkanal
der Staustufe I ffezheim ist eine Daueraufgabe.
Noch gibt es kein nachhaltiges, langfristiges
Konzept zum Umgang mit den anfallenden Se-
dimentmengen.
Jährlich müssen derzeit rd. 150.000 m³  gebag-
gert werden, um die Dammsicherheit gewähr-
leisten zu können.
Die erstmalige Umlagerung von mehreren
100.000 m³  Sediment in I ffezheim hat keine er-
heblichen Auswirkungen auf die Umwelt gezeigt.
Die temporären Auswirkungen sind im Nahbe-
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reich am größten. Insgesamt sind diese aller-
dings wesentlich geringer als bei einer Hochwas-
serwelle. Auswirkungen im Bereich der deutsch-
niederländischen Grenze sind nicht erkennbar.
Eine regelmäßig wiederkehrende Maßnahme
wäre nach Einschätzung der Fachleute der BfG
jedoch aus ökologischer Sicht als nachhaltig und
damit bedenklich einzustufen.
Das Wasser- und Schifffahrtsamt Freiburg plant
die 2. Phase der Umlagerung von Baggergut
(75.000 m³ ) im November 2005 wieder aufzu-
nehmen und passt das Probenahmeverfahren
für das Baggergut in Abstimmung mit der Bun-
desanstalt für Gewässerkunde und den verant-
wortlichen Behörden an. Die Realisierung der
2. Phase ist allerdings an das Einvernehmen des
Landes Baden-Württemberg gebunden.
Parallel dazu wird das bestehende Konzept ver-
bessert, mit dem Ziel, die Umlagerung von Bag-
gergut zu etablieren. Dabei soll der natürliche
Schwebstofftransportprozess, der durch die
Staustufe unterbrochen wird, möglichst natur-
nah simuliert werden. Dies könnte beispielswei-
se durch eine kontinuierliche Umlagerung von
Baggergut in kleinen Mengen erreicht werden,
um auch den Bedenken aus ökologischer Sicht
Rechnung zu tragen.
Die Bundesanstalt für Wasserbau wurde beauf-
tragt, wasserbauliche Optimierungsmöglichkei-
ten (z.B. die Planung einer Leitwand im Ober-
wasser) zu untersuchen, die die Anlandung von
Sedimenten verringern sollen. Zudem soll auch
eine Optimierung der Wehrsteuerung zur Redu-
zierung des Sedimentanfalls geprüft werden.
Das WSA Freiburg untersucht weiterhin auch al-
ternative Unterbringungsmöglichkeiten, wie z.B.
die Verwertung des Baggerguts in der Zement-
herstellung oder in der Bauwirtschaft.
Auf internationaler Ebene wurde die Erarbeitung
eines integrierten Konzeptes für ein Sediment-
und Baggergutmanagement am Oberrhein ins
Leben gerufen.
Unter Leitung der Wasser- und Schifffahrtsdi-
rektion Südwest werden Experten der WSV, der
Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
sowie aus Frankreich, versuchen Lösungswege
zu erarbeiten.
Diese Arbeitsgruppe wird sehr stark mit den Ak-
tivitäten der IKSR verzahnt sein, die ihrerseits im
Mai 2005 eine Expertengruppe "Gesamtstrategie
Sedimentmanagementplan Rhein" ins Leben ge-
rufen hat.
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Ertüchtigung des linken Rheinseitendammes




Das Kulturwehr Kehl/Straßburg bei Rhein-km
290,300 wird im Bedarfsfall als Hochwasserrück-
halteanlage des Rheins eingesetzt und kann da-
zu bis auf eine Höhe von 146,00 m ü. NN einge-
staut werden.
Die Baustelle liegt in der südlichen Peripherie
der Stadt Straßburg, südwestlich von Kehl im
Bereich zwischen dem Canal d` Alsace und dem
Rhein auf französischem Staatsgebiet am
Dammfuß des linken Rheinseitendammes des
Kulturwehres Kehl/Straßburg zwischen Rhein-km
288,600 und 290,300.
Blick auf den westlichen Dammfuß
Da die Baustelle auf französischem Staatsgebiet
liegt, gilt das französische Recht.
Daher ist bei der Abrechnung die französische
Mehrwertsteuer (TVA) in Höhe von 19,6 %  an-
zusetzen. Die TVA wird vom Auftragnehmer di-
rekt an die französische Finanzverwaltung ab-
geführt.
Der westliche Rheinseitendamm des Kulturweh-
res Kehl wurde von der Bundesanstalt für Was-
serbau (BAW) Karlsruhe untersucht. Aus dieser
Untersuchung ergab sich, dass bei Hochwasser-
haltung im Kulturwehr durch den linken Seiten-
damm Wasser durchsickern kann.
Die Planung
Um das durchsickernde Wasser kontrolliert fas-
sen und ableiten zu können, wurde die im Fol-
genden dargestellte konstruktive Lösung geplant
und anschließend ausgeführt:
Das im Aufstaufall des Kulturwehres bei Hoch-
wasser möglicherweise durch den Rheinseiten-
damm durchsickernde Wasser wird mit einem
auf der landseitigen Dammflanke aufgebrachten
Auflastfilter und einer durchgehenden Drainage
am landseitigen Dammfuß mit sieben Stichlei-
tungen in den westlich des Damms gelegenen
Unterlauf des Kraftwerkkanals Straßburg schad-
los abgeleitet.
Der Auflastfilter soll nach Vorgaben der BAW auf
den vorhandenen Rheinseitendamm in einer
Stärke von 50 cm mit einem Kiesfilter 4/32 mm
bis auf eine Höhe von 144,50 m ü. NN aufge-
bracht werden. Auf Vorschlag der ausführenden
Firma wurde die Körnung des Kiesfilters in 2/32
geändert. Diese leichte Modifikation der Körnung
verbesserte die Einbaustabilität des Kiesauflast-
filters.
Das in diesem Auflastfilter im Aufstaufall im
Damm entstehende Sickerwasser wird südlich
der Fischtreppe bei Rhein-km 288,740 (ent-
spricht Bau-km 0 +  270) in einer ca. 170 m lan-
gen Leitung gesammelt und bei Bau-km
0 +  101,35 in den bestehenden Seitengraben
geführt.
Im Bereich nördlich der Fischtreppe wird das Si-
ckerwasser in der Drainageleitung am westlichen
Dammfuß gesammelt und mittels Stichleitungen
in den als Vorflut dienenden Unterlauf des von
der Eléctricité de France (EdF) betriebenen
Kraftwerkkanal Straßburg eingeleitet.
Um die Anzahl der Stichleitungen zu minimieren,
wurde eine Drainageleitung DN 250 mit einem
Mindestgefälle von 5 ‰  gewählt.
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Die Schächte D 1 bis D 15 an den Hoch- und
Tiefpunkten der Drainageleitung werden aus
Stahlbetonfertigteilen mit einem Innendurch-
messer von 1,0 m hergestellt.
Die Stichleitungen zum EdF-Kraftwerkkanal wer-
den in Stahlbetonleitungen DN 300 mit einem
Gefälle von 20 ‰  hergestellt und sind im Bö-
schungsbereich des Auslaufs mit Froschklappen
abgeschlossen. Die Böschungsbereiche unter
den Ausläufen sind mit einer Schüttung aus
Wasserbausteinen Klasse I I I  gesichert, um im
Funktionsfall Erosionen zu verhindern.
Durch die Minimierung der Stichleitungen sind
nur geringe Eingriffe in die vorhandene Vegeta-
tion notwendig.
Der Rohrleitungsgraben für die Damm parallele
Drainageleitung DN 250/300 wird mit einem
Geotextilen Filter ausgelegt (Überlappung mind.
50 cm), die Leitungen mit dem geplanten Ge-
fälle verlegt und mit Kies 16/32 mm verfüllt. Die
Oberfläche des Grabens wird ebenso mit dem
geotextilen Filter abgedeckt.
Herstellung des Drainagegrabens
Der vorhandene Dammfußweg soll mit dem an-
fallenden Aushubmaterial neu profiliert werden,
so dass keine Aushubmassen abgefahren wer-
den müssen.
Die Hauptmassen
Oberbodenabtrag ca. 2.000 m³
Auflastfilter Kies 2/32 ca. 6.000 m³
Rasenansaat ca. 20.000 m²
Leitungsgraben herstellen ca. 1.900 m³
Leitungsgraben verfüllen Kies 16/32 ca. 1.800 m³
Geotextiler Filter HaTe-Vlies B 500 ca. 7.000 m²
Drainageleitung Strabusil
DN 250/300 ca. 1.600 m
Stahlbetonrohrleitung DN 300
(Fa. Züblin) ca. 90 m
Stahlbetonschächte DN 1000
(Fa. Müller) 15 St
Schachtabdeckungen Klasse D 400 15 St
Froschklappen VAG HADE 7 St
Die Termine
Beginn der Arbeiten 11. Oktober 2004
Ende der Arbeiten 26. Januar 2005
Abnahme der Arbeiten 03. Februar 2005










Die Gesamtleitung und Abrechnung erfolgte
durch die Führungsgruppe des Auftragnehmers,
Fa. Max Früh, bestehend aus Bauleiter und
Oberbauleiter.
Im Schnitt waren drei Mann durchgängig auf der
Baustelle beschäftigt. Ein Bauleiter des Erdbau-
ers führte die Baustellenmannschaft.
Der Ablauf
Zu Beginn der Baumaßnahme wurde der Damm
im Arbeitsbereich gemäht.
Anschließend erfolgte der Oberbodenabtrag an
der Dammböschung auf etwa der Hälfte der Ge-
samtlänge mit Zwischenlagerung am Damm
oberhalb 145 m ü. NN.
Oberbodenabtrag an der Dammböschung
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Der Aushub des Drainageleitungsgrabens er-
folgte als Stufengraben, bzw. geböscht in Hal-
tungslänge von ca. 50,00 m fortlaufend. Das an-
gefallene Aushubmaterial wurde neben dem
Bermenweg zwischengelagert.
Zwischenlagerung des Mutterbodens an der Dammböschung
In den offenen Graben wurde das Geotextil aus-
gerollt, bzw. der Graben mit Geotextil ausgeklei-
det.
Nach dem Verlegen der Drainageleitung
DN 250/300 im geplanten Gefälle und dem Ver-
setzen der Schächte DN 1000 wurde der Rohr-
graben mit Filterkies 16/32 bis Oberkante Gra-
ben verfüllt.
Anschließend wurde die Oberfläche des Rohr-
grabens mit Geotextil abgedeckt.
Nach dem Einbau der Drainageleitung wurden
die Stichleitungen Stahlbeton DN 300 von den
Tiefpunktschächten zum Kraftwerkkanal hin aus-
geführt. Das Auslaufende der Stahlbetonrohr-
leitung wurde mit einer Froschklappe verschlos-
sen und mit einem Pflasterkranz aus Naturstei-
nen eingeschlossen.
Die Böschung unterhalb des Auslaufes wurde
mit einem Steinwurf aus Wasserbausteinen Klas-
se I I I  gesichert.
Mittels einer Kamerabefahrung (Prüfkriterien
nach ATV-Arbeitsblatt1) erfolgte eine Überprü-
fung der fertig verlegten Leitungen (Stahlbeton-
und Drainageleitungen).
                                                
1 Abwassertechnische Vereinigung: ATV-Merkblatt A 143
"Inspektion, Instandsetzung, Sanierung und Erneuerung
von Abwasserkanälen und -leitungen",
Teil 2:  Optische Inspektion, April 1999
Bei den Stichleitungen (Stahlbetonrohrleitung)
wurde noch eine Wasserdichtigkeitsprüfung
nach DIN EN 16102 durchgeführt.
Als nächster Arbeitsschritt wurde der Auflastfilter
2/32 in einer Dicke von 50 cm auf der Böschung
eingebaut. Für den höhengerechten Einbau wur-
de eine Einbaulehre verwendet.
Zum Abschluss wurde der zwischengelagerte
Oberboden über den Auflastfilter aufgebracht
und die profilierte Oberfläche mit Landschaftsra-
sen eingesät.
Herstellen des Dammfußweges
Schließlich erfolgte die Profilierung des vorhan-
denen Dammfußweges und des vorhandenen
Geländes zum Kraftwerkkanal hin mit zwischen-
gelagertem Aushubmaterial.
Die Besonderheiten der Bauausführung
In der Trasse der Drainageleitung musste ein
Betonfundament mit Stahleinbauteilen eines al-
ten Stromleitungsmastes entfernt werden.
Freigelegtes altes Mastfundament
Das vorhandene Aushubmaterial war als Wege-
baumaterial nicht geeignet, wurde aber auf
Wunsch der französischen Behörden bestmög-
lich eingebaut. Somit erübrigte sich die Abfuhr
dieses Materials.
                                                
2 Europäische Norm: "Verlegung und Prüfung von Abwasser-
leitungen und -kanälen",
Deutsche Fassung EN 1610: 1997
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Weiterhin ist zu vermerken, dass die Zusam-
menarbeit mit vier Behörden auf beiden Seiten
des Rheins (WSA Freiburg, Gewässerdirektion
Südlicher Oberrhein/Hochrhein Projektgruppe
Lahr, EdF, Service de la Navigation) sehr gut
funktionierte und vom Bestreben einer kon-
struktiven Zusammenarbeit bestimmt war.
Die in Frankreich vom Gesetz geforderte Betreu-
ung der Baustelle durch den französischen Si-
cherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator
(SiGeKo) des Ingenieurbüros C2Bl ergab keiner-
lei Probleme auf der mit deutschem Personal be-
setzten Baustelle.
Die während der Ausführungszeit herrschenden
Witterungsverhältnisse trugen zur Einhaltung
des Zeitplans bei.
Während der Bauausführung ist kein Hochwas-
ser aufgetreten, was die Räumung der Baustelle
zur Folge gehabt hätte.
Für die während der Bauausführung notwendi-
gen Zusatzleistungen entstanden Kosten in Höhe
von ca. 3.500 Euro (ca. 1 %  der Auftragssum-
me).
57
Nachsorge an den Rheinseitendämmen
in der Zuständigkeit des WSA Freiburg
Harald Windhausen Kerstin Ratz
WSA Freiburg BAW Karlsruhe
Im Rahmen der Nachsorge der Rheinseiten-
dämme im Bereich der Stauhaltungen Kultur-
wehr Breisach, Gambsheim und I ffezheim ist die
Zustandserfassung der Dämme, sowohl des
Damm- und Untergrundaufbaues als auch der
hydrogeologischen Verhältnisse, von zentraler
Bedeutung. Folgende Nachsorgeuntersuchungen
wurden in den Stauhaltungen Kulturwehr Brei-
sach, Gambsheim und I ffezheim bereits durch-
geführt, der Sachstand zum Berichtszeitpunkt
stellt sich wie folgt dar:
Geoelektrische Voruntersuchung
Aufgrund eines von der Ständigen Kommission 1
geforderten Fachgespräches mit der EdF
(Electricité de France) und dem SNS (Service de
la Navigation) über den Umfang der Nachsorge-
untersuchungen wurde vereinbart, in den Stau-
haltungen Gambsheim und I ffezheim eine Vor-
erkundung mit Geoelektrik durchzuführen. Die-
ses Verfahren liefert eine flächige Vorerkundung
der Rheinseitendämme, die eine wichtige Ergän-
zung des Untersuchungsrasters (ca. alle 250 m)
für die direkten Baugrundaufschlüsse ermög-
licht.
Nach Absprache mit der Bundesanstalt für Was-
serbau (BAW) wurden die Geoelektrischen Mes-
sungen unter Verwendung der Gleichstromtech-
nik durchgeführt. Die elektromagnetischen Ver-
fahren (EM31 und EM34), die auf der französi-
schen Seite, jedoch bisher nicht am Rhein, von
der EdF durchgeführt werden, konnten auf der
deutschen Seite nicht angewandt werden. Die
elektromagnetischen Verfahren sind an den
Rheinseitendämmen nicht anwendbar, da sich
hier WF-Kabel, Steuerkabel für den Polder Söl-
lingen Greffern und Spundwände im Damm be-
finden, die die Messergebnisse in erheblichem
Maße verfälscht hätten, so dass keine Aussagen
der Messungen zu erwarten gewesen wären.
                                                
1 Grundlage ist der Vertrag vom 04.07.1969 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Re-
publik über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/
Straßburg und Neuburgweier/Lauterburg
Installation einer Messstrecke
In den Stauhaltungen Breisach, Gambsheim und
I ffezheim wurden auf deutscher Seite ca. 35 km
Dammstrecke untersucht.
Die beauftragten Firmen benötigten für einen
Untersuchungsabschnitt eine Messzeit von 24 bis
33 Tagen. Die ausgewerteten Untersuchungser-
gebnisse lagen dem WSA Freiburg 88 Tage nach
Beginn der Messungen vor.
Messtechnik
Anomalien in der Dammstruktur, wie z.B. Fehl-
stellen in der Tondichtung, sind in der grafischen
Auswertung der Widerstandsmessungen deutlich
zu erkennen und in ihrer Lage und Ausdehnung
relativ genau zu bestimmen.
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Mit Hilfe der Ergebnisse der Geoelektrischen Vor-
untersuchung fand mit Absprache der BAW eine
Ergänzung des Untersuchungsrasters für die
Rammsondierungen und Rammkernbohrungen





Als zweite Stufe im Nachsorgekonzept wurde für
die Rheinseitendämme in den Stauhaltungen
Kulturwehr Breisach, Gambsheim und I ffezheim
die Durchführung von Baugrundaufschlussar-
beiten öffentlich ausgeschrieben.
Für die Untersuchung des Damm- und Unter-
grundaufbaues wurden Bohrungen und Sondie-
rungen ausgeführt. Das WSA Freiburg hat für
diesen Zweck zusammen mit der BAW ein Bau-
grunduntersuchungsprogramm aufgestellt und
dieses mit den französischen Institutionen ge-
mäß der Forderung der Ständigen Kommission
abgestimmt. Dieses sieht alle 250 m eine Boh-
rung von der wasserseitigen Dammkrone und
alle 1.000 m zusätzlich eine Bohrung von der
luftseitigen Dammkrone und von der Berme aus
vor.
Bohrgerät
Die Bohrungen von der wasserseitigen Damm-
krone ermöglichen sowohl in Dammabschnitten
mit Vollkern als auch in Abschnitten mit Spar-
kern eine gute Aussage über die Beschaffenheit
des Dammkernmaterials und die Lage der
Dammaufstandsfläche.
Zur Erkundung der Dammkernoberkante wurden
zusätzlich in einem Abstand von 1.000 m von
der Dammkronenmitte Bohrungen bis in 4 m
Tiefe durchgeführt. Ergänzend zu den Bohrun-
gen wurden Rammsondierungen von der was-
serseitigen Dammkrone aus im Abstand von
50 m und bis in die Tiefe von 18 m durchge-
führt.
Sondiergerät
Das Untersuchungsraster von Rammsondierun-
gen und Rammkernbohrungen wurde um die in
der Geoelektrischen Voruntersuchung ermittel-
ten Anomalien erweitert.
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Bei den Rammkernbohrungen erfolgt die Gewin-
nung der Kernproben auf Grundlage der
DIN 4021. Gefordert wird die Lieferung von
Kernproben der Güteklasse 3 gemäß DIN 4021.
Kernprobe der Güteklasse 3
Bei den Rammsondierungen erfolgte zusätzlich
zur Ausführung nach DIN 4094 eine Aufzeich-
nung der Eindringung pro Schlag. Dieses Ver-
fahren liefert besonders bei geringen Festigkei-
Grundwassermessstelle
ten gute Auflösungen, die die Schichtunterschie-
de signifikant hervortreten lassen. Zusätzlich be-
stehen qualitative Verbesserungen dahingehend,
dass Zählfehler (human factor) ausgeschlossen
werden.
Messquerschnitt in einem Rheinseitendamm
Zur Ermittlung der hydrogeologischen Verhält-
nisse im Ist-Zustand wurden die Bohrungen alle
1.000 m zu Grundwassermessstellen ausgebaut.
Auf diese Weise entsteht ein Messquerschnitt,
der sich aus einer tiefen Grundwassermessstelle
wasserseitig der Dammkrone, einer flachen
Grundwassermessstelle luftseitig der Dammkro-
ne und einer tiefen Messstelle auf der Berme zu-
sammensetzt.
In diesem Messquerschnitt ist zusätzlich die Ein-
richtung eines Lattenpegels im Seitengraben ge-
plant.
Bodentemperaturmessungen
Um festzustellen, ob in den Bereichen in denen
Anomalien im Dammkörper festgestellt wurden,
auch tatsächlich eine Durchsickerung stattfindet,
wurden bestimmte Dammbereiche mit Hilfe von
Bodentemperaturmessungen untersucht.
Bei diesem Verfahren werden in den zu untersu-
chenden Bohrpunkten Temperaturmesssonden
in verschiedenen Höhen eingebracht. Die Tem-
peraturmessungen werden in allen Bohrlöchern
möglichst zeitgleich durchgeführt, um eine Ver-
gleichbarkeit zu erhalten.
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Die Messergebnisse werden mit den Messwerten
einer Referenzbohrung verglichen, die sich in
einem Wasser undurchlässigen Dammabschnitt
befindet.
Sickerströmungen zeigen sich bei der betreffen-
den Bohrung durch Temperaturdifferenzen zur
Referenzkurve.
Mit Hilfe dieses Verfahrens wird eine sehr ge-
naue Abbildung der Dammundichtigkeiten er-




Grundinstandsetzung der Wehranlage Untertürkheim
Dr. Ing. Andreas Rathgeb
WSA Stuttgart
1. Einleitung
Die Staustufe Untertürkheim besteht aus einem
vierfeldrigen Wehr mit Doppelkammerschleuse.
Sie liegt bei Neckar-km 186,5 unmittelbar unter-
halb des Hafens Stuttgart.
Über das Wehr hinweg verläuft eine Straßenbrü-
cke, die die Stadtteile Wangen und Untertürk-
heim miteinander verbindet.
Ansicht der Wehranlage von Oberwasser
Daten
Feldweite: jeweils 17 m
Pfeilerbreite: 2,50 m
Verschlüsse:
Hakendoppelschütze, Höhe 4,50 m
Wasserspiegeldifferenz
Oberwasser/Unterwasser: 3,65 m
Nach mittlerweile über 80 Jahren Betrieb muss
das Wehr nun von Grund auf instandgesetzt
werden, da sowohl der Stahlwasserbau als auch
die Betonkonstruktion in denkbar schlechtem
Zustand sind.
2. Geschichte der Wehranlage
Die Anlage mit Wehr, Schleuse und Straßenbrü-
cke hat eine bewegte Geschichte hinter sich, in
deren Verlauf sich ihre Gestalt mehrfach verän-
derte.
Bereits in früheren Jahren traten dabei bei Um-
bau- bzw. Sanierungsarbeiten erhebliche Schä-
den an der Wehrkonstruktion zutage.
1923: Fertigstellung der Wehranlage mit Stra-
ßenbrücke
1945: Die Sprengung der Straßenbrücke ver-
ursacht auch Schäden am Wehr.
1948/49: Wiederaufbau in heutiger Konstruktion
Während des Wiederaufbaus wurden schwere
Schäden an den Wehrsohlen der Felder 3 und 4
festgestellt, die mitunter auf Sulfatangriff zu-
rückgeführt wurden.
62
1955 - 1958: Bau der Doppelkammerschleuse
Die Schleusenkonstruktion wurde so gewählt,
dass die Kammern für die Hochwasserabfuhr
herangezogen werden können. Beim HQ100 im
Mai 1978 wurde eine Kammer in Anspruch ge-
nommen.
Pfeilerverlängerung 1970/71, Ausbau der Stra-
ßenbrücke in den 90er Jahren
Im Zuge der Bauarbeiten wurden abermals
schwere Schäden an den Wehrsohlen, diesmal in
den Feldern 1 und 2, festgestellt und behoben.
Zusätzlich musste der Pfeilerbeton mittels An-
bringung von Vorsatzschalen saniert werden.
3. Sanierungsanlass
Das Antriebssystem besteht aus horizontal auf
dem Wehrsteg gelagerten Doppelspindeln. Auf
diesen laufen Spindelmuttern, die über mehrfach
umgelenkte Seile mit der Verschlusskonstruktion
verbunden sind. Es erwies sich in Verbindung
mit den schwergängigen Hakendoppelschützen
als äußerst störanfällig.
Innerhalb eines guten halben Jahres kam es zu
nicht weniger als drei Störfällen infolge Über-
lastung des Antriebs.
Der zweite Störfall (siehe Bild:  Heruntergefalle-
nes Oberschütz) war dabei mit einer zeitweiligen
Räumung des Stuttgarter Hafens verbunden, da
durch eine Schieflage des oberen Verschlussteils
der Stau nicht mehr gehalten werden konnte.
Während der darauffolgenden Reparaturzeit trat
ein Hochwasser auf, in dessen Verlauf ein wei-
terer Verschluss infolge eines Schadens an der
Antriebsspindel ausfiel.
Die Verschlusskonstruktion und die Antriebe ent-
sprechen nach Aussage der Bundesanstalt für
Wasserbau (BAW) hinsichtlich Betriebssicherheit
und Wartung/Unterhaltung nicht dem heutigen
Stand der Technik.
Zudem sind die Verschlüsse nicht auf nach DIN
anzusetzenden Eisdruck bemessen. Verschlüsse
und Antriebe müssen durch Konstruktionen er-
setzt werden, die dem heutigen Stand der Tech-
nik entsprechen.
Mit Kenntnis der früheren Schadensfälle an der
Betonkonstruktion war es zudem erforderlich,
das gesamte Bauwerk hinsichtlich Betonqualität
und Standsicherheit zu untersuchen.
4. Bauwerksbestand
Zur Bestandsaufnahme wurden 55 Beton- und
Baugrundbohrungen durchgeführt, deren Ergeb-
nisse von der BAW bewertet wurden.
Beispiele für Bohrkerne (Länge 1 m). Insbeson-
dere im Fundamentbereich konnten stellenweise
nur noch die losen Zuschläge geborgen werden.
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Kernaussagen:
• Unter den Pfeilern und unter den Wehrfel-
dern sind stellenweise Hohlräume vorhanden,
die zur Gewährleistung der Standsicherheit
verfüllt werden müssen.
• Die Pfeiler sind hinsichtlich ihrer Betoneigen-
schaften sehr heterogen. Insbesondere der
Beton aus den 20er Jahren ist sanierungsbe-
dürftig. Er ist von poröser Struktur und es
muss mit Fehlstellen gerechnet werden.
• Die Auftriebssicherheit der Wehrsohle kann
weder für den Revisionszustand noch für den
normalen Betriebszustand nachgewiesen wer-
den.
Somit ist auch eine grundlegende Instandset-




Die Instandsetzung der Wehranlage muss unter
Aufrechterhaltung des Wehr- und Schleusenbe-
triebs durchgeführt werden.
Zudem wird der Umbau durch die beengten
Platzverhältnisse unter der Straßenbrücke er-
schwert.
Die wesentlichen Maßnahmen zur Wiederher-
stellung der Wehranlage sind im Folgenden kurz
aufgeführt:
• Abriss der alten Wehrpfeiler oberwasserseitig
der Straßenbrücke und Errichtung neuer
Wehrpfeiler einschließlich Gründung. Eine
Neugründung des Wehrpfeilers auf Pfählen
erwies sich wirtschaftlicher als die Zement-
injektion von Fundament und Baugrund über
die gesamte Pfeilerlänge.
• Ersatz der bestehenden Antriebs- und Ver-
schlusskonstruktion durch neue Rollschütze
mit Aufsatzklappen. Jeder Verschluss wird
zukünftig mit zwei Antrieben mit Hubketten
ausgerüstet.
• Jeder neue Wehrpfeiler wird wegen der Un-
terbringung der Getriebe mit einem Pfeiler-
haus ausgestattet, das wegen der gestiege-
nen Platzanforderungen höher und im oberen
Bereich auch breiter wird als bisher. Eine
komplette Verbreiterung der Pfeiler ist nicht
möglich, da der Abflussquerschnitt zur Ge-
währleistung der Hochwasserneutralität nicht
verändert werden darf.
• Auftriebssicherung der Wehrsohlen mittels
Verankerung, Schutz der Ankerköpfe durch
Aufbeton, Verfüllung der Hohlräume zwi-
schen Sohle und Baugrund.
• Bau eines Unterwasser-Revisionsverschlus-
ses, um zukünftig die Trockenlegung der
Wehrsohlen für Inspektionen zu ermöglichen.
Schnitt durch Wehrsohle und Straßenbrücke mit Blick auf einen neuen Pfeiler (ohne Sohlverankerung und Pfeilergründung). Der
verbleibende Bestand von Pfeiler und Sohle ist farbig angelegt.
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5.2 Architektonische Gestaltung
Die Gestalt der Wehranlage wird durch die An-
forderungen aus Betriebssicherheit, Wartungs-
freundlichkeit und Hydraulik verändert.
Die Bundesanstalt für Wasserbau stellt in ihrem
Architekturentwurf den Bezug zur industriell ge-
prägten Umgebungsarchitektur her.
Architekturentwurf der BAW (Stand: März 2005):
Grundriss und Volumen entstehen aus strö-
mungstechnisch optimierter Grundform der Wehr-
pfeiler.
Die entstehende Pfeilerhausform wirkt bootsför-
mig.
Verkleidung der Betonwände




Es werden jeweils zwei Wehrfelder je Bauab-
schnitt, beginnend auf der linken Flussseite, tro-
ckengelegt.
Hierzu ist die Errichtung einer Baugrube aus
Spundwänden vom Wasser aus erforderlich. Die
Hochwasserabfuhr während der Bauzeit ist, bei
Bedarf auch unter Zuhilfenahme der Schleusen-
kammern, sichergestellt. Dies wurde anhand
umfangreicher Modellversuche bei der BAW
nachgewiesen.
Schematische Darstellung des ersten Bauabschnitts über Wehrfeld 1 und 2. Der zweite Bauabschnitt umfasst die Wehrfelder 2 und
3, der dritte die Wehrfelder 3 und 4. Die Trockenlegung zweier Wehrfelder ermöglicht die komplette Neuerrichtung des dazwischen-
liegenden Pfeilers.
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6. Maßgebliche Baumassen gemäß Ent-
wurf
Stahlwasserbau: 4 Stck. Rollschütze mit Aufsatzklappen
(Gewicht jeweils ca. 41 t)
Maschinenbau: 8 Stck. geschlossene Schneckenstirnrad-
getriebe
8 Stck. Edelstahlhubketten
Spezialtiefbau: 1.400 m2 Stahlspundwände
340 Verpressanker
120 Kleinbohr- bzw. Verpresspfähle
19 Bohrpfähle
Betonbau: 2.200 m3 Stahlbeton
132 Stck. Stahlbeton-Fertigteile
7. Ausblick
Der Baubeginn erfolgt im Jahr 2006. Durch die
oben genannten Maßnahmen wird das Wehr auf
den Stand der Technik gebracht und die Be-
triebssicherheit wiederhergestellt.
Die Lebensdauer des Wehrs wird erheblich ver-
längert, so dass es über die kommenden Jahr-
zehnte wieder zuverlässig seine Aufgaben zur
Stauhaltung und Hochwasserabfuhr erfüllen
kann.
66




Im Zuge der Sanierung asbesthaltiger Stahlwas-
serbauten hat das Wasser- und Schifffahrtsamt
Trier in diesem Jahr die fünfte Grundinstandset-
zung von einzelnen Sektoren durchgeführt.
Die Maßnahme basiert auf einem Entwurf-
HU/AU, welcher auf Grund asbesthaltiger Be-
schichtungen und anstehenden, dringenden
Stahlsanierungsarbeiten für insgesamt 15 Sekto-
ren an der Mosel aufgestellt wurde.
1. Ausschreibung und Vergabe der Sanie-
rungsmaßnahme
Auf Grundlage der gesammelten positiven Er-
kenntnisse aus der Ausbausanierung (Sektor 1 in
Detzem), welche im Jahr 2003 erstmals im Zuge
eines Sondervorschlages durchgeführt wurde,
hat sich das Wasser- und Schifffahrtsamt Trier
dazu entschlossen, zukünftig die Sektorsanie-
rung als Ausbausanierung auszuschreiben.
In die Ausschreibung eingeflossen sind zahlrei-
che Erkenntnisse aus der vorgenannten Sanie-
rungsmaßnahme Detzem.
Bei der Aufstellung der Leistungsbeschreibung
für eine Ausbausanierung ist - im Gegensatz zur
vor Ort Sanierung - eine aufwändige Untersu-
chung der vorliegenden Rahmenbedingungen
erforderlich.
Wesentliche Bestandteile der Voruntersuchun-
gen sind:
• Machbarkeitsprüfung des Lösens an den
Scharnierlagern
• Statische Vorbetrachtung des Segmentbau-
werkes für die Beschreibung der Komplett-
unterfangung für den Aus- und Einhub, Be-
stimmung der Lastverteilung zur Aufnahme
und Berechnung der Anschlageinrichtungen
• Berücksichtigung der geometrischen und kon-
struktiven Vorgaben des Bauwerkes
• Abwägung, ob im Hinblick auf den festge-
stellten Sanierungsumfang eine Fertigstellung
der Sanierungsarbeiten und somit ein Einbau
des Wehrkörpers vor Beginn der statistischen
Hochwasserperiode (15. Oktober) realisierbar
ist.
Bei der Vergabe der Maßnahme muss der Bie-
terkreis (sowie auch die entsprechenden Sub-
unternehmer) eingehend auf seine Eignung und
vor allem auf seine personelle, räumliche und
technische Ausstattung geprüft werden. Diese
stellt die Grundvoraussetzung für Gewährleis-
tung einer sicheren und qualitativ hochwertigen
Durchführung aller Gewerke dar.
Vorteilhaft erweisen sich hier Bieter, welche die
Gewerke Stahlbau und Korrosionsschutz in ei-
nem Unternehmen aufweisen, da erfahrungs-
gemäß die Schnittstellenkonflikte zwischen den
vorgenannten Gewerken, gerade in Bezug auf
die termingerechte Durchführung der Sanie-
rungsmaßnahmen, problematisch sind.
2. Durchführung der Baumaßnahme
Die bereits unter Punkt 1 genannten Vorunter-
suchungen haben den Ausbau des Wehrkörpers
(Mai 2005) erheblich erleichtert. Die Unterfan-
gung, das Lösen der Drehgelenkscharniere und




Im Anschluss an den Aushub des Wehrkörpers
und dessen Transport in die ehemalige LAVIS-
Halle in Aschaffenburg konnte unmittelbar der
Baustellenbetrieb vor Ort (im Wehrfeld I  der
Wehranlage Zeltingen) beginnen.
Im Vorfeld der stahlbaulichen Bearbeitung aller
Peripheriebauteile (Seitenschilder, Schleifleisten,
Dichtungsträger, Verriegelung, Drehgelenkkäs-
ten etc.) wurden diese komplett eingehaust, um
die Entschichtung gem. den einschlägigen Richt-
linien und Vorschriften durchzuführen.
Die Entschichtung erfolgte demnach nach den
Vorgaben der Technischen Regeln für Gefahr-
stoffe (TRGSen) 519 für Asbest und 551 für Po-
lycyclische Aromatische Kohlenwasserstoffe
(PAK).
Parallel zu den örtlichen Arbeiten wurde die In-
nen- und Außenentschichtung des Wehrkörpers
gem. den o.g. Vorgaben im Werk Aschaffenburg
vorgenommen.
Im Anschluss an die Entschichtung konnte de-
tailliert der erforderliche Sanierungsumfang am
blanken Stahlbaukörper vorgenommen werden.
Dieser lag erwartungsgemäß hauptsächlich im
Bereich der Endfelder, was auf die im Massiv-
bauwerk befindlichen großen Edelstahlflächen
der Seitenschilder zurückzuführen ist.
Neben dem Austausch von abgängigen Pass-
schraubenverbindungen gemäß Vorgabe der
DIN 19704 wurden sämtliche Auflagerendstücke
der Haupttragriegel erneuert.
Ebenso wurden Beulungen und größere Radien-
abweichungen in der Stauwand beseitigt, da es
- bedingt durch den partiell größeren Wasser-
verlust im Betrieb - zu Steuerungsproblemen
kam.
Auf Grund des hohen Stahlbauumfanges, wel-
cher erst nach der Entschichtung in vollem Um-
fang ersichtlich wird, hat das Wasser- und
Schifffahrtsamt Trier bereits zu Beginn der Ar-
beiten den 2-Schichtbetrieb im Werk Aschaffen-
burg angeordnet. Die Durchführung der Stahl-
bauarbeiten im 2-Schichtbetrieb war optional in
der Leistungsbeschreibung enthalten, um hier
Nachtragsforderungen zu vermeiden.
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Der Einhub des grundinstandgesetzten Sektors
erfolgte im September 2005. Nach dem Abset-
zen des Sektors wurde das Lochbild der Schar-
nierlappen mittels Zentrierstiften ausgerichtet
und mit neuen Passschrauben verschraubt.
Die momentan stattfindenden Arbeiten (Einbau
sämtlicher Dichtungssysteme) verlaufen fristge-
recht, so dass mit einer Inbetriebnahme des
grundinstandgesetzten Sektors zu Beginn der
statistischen Hochwasserperiode gerechnet wer-
den kann.
3. Fazit
Auch bei dieser Sanierungsmaßnahme kann eine
signifikante Erhöhung der Qualität in allen aus-
geführten Gewerken festgestellt werden.
Im Vergleich mit einer reinen Sektorinnenraum-
sanierung stellt zudem die Ausbausanierung die
weitaus wirtschaftlichere Sanierungsvariante
dar.
Mit einem finanziellen Mehraufwand von ca.
15 %  beinhaltet die Ausbausanierung im Ver-
gleich zur vor Ort Sanierung die komplette Be-
und Neubeschichtung der Außenflächen, Erneu-
erung der Verriegelsysteme inkl. Kästen, Erneu-
erung sämtlicher Dichtungsklemmleisten und
-träger sowie Austausch der seitlichen Blechbe-
reiche der Sektorkörper.
Im Zuge dieser Sanierungsvariante werden zu-
dem erhebliche Verlängerungszeiträume im In-
standsetzungsintervall erwartet, da es sich bei
diesen Sektorwehren (im Gegensatz zur vor Ort
Sanierung) um generalinstandgesetzte Sektor-
wehre handelt.
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Unterschiede und Kostenrisiken beim "Bauen im Bestand"
an Schleusenbauwerken im Vergleich zu Neubaumaßnahmen
Torsten Ebner
seit 2005 beim WSA Nürnberg
Erneuerungsmaßnahmen und die Substanzer-
haltung nehmen einen immer höheren Stellen-
wert in der Bauwirtschaft ein. Auch für die Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) wird die-
ses Thema in der Zukunft von großer Relevanz
sein. Maßgebende Gründe für diese Annahme
sind unter anderem die Altersstruktur aber auch
der bauliche Zustand vieler Schleusenbauwerke.
Die WSV betreibt und unterhält bundesweit
338 Schleusenbauwerke mit insgesamt 452 Schleu-
senkammern größer 18 m.
Betrachtet man zum Beispiel das Alter der ein-
zelnen Schleusenkammern im gesamten Zustän-
digkeitsbereich der WSV, so bleibt festzuhalten,
dass über 50 %  der Schleusenkammern älter als
65 Jahre sind, was die Bedeutung dieses The-
menkomplexes für die Zukunft unterstreicht.
Des Weiteren zeigen auch neuere Erkenntnisse,
dass einige Schleusenkammern im Bundesgebiet
bereits weit vor ihrer theoretischen Lebensdauer
zum Teil erheblichen Bedarf an Substanzerhal-
tungsmaßnahmen aufweisen.
Es entstehen während der Baudurchführung von
Maßnahmen an bestehenden Anlagen oftmals
höhere Kosten als bei Neubaumaßnahmen.
Weiterhin ist die Systematik bei der Vorberei-
tung, Planung und Durchführung in vielen Berei-
chen nicht vergleichbar mit der einer Neubau-
maßnahme.
Auch die HOAI  ist mit ihrem Leistungsbild auf
den Neubau ausgerichtet und es liegen nur eini-
ge wenige Regelungen bezüglich des Bauens im
Bestand vor.
In diesem Beitrag werden zunächst grundsätzli-
che Unterschiede beim Bauen im Bestand im
Vergleich zum Neubau dargelegt.
Danach werden maßgebende Einflussgrößen auf
die Kosten bei Maßnahmen im Bestand darge-
stellt.
Wesentliche Unterschiede beim Bauen im Be-
stand im Vergleich zu Neubaumaßnahmen zeigt
folgende Abbildung:
NEUBAU BAUEN I M BESTAND
Baugrundgutachten Bestandsanalysen/Bestandsauf-
nahme/evtl. Baugrundgutachten
Beräumung des Baufelds Sicherung des Altbestands
Rückbau von Bauteilen
Bauen nach Plan Bauen nach Aufmaß und Plan
Innerhalb des Baufeldes
i.d.R. gute Zugänglichkeit
Innerhalb des Baufeldes häufig
eingeschränkte Zugänglichkeit






zeitgerechte Qualität ggf. Kompromissbereitschaft bzgl.
Technik, Vorschriftenlage, Qualität
Neben diesen grundsätzlichen Unterschieden ist
der nächste Schritt die systematische Erarbei-
tung der verschiedenen Einflüsse beim Bauen im
Bestand und deren Auswirkung auf die Kosten.
Mit Hilfe von Projektanalysen und Umfragen
wurden diese erarbeitet, näher untersucht und
teilweise quantifiziert. Die nachfolgende Abbil-
dung stellt im Überblick maßgebende Einfluss-
größen auf die Kosten beim Bauen im Bestand
dar.
Die aufgeführten Aspekte sind bei der Planung
und der Ausführung einer Maßnahme in geeig-
neter Form zu berücksichtigen.
Um bei der Planungsüberlegung die einzelnen
Aspekte in der richtigen Form zu berücksichti-



























Beispielhaft wird die Bestandsaufnahme näher
dargelegt, welche eine maßgebende Einfluss-
größe auf die Kosten darstellt. Die technische
Bestandsaufnahme ist je nach Umfang mit er-
heblichen Kosten verbunden.
Die frühzeitige Kenntnis von Schwachstellen,
Schadstoffen, Schäden usw. ist allerdings ele-
mentar, um diese noch rechtzeitig in den Pla-
nungsprozess zu integrieren. Abweichungen von
der geplanten Bauausführung und zusätzliche
Leistungen nach Auftragsvergabe können da-
durch vermindert werden. Eine Abweichung von
der geplanten Bauausführung führt häufig zu
Veränderungen im Bauablauf und zu Verände-
rungen bei den anfallenden Kosten. Es kommt
somit zu zusätzlichen oder geänderten Leistun-
gen bei der Ausführung, die zu diesem Zeitpunkt
oftmals nicht optimal in den Bauablauf integriert
werden können und somit regelmäßig zu Bau-
zeitverzögerungen mit daraus resultierenden er-
höhten Kosten führen.
Welche Relevanz die Bestandsaufnahme für die
Einhaltung des Kostenrahmens hat, wird anhand
einer durchgeführten Umfrage deutlich. In fol-
gender Abbildung ist das Ergebnis einer Umfra-
ge bei Ingenieurbüros dargelegt, welche zu Grün-
den für einen überschrittenen Kostenrahmen bei
Baumaßnahmen im Bestand befragt wurden.
Gründe für die Überschreitung des Kostenrahmens bei Baumaßnahmen im Bestand
Der Abbildung ist zu entnehmen, dass fast 80 %
der Befragten eine unvollständige Bestandsauf-
nahme und deshalb unvorhergesehene zusätzli-
che Leistungen als Grund für einen nicht einge-
haltenen Kostenrahmen aufgeführt haben.
Im Rahmen dieses Beitrags sollte ein Überblick
über die erhöhten Anforderungen und Kostenri-
siken gegeben werden. Es wird deutlich, dass
eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem The-
menfeld Bauen im Bestand auf Grund zukünftig
steigender Maßnahmen und der aufgeführten
erhöhten Kostenrisiken unabdingbar ist.
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Die Schiffsliegestelle am Peter-Altmeier-Ufer er-
streckt sich auf einer Länge von knapp 600 m
und einer Breite von 30 m von Mosel-km 0,470
bis Mosel-km 1,012 auf der rechten Moselseite
nahe der Moselmündung und im unmittelbaren
Innenstadtbereich von Koblenz. Dieser Bereich
diente noch bis 1968 als Hafengebiet.
Am 25. Januar 1965 wurde der Rheinhafen in
Wallersheim eröffnet. Seither ist der durch seine
zentrale Lage und Nähe zur Koblenzer Innen-
stadt gefragte Bereich Schiffsliegestelle.
Die Stadt Koblenz bietet für diesen Bereich ne-
ben Stromanschlüssen auch weitere Dienstleis-
tungen an.
2. Problemdarstellung
Durch die Zunahme der Fahrgastschifffahrt
(FGS), insbesondere der Kabinenschifffahrt, kam
es in den letzten Jahren vermehrt zu Belästigun-
gen der direkten Anlieger durch Lärm- und Ge-
ruchsemissionen. Die angrenzende Bebauung ist
als Mischgebiet zu bewerten, in der die Immissi-
onswerte 60 dB(A) bei Tag und 45 dB(A) bei
Nacht nach der TA Lärm einzuhalten sind.
Die Liegestelle, an der in der Regel bis zu acht
Güter- und Fahrgastschiffe liegen können, ist
derzeit mit sechs Stromanschlüssen á 125 A An-
schlusswert ausgestattet.
Ehemaliger Hafen Koblenz - ©  Reinhard Kallenbach; Stadtarchiv Koblenz
Der Service der Stromversorgung wird jedoch
nur in Ausnahmefällen in Anspruch genommen.
Gründe hierfür sind die anfallenden Kosten von
etwa 50 ct/ kWh und die uneinheitliche Art der
Anschlusskupplung.
Moderne Fahrgastkabinenschiffe benötigen
mittlerweile Anschlusswerte von bis zu
4 x 125 A. Aufgrund der Verteilung der An-
schlüsse ist es ihnen nicht möglich, sich anzu-
schließen.
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Die Stadt Koblenz bemühte sich um eine Ent-
widmung der Liegestelle und Ausweisung als
Hafengebiet, um mit Hilfe einer Hafensatzung
einen Anschlusszwang durchzusetzen. Nebenbei
sollte hierdurch eine Liegegebühr erhoben wer-
den.
Die rechtliche Prüfung dieser Anfrage erfolgte
durch die WSD Südwest. Da weder Umschlag
dort stattfand noch eine erhöhte Schutzfunktion
zu erkennen war, konnte der Anfrage aus juristi-
scher Sicht nicht entsprochen werden (fehlende
materielle Voraussetzung). Zusätzlich lag es
auch nicht im Interesse des WSA Koblenz, den
Zugriff auf die verfügbaren Liegestellen im Mo-
selmündungsbereich für die Verwaltung zu be-
schränken.
Im Folgenden wurde die Frage der Zuständigkeit
des Lärmproblems zwischen dem Ordnungsamt
der Stadt Koblenz, der SGD Nord und dem WSA
Koblenz hin und her geschoben.
Schließlich einigte man sich auf Einladung des
WSA Koblenz, die Problematik im Rahmen einer
Besprechung zu klären.
Teilnehmer waren neben WSA und WSD die
SGD Nord, die WSP-Station Koblenz, das Ord-
nungsamt Koblenz und als Dienstleister für
Stromanschluss, Ver- und Entsorgung die Kob-
lenz-Touristik als Vertreter der Stadt Koblenz.
Liegestelle Peter-Altmeier-Ufer im März 2005
3. Rechtliche Würdigung
Im urbanen Umfeld ist sowohl nach dem Bun-
des- als auch nach dem Landesimmissions-
schutzgesetz Lärm zu vermeiden, wenn es mög-
lich und zumutbar ist. Gleichzeitig sind Immissi-
onsrichtwerte einzuhalten.
Aus Sicht der Stadt und der SGD Nord liegt die
Zuständigkeit beim Bund aufgrund des BImSchG
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 38 Abs. 1, § 62
Nr. 7a). Hiernach müssen u.a. Wasserfahrzeuge
so beschaffen sein, dass ihre durch die Teilnah-
me am Verkehr verursachten Emissionen unter-
halb der Grenzwerte liegen und so weit wie
möglich vermieden werden.
Eine Zuständigkeit könnte sich auch aus dem
Landesimmissionsschutzgesetz (LImSchG) her-
leiten. Nach § 2 Abs. 5 Nr. 2 LImSchG sind An-
lagen im Sinne dieses Gesetzes "Maschinen,
Geräte ... sowie Fahrzeuge, soweit sie nicht der
Vorschrift des § 38 BImSchG ... unterliegen...".
Der § 5 LImSchG besagt, dass bei der Benut-
zung und dem Betrieb von Wasserfahrzeugen
alle vermeidbaren Geräusche und Luftverun-
reinigungen zu unterlassen sind, durch die eine
andere Person erheblich belästigt werden kann.
Insbesondere werden lärm- und abgaserzeu-
gende Motoren erwähnt. Die Zuständigkeit läge
hier bei dem jeweiligen Ordnungsamt.
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Nach Rechtsauffassung der WSV (Erlass vom
10. Oktober 2005, - LS 26/6262.1/5 -) ist bei
Lärmemissionen, die durch bordeigene Aggre-
gate verursacht werden, für die Anwendung des
BImSchG und des LImSchG kein Raum. Das
BinSchAufG trifft hier eine abschließende Rege-
lung. Dagegen fallen Lärmemissionen, die bei-
spielsweise durch an und von Bord gehende
Passagiere oder durch Musikveranstaltungen auf
den Schiffen verursacht werden, nicht unter den
§ 1 BinSchAufG und liegen somit nicht in der Zu-
ständigkeit der WSV.
Nach § 1 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 2 BinSchAufgG
besteht für die WSV die Möglichkeit, den Betrieb
bordeigener Aggregate an Liegestellen zu ver-
bieten. Dies kommt jedoch regelmäßig nur in
Betracht, wenn für die Schiffe die Möglichkeit
besteht sich von Land aus mit Strom zu versor-
gen.
Das Verbot würde als Allgemeinverfügung in
Form eines Zusatzschildes im Bereich der mit
Stromanschlüssen ausgestatteten Liegestelle er-
lassen. Ein Verstoß wäre jedoch nicht bußgeld-
bewehrt, könnte aber im Rahmen des Verwal-
tungszwangs vor Ort durch die WSP umgesetzt
werden.
4. Weiteres Vorgehen und erste
Ergebnisse
Die Besprechung führte nach konstruktivem
Austausch zu einem von allen Seiten tragbaren
Ergebnis.
Die Koblenz-Touristik informierte in enger Ab-
stimmung mit dem WSA die ihnen bekannten
Nutzer der Liegestelle über den geplanten Um-
bau und die derzeitigen Möglichkeiten, Strom
abzunehmen. Das WSA Koblenz setzte die Ver-
bände in Kenntnis. Eine große Zunahme an
Schiffen, die sich an die bestehenden Anlagen
anschlossen und ein deutlicher Rückgang der
Beschwerden waren in der Folgezeit zu ver-
zeichnen.
Das WSA Koblenz ermittelte den derzeitigen Be-
darf an Anschlüssen und Anschlusswerten bei
Fahrgast- und Güterschifffahrt. Als Ergebnis war
festzuhalten, dass in der Güterschifffahrt An-
schlüsse von 32 A und 63 A vorzufinden waren.
Häufig wurden zwei Anschlüsse benötigt. An-
schlusswerte von 16 A, mit der beispielsweise
die Schiffsliegestelle Karden ausgestattet ist,
kamen nicht vor. Als Folge dieses Ergebnisses
wird derzeit im WSA Koblenz die Umrüstung die-
ser Liegestelle geprüft.  Die Fahrgastschiffe wie-
sen Anschlusswerte von 125 A auf. Die meisten
Schiffe benötigten zwei, viele bereits drei An-
schlüsse. In einem Fall wurden sogar vier An-
schlüsse benötigt.
Im nächsten Schritt wird die Koblenz-Touristik
den Bereich entsprechend der Bedarfsermittlung
des WSA Koblenz ausstatten. Nach derzeitigem
Stand wird sie sogar über die Forderungen hin-
aus gehen und an den sechs Zugangsstegen je
zwei Schiffen Anschlusswerte bis 4 x 125 A be-
reitstellen. Sie wird die Stromtankstellen betrei-
ben und unterhalten. Die zeitliche Erreichbarkeit
- also auch in den Nachtstunden - wird sicher
gestellt.
Zusätzlich wurde zugesagt und bereits umge-
setzt, den Strom zum Selbstkostenpreis von der-
zeit 29 ct/ kWh abzugeben.
Somit ist die Zumutbarkeit des Anschließens ge-
geben und das WSA Koblenz wird per Allge-
meinverfügung das Laufen lassen der Genera-
toren in den Nachtstunden in dem ausgestatte-
ten Bereich verbieten.
Die WSD Südwest bemüht sich zeitgleich um die
Aufnahme des Verbots in die Moselschifffahrts-
polizeiverordnung und die Schaffung eines ent-
sprechenden Bußgeldtatbestandes.
Im Bereich der WSD Südwest wurde somit erst-
mals eine vertretbare Lösung der Lärmproble-
matik an Liegeplätzen mit unmittelbar angren-
zender Wohnbebauung erzielt, mit dem alle Be-
teiligten und Betroffenen zufrieden sein können.
Die Möglichkeit, diese Lösung auch für ähnlich





Am 26. Mai 1964 wurde die Großschifffahrts-
straße Mosel von den drei Staatsoberhäuptern
aus Frankreich, Luxemburg und Deutschland
ihrer Bestimmung übergeben.
Das Frachtaufkommen auf der Wasserstraße
Mosel hatte schon bald nach Eröffnung der
Großschifffahrtstraße Mosel die Verkehrserwar-
tungen von 10 Millionen Gütertonnen übertrof-
fen und erreichte nach Ausbau der Saar ein jähr-
liches Güteraufkommen von etwa 16 Millionen t
an der Eingangsschleuse Koblenz.
Um der Schifffahrt wirtschaftlichere Transport-
verhältnisse zu bieten und die Leistungsfähigkeit
der Mosel zu verbessern, wurden Ende der 70er
Jahre Planungen zur Fahrrinnenvertiefung auf-
genommen. Im August 1992 begannen auf der
deutschen und deutsch-luxemburgischen Stre-
cke die Bauarbeiten zeitgleich in mehreren Stau-
haltungen. Die Freigabe der vertieften Strecke
bis Apach erfolgte im Mai 1999.
Die Mosel ist auf der 36 km langen Strecke zwi-
schen Apach und der Sauermündung gemein-
schaftliches Hoheitsgebiet von Luxemburg und
Deutschland, das so genannte Kondominium.
Die Verwaltung der Wasserstraße wird von bei-
den Ländern entsprechend dem Regierungsab-
kommen vom 14. September 1976 wahrgenom-
men.
Der Bundesrepublik Deutschland obliegt bei-
spielsweise die Unterhaltung und Erneuerung
der Staustufen Grevenmacher und Palzem/
Stadtbredimus sowie die Flussstrecke. Dem
Großherzogtum Luxemburg obliegt der Betrieb
der Wehr- und Schleusenanlagen Grevenmacher
und Palzem/Stadtbredimus.
Zur Fahrrinnenvertiefung wurde für jede Stau-
haltung ein Planfeststellungsverfahren mit Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung und landschafts-
pflegerischem Begleitplan durchgeführt.
Im Juli des vergangenen Jahres haben die Ar-
beiten für die letzte Ausgleichsmaßnahme, näm-
lich "Taupeschwues" auf Luxemburger Staatsge-
biet begonnen; diese Maßnahme gleicht die Ein-
griffe durch die Fahrrinnenvertiefung in der Stau-
haltung Palzem/Stadtbredimus aus.
Da die Fahrrinnenvertiefung vom Wasser- und
Schifffahrtsamt Trier durchgeführt wurde und
die ökologische Ausgleichsmaßnahme "Taupe-
schwues" insgesamt dazu gehört, ist es zum
eher seltenen Sachverhalt gekommen, dass eine
deutsche Behörde auf luxemburgischem Ho-
heitsgebiet tätig geworden ist.
Die eigentliche Fahrrinnenvertiefung in der Stau-
haltung Palzem/Stadtbredimus erfolgte zwar be-
reits 1998, für die Gestaltung der ökologischen
Ausgleichsmaßnahme mussten aber immer wie-
der neue Ideen aufgegriffen werden. So fanden
zahlreiche Gespräche und Verhandlungen mit
dem luxemburgischen Umweltministerium, der
luxemburgischen Bauverwaltung, der Gemeinde
Wellenstein und den betroffenen Grundstücksei-
gentümern statt, deren Ergebnisse dann vom
Ingenieurbüro Högner im landschaftspflegeri-
schen Begleitplan umgesetzt wurden.
Gegenüber der ursprünglichen Planung hatte
sich letztendlich eine wesentlich größere Maß-
nahme als insgesamt beste Lösung herauskris-
tallisiert, dies auch insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass das Moselvorland in diesem Be-
reich als Naturschutzgebiet ausgewiesen ist.
Bei der Maßnahme wurde ein etwa 600 m langer
Nebenarm zur Mosel mit einer durchgehenden
Wassertiefe von 1,0 m teilweise mit 2 Wasser-
läufen und vielen kleinen Inseln ausgebaggert.
Jeweils am oberen und unteren Ende erhielt der
Nebenarm eine Anbindung an die Mosel.
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Insbesondere den Belangen des Naturschutzes
und der ökologischen Entwicklung der Flächen
die im Luxemburger Naturschutzgebiet "Taupe-
schwues" liegen, wird hierdurch Rechnung ge-
tragen. Spezielle Anpflanzungen sind nicht vor-
gesehen, da die Entwicklung des gesamten Ge-
bietes durch natürliche Sukzession erfolgen soll.
Nach Fertigstellung der Arbeiten entsteht eine
Insel, die durch eine Holzbrücke, die sich sehr
harmonisch in das Gebiet einpasst, mit dem
"Festland" verbunden ist.
Die Erdarbeiten, die Errichtung der Holzbrücke
und Sicherstellung der Infrastruktur wurden als
Gesamtpaket nach einer öffentlichen Ausschrei-
bung an die Fa. Johann Wacht, Konz, vergeben.
Am 01. September 2004 begannen die Bagger-
arbeiten. Das überschüssige Baggergut, insge-
samt rd. 38.000 m³ , wurde vor Ort auf LKWs
der Firma Hein geladen und in nahe gelegenen
ehemaligen Kiesgruben abgelagert.
Nachdem die Arbeiten zuerst zügig vorangingen,
ergaben sich bei den Aushubarbeiten der Brü-
ckenwiderlager und -pfeiler große Probleme, da
der Baugrund unerwartet feinsandig und stark
wasserführend war.
Aus Sicherheitsgründen - wegen der Gefahr ei-
nes Grundbruches im Bereich der Nationalstra-
ße N 10 - wurden die Fundamentarbeiten daher
im Schutz eines Spundwandkastens ausgeführt.
Anschließend folgten die restlichen Infrastruk-
turmaßnahmen, wie die Verlegung von Strom-
und Wasserleitungen sowie der Ausbau der We-
ge. Die Abnahme der Arbeiten nach VOB/B er-
folgte am 02. Mai 2005. Das optisch und ökolo-
gisch gelungene Ergebnis ist eine Bereicherung
für die gesamte Region.
Die Kosten für die gesamte Maßnahme betragen
etwa 1 Million Euro, die hälftig von den Staaten
Luxemburg und Deutschland getragen werden.
Die zahlreichen Anstrengungen und Leistungen,
die mit den vorgenannten Arbeiten im Zusam-
menhang stehen, wurden in einer kleinen Feier-
stunde am 13. Mai 2005 gewürdigt. Dazu wur-
den vom Bürgermeister der Gemeinde Wellen-
stein, vom Leiter des Wasser- und Schifffahrts-
amtes Trier, vom Ingénieur-Chef der Administ-
ration des Ponts et Chaussées und vom luxem-
burgischen Minister für öffentliche Arbeiten
Gruß- und Dankesworte an die geladenen Gäste
gerichtet.
Danach erfolgte die Übergabe der ökologischen
Ausgleichsmaßnahme "Taupeschwues" an den
Minister, Herrn Claude Wiseler, der dann auch
die feierliche Einweihung durch Einsetzen von
Fischen vornahm.
Für das Wasser- und Schifffahrtsamt Trier ist
damit die Fahrrinnenvertiefung der Mosel abge-
schlossen.
Vizepräsident der WSD Südwest, Herr Jens Stenglein (1. von links);  Bürgermeister der Gemeinde Wellenstein/Luxemburg, Herr Ni-
colas Strotz (2. von links), Amtsleiter des WSA Trier, Herr Joachim Gährs (4. von links), Minister für öffentliche Arbeiten im Großher-
zogtum Luxemburg, Herr Claude Wiseler (vorne im Bild)
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Neumotorisierung des Bereisungsschiffes (BS)  "Mainz"
Gerald Rose
WSA Koblenz
Wegen des zunehmend schlechter werdenden
Zustandes der seit 1966 eingebauten Antriebs-
motore wurde ein Entwurf-AU für die Neumoto-
risierung des BS "Mainz" aufgestellt, den die
WSD Südwest mit Datum vom 28. Februar 2003
genehmigte.
Die wesentlichen durchzuführenden Arbeiten
waren dabei die Erneuerung der Antriebsanlagen
(Antriebsmotore, Getriebe) mit der Anpassung
an die vorhandenen Wellenanlagen, der Einbau
eines Bugstrahlruders und die Erneuerung des
Hilfsaggregates.
Auf Grund einer EU-weiten Ausschreibung erhielt
am 19. September 2003 die Schiffswerft Ebert,
Neckarsteinach, den Auftrag zur Abwicklung der
Maßnahme.
Die Schiffswerft Ebert hat für die WSD Südwest
schon mehrere Aufträge abgewickelt, zuletzt die
Grundinstandsetzung des Eisbrechers "Josef
Langen" (WSA Bingen, 2000/2001).
Am 05. November 2003 begann die Werftliege-
zeit des BS "Mainz".
BS "Mainz" in der Werft
Bei einer Befundung führten übermalte Rost-
stellen zu Durchrostungen im Bereich des hin-
teren Salons, die zusätzliche Stahlarbeiten erfor-
derten. Dabei waren jedoch die Nebenarbeiten
wesentlich aufwändiger, als die Stahlbauarbei-
ten. Die gesamte Inneneinrichtung mit der Ver-
schalung und Isolierung sowie das Kabelmaterial
mussten ab- und angebaut werden.
Unproblematisch wurde das neue elektro-hy-
draulische Bugstrahlruder eingebaut. Die wäh-
rend des Betriebs auftretenden durch Kavitation
verursachten unangenehmen Geräusche wurden
durch Abdecken des Rohres mit Sandsäcken ge-
dämmt.
Damit bei der Dieselmotorenauswahl Wettbe-
werb stattfinden konnte, wurde bei der Aus-
schreibung lediglich die Leistung mit Drehzahl
gefordert. Als Günstigste stellten sich die Motore
der Fa. IVECO, Baureihe 8210 SRM 36, heraus,
die auch die Werft Ebert anbot.
Bei einem Gespräch über den Ablauf der Bau-
ausführung bot der Motorenlieferant einen neu-
en elektronisch geregelten Motor, Typ: Cur-
sor 300 an, mit der gleichen Leistung, etwas hö-





Die rechnerisch bezifferbaren Vorteile bei Kraft-
stoffverbrauch und Wartungsintervallen überwo-
gen den geringen Mehrpreis. Werft, Motorenlie-
ferant und Auftraggeber einschließlich Betreiber
vereinbarten den Einbau der Cursor 300-Motore.
Theorie und Praxis sind jedoch zweierlei. Dies
zeigte sich dann nach der Neumotorisierung bei
den durchgeführten Probefahrten.
Fehlende Masse und geringerer Hubraum konn-
ten nicht durch die elektronisch geregelte Ein-
spritzung ausgeglichen werden, was sich beson-
ders beim Umsteuern von "Voll Voraus" auf "Voll
Zurück" bemerkbar machte.
Bei weiteren Erprobungen wurden einige techni-
sche Veränderungen an den Dieselmotoren vor-
genommen, doch eine wesentliche Verbesserung
des Umsteuerverhaltens bzw. die Erhöhung des
Drehmomentes im unteren Drehzahlbereich wur-
de nicht erreicht.
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Mehrere kontroverse Besprechungen führten zu
dem Ergebnis, dass an Stelle der Cursor-Motore
die ursprünglich vorgesehenen Motore des Typs
8210 SRM 36 eingebaut wurden.
Bei den anschließenden Erprobungen zeigte
sich, dass die Reihenmotoren die betrieblichen
Anforderungen erfüllen. Im unteren Drehzahl-
bereich wurde wesentlich mehr Kraft erzeugt
und auch das Umsteuern von "Voll Voraus" auf
"Voll Zurück" gelang ohne Probleme.
Es hat sich gezeigt, dass die elektronischen Mo-
tore für das BS "Mainz" nicht geeignet waren.
Mit dem vorhandenen Drehmoment im unteren
Drehzahlbereich konnten die Motore bei den
langen Antriebswellen nicht genügend Kraft
entwickeln. Dadurch waren die Motore beim
Umsteuern "überfordert" und gingen trotz ver-
schiedener Nachrüstungen aus.
Mit der Neumotorisierung des BS "Mainz" haben
alle Beteiligten (negative) Erfahrungen gesam-
melt.
Moderne Motore werden immer kleiner gebaut,
der Hubraum und somit auch die Masse wird im
Vergleich zu früher immer kleiner;  Hubraum
Cursor-Motor:  8,9 l zu Reihenmotor:  13,8 l.
Durch die Elektronik wird versucht, ein ausrei-
chendes Drehmoment zu erzielen.
In Bezug auf das BS "Mainz" hat sich gezeigt,
dass fehlende Masse bzw. Hubraum bei einer
langen Antriebswelle nicht durch Elektronik er-
setzt werden kann.
Seit dem 07. Juli 2004 ist das Bereisungsschiff
"Mainz" wieder im Einsatz und versieht nunmehr
ohne technische Einschränkungen seinen Dienst.
Als Nachunternehmer der Schiffswerft Ebert, Ne-
ckarsteinach, waren folgende Firmen beteiligt:
Schreinerarbeiten Firma Grethlein;  Plankstadt
E-Anlage Firma Buck; Schönau




Fab. IVECO, Typ: 8210 SRM 36,
Leistung 220 kW bei
1.800 U/min, 13,8 l Hubraum
2 Getriebe Fabr. Twin Disc,
Typ: MG 5082 SC
2 Propeller Fabr. Wärtsilä, 5-flügelig
Bugstrahlruder Fabr. Jabsco
Hilfsaggregat Fabr. Cummins, Typ: 6 CT 8.3-D
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Abgasgrenzwerte für Dieselmotoren in der
Binnenschifffahrt
Historie und Anwendung der Emissions-Vorschriften
Knut Triebel
WSD Südwest
Dieselmotoren in einem Binnenschiff mit "Rhein-
attest", die seit dem 01. Januar 2003 neu einge-
baut wurden, müssen eine Typgenehmigung be-
sitzen. Diese Typgenehmigung ist ein Nachweis,
dass die Abgasemissionen des Motors (CO, HC,
NOx und PT) unter den Grenzwerten nach Kapi-
tel 8a der Rheinschiffsuntersuchungsordnung
(RheinSchUO) liegen.
Die Zentralkommission für die Rheinschifffahrt
(ZKR) (www.ccr-zkr.org) bestimmt durch die
z.Zt. gültige Emissionsstufe I  (Tabelle 1) für alle
Dieselmotoren mit einer Nennleistung (PN)
≥ 37 kW den maximalen Schadstoffausstoß.
Im Gegensatz zu den Abgasvorschriften der In-
ternational Maritime Organisation (IMO), werden
durch die Vorschriften des Kapitel 8a der Rhein-
SchUO in der Binnenschifffahrt auch die Parti-
kelemissionen (PT) begrenzt. Durch die Emissi-
onsstufe I I  (Tabelle 2) der ZKR werden die
Grenzwerte erneut verringert. Die Stufe I I  tritt
am 01. Juli 2007 in Kraft. Ein Angleichen der
Abgasgrenzwerte an die EG-Richtlinie 97/68/EG,
welche seit dem Jahr 2004 durch die Richtlinie
2004/26/EG auch für Dieselmotoren auf Binnen-












37 ≤ PN <  75 6,5 1,3 9,2 0,85
75 ≤ PN <  130 5,0 1,3 9,2 0,70
PN ≥ 130 5,0 1,3 n ≥ 2800 min
-1
 =  9,2
500 ≤ n <  2800 min-1 =  45 n(-0,2) 0,54
Tabelle 1:  Emissionsgrenzwerte Stufe I  der ZKR
Zuständige Behörde für die Erteilung, Änderung
oder den Entzug einer Typgenehmigung nach
RheinSchUO ist die Zentralstelle Schiffsuntersu-
chungskommission/Schiffseichamt (ZSUK) bei
der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest in
Mainz.
Die ZSUK und die anderen zuständigen Behör-
den der ZKR-Mitgliedstaaten bedienen sich bei
den Emissionsprüfungen der Hilfe von Techni-
schen Diensten.
In der Bundesrepublik Deutschland sind dies der
Germanische Lloyd (GL) und der Rheinisch
Westfälische TÜV (RWTÜV). Es wird hierbei der
Stamm-Motor einer Motorenfamilie oder -gruppe












19 ≤ PN <  37 5,5 1,5 8,0 0,8
37 ≤ PN <  75 5,0 1,3 7,0 0,4
75 ≤ PN <  130 5,0 1,0 6,0 0,3
130 ≤ PN <  560 3,5 1,0 6,0 0,2
PN ≥ 560 3,5 1,0
n ≥ 3150 min-1 =  6,0
343 ≤ n <  3150 min-1 =  45 n (-0,2)-3
n <  343 min-1 =  11,0
0,2
Tabelle 2:  Emissionsgrenzwerte Stufe I I  der ZKR
Die sehr langen Einsatzzeiten der Dieselmotoren
auf Binnenschiffen (bis zu 30 Jahren), machen
eine Langzeitüberwachung der Motoren und de-
ren Abgasverhalten notwendig. Hierzu werden
die abgasrelevanten Bauteile (wie Zylinderkopf
(1), Abgasturbolader (2), Einspritzventile (3),
Ladeluftkühler (4), usw.) (Grafik 1) und die ein-
stellbaren Motorparameter (z.B. Einspritzzeit-
punkt) durch die Schiffsuntersuchungskommissi-
onen bei den notwendigen Schiffsuntersuchun-
gen kontrolliert.
Grafik 1:  Beispielhafte abgasrelevante Bauteile an einem typ-
genehmigten Dieselmotor
Durch die Einbau-, Zwischen- oder Sonderprü-
fungen (Grafik 2), welche mittels der Motorpara-
meterprotokolle (MPP) nachgewiesen werden,










0.1     Angaben zum Motor
0.1.1. Fabrikmarke: MTX AG............





Name des Prüfers:  Herr Mustermann
Ort und Datum: Musterstadt, 11.11.2002
Unterschrift:  M. Mustermann
Prüfung anerkannt d. z. Behörde
Zentralstelle SUK /  SEA
Ort und Datum: Mainz, 24.12.2002




Amtl. Schiffsnummer:  0815
Typg.-Nr.:  R1* I * E3* 0025* 00
Motoridentif.-Nr.:  29548
A) Bauteilprüfung




Name des Prüfers: Herr Mustermann...
Ort und Datum: Musterstadt, 11.11.2002
















• Überprüfung der abgasrelevanten Bauteile
• Eintragung der Bauteile und der Motor-
parameter in das Motorparameterprotokoll
(MPP)
• Eintragung der Motordaten in das Attest
Nicht nur die Überprüfung der Motoren an Bord,
sondern auch die regelmäßige Überprüfung der
Motorenproduktion beim Hersteller obliegt der
ZSUK als zuständige Behörde.
Durch die Verordnung über die Begrenzung von
Abgasemissionen aus Dieselmotoren in der Bin-
nenschifffahrt (Binnenschiffs-Abgasemissions-
verordnung BinSchAbgasV), wird dieses be-
kannte Verfahren nun auch im Geltungsbereich
der Binnenschiffsuntersuchungsordnung (Bin-
SchUO) eingeführt. Damit wurde auch die not-
wendige Umsetzung der EG-Richtlinie 97/68/EG
erreicht.
Somit müssen nunmehr alle Dieselmotoren in
Wasserfahrzeugen (Binnenschiffen) festgesetzte
Abgasgrenzwerte einhalten.
Durch die Abgasnormen im Regelwerk des Bin-
nenschiffsrechts wird erreicht, dass die Binnen-
schifffahrt weiterhin der umweltfreundlichste
Verkehrsträger bleibt.
Grafik 2:  Schematische Darstellung einer Einbauüberprüfung eines typgenehmigten Dieselmotors
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Neue Ausbildungsordnung für den Ausbildungsberuf




Durch einen Erlass des Generalinspektors für
Wasser und Energie vom 01. Oktober 1942 wur-
de der Beruf "Wasserbauer"/ "Wasserbauerin"
(seinerzeit "Wasserbauwerker" genannt) ins Le-
ben gerufen. Seit mittlerweile mehr als 60 Jah-
ren werden Wasserbauer und Wasserbauerinnen
von den Dienststellen der damaligen Wasser-
straßenverwaltung bzw. ab 1945 von der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) mit Erfolg
ausgebildet und vielseitig eingesetzt.
In der WSV sind etwa 3.500 Wasserbauer/Was-
serbauerinnen bundesweit tätig. Wurden in der
Vergangenheit jährlich etwa 120 Auszubildende
im Beruf "Wasserbauer"/ "Wasserbauerin" einge-
stellt, erfolgte ab dem Jahr 2004 durch das
BMVBW eine Verringerung dieser Anzahl auf
80 Auszubildende pro Jahr.
Beschlagen von Natursteinen
Der Ausbildungsberuf war bis 2004 ein Ausbil-
dungsberuf des öffentlichen Dienstes. Die sei-
nerzeitige Ausbildung des Wasserbauers/der
Wasserbauerin richtete sich nach der "Verord-
nung über die Berufsausbildung zum Wasser-
bauer" vom 12. März 1991, die am 01. Au-
gust 1991 in Kraft trat. In der damaligen Ausbil-
dungsordnung waren im Ausbildungsrahmenplan
die Inhalte der Ausbildung - zu vermittelnden
Fertigkeiten und Kenntnisse - festgelegt. Die
schulische Ausbildung richtete sich nach dem
Rahmenlehrplan. Die Ausbildungszeit betrug
3 Jahre.
Im ersten Ausbildungsjahr, dem Berufsgrundbil-
dungsjahr (BGJ), besuchten die Auszubildenden
die Berufsschule in den Bauklassen im Bereich
der Heimatdienststellen und erhielten eine über-
betriebliche Ausbildung in zentralen Ausbil-
dungsstätten der Bauwirtschaft und der Kam-
mern (die Auszubildenden in Niedersachsen be-
suchten das rein schulische BGJ).
Im zweiten und dritten Ausbildungsjahr erfolg-
ten der Berufsschulunterricht sowie die überbe-
triebliche Ausbildung einschl. der Zwischen- und
Abschlussprüfung in den Berufsbildungszentren
(BBiZ) Koblenz und Kleinmachnow.
2. Erfordernis einer neuen Ausbildungs-
ordnung
Neuerungen im Berufsalltag sowie ein veränder-
tes Anforderungsprofil an die Wasserbauer und
Wasserbauerinnen führten zu einer Neuordnung
des Berufes:
• Die künftige Ausbildung soll moderne Metho-
den der handlungsorientierten Ausbildung
und Prüfung beinhalten.
• Technologische Veränderungen in der WSV
erfordern geänderte Ausbildungsinhalte. Da-
zu gehören z.B. moderne Peil- und Ortungs-
systeme für Tiefenmessungen (z.B. Fächer-
echolot) und neuzeitliche Geräte zur Vermes-
sung und Abflussmessung (z.B. ADCP).
• Wasserbauer und Wasserbauerinnen werden
auch im Rahmen der Bauwerksinspektion ein-
gesetzt.
• Der Verringerung der Anzahl der einzustel-
lenden Auszubildenden liegt die vorgesehene
umfangreichere Vergabe von Unterhaltungs-
maßnahmen an Bauunternehmen zugrunde.
Wasserbauer und Wasserbauerinnen werden
demnach künftig im Rahmen der Bauüberwa-
chung als Bauaufseher und Bauaufseherin-
nen eingesetzt.
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• Die Ausbildung ist um neue Ausbildungsin-
halte wie Informations- und Kommunikati-
onstechniken, Teamarbeit, Qualitätssicherung
und Kosten- und Leistungsrechnung zu er-
weitern.
• Vor dem Hintergrund der gesteigerten fachli-
chen Anforderungen ist die Zuordnung des
Berufes zum Berufsfeld "Bautechnik" unbe-
friedigend. In 40 Wochen im ersten Ausbil-
dungsjahr wurden an der heimischen Berufs-
schule in Bauklassen sowie im Rahmen einer
überbetrieblichen Ausbildung in zentralen
Ausbildungsstätten der Bauwirtschaft und der
Kammern im wesentlichen Baustoffkunde
und handwerkliche Grundfertigkeiten des
Hochbaues gelehrt. Die für den Bereich der
WSV wichtigen Ausbildungsbereiche Wasser-
bau, Gewässerkunde und Verkehrssicherung
wurden nicht behandelt. Für die fachlich fun-
dierte Ausbildung verblieben somit nur noch
zwei Jahre bzw. bei vorzeitiger Zulassung zur
Abschlussprüfung lediglich nur 1 ½  Jahre.
Darüber hinaus wurden im ersten Ausbil-
dungsjahr nicht die Lerngebiete des Rahmen-
lehrplanes der Wasserbauer-Ausbildungsord-
nung, sondern die des neuen Rahmenlehr-
planes für das Berufsfeld "Bautechnik" heran-
gezogen.
Hingegen haben sich der Besuch der Berufs-
schule und die Teilnahme an den überbe-
trieblichen Lehrgängen bei den BBiZn be-
währt.
• Auszubildende sollten künftig im ersten Aus-
bildungsjahr zunächst drei Monate im Außen-
bezirk die Probezeit ableisten. (Durch die Zu-
ordnung zum Berufsfeld "Bautechnik" war
dies nicht möglich.)
• Ausbildungsordnungen werden heutzutage
etwa nach zehn Jahren den geänderten An-
forderungen angepasst. Die bisherige Ausbil-
dungsordnung war bereits 13 Jahre alt.
3. Das Neuordnungsverfahren
Die neue Ausbildungsordnung einschl. des Aus-
bildungsrahmenplanes ist von den vom BMVBW,
durch das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft
für Berufsbildung und den Deutschen Gewerk-
schaftsbund benannten Sachverständigen, unter
Vorsitz des Bundesinstitutes für Berufsbildung
(BIBB) erarbeitet worden. Grundlage für die Er-
arbeitung der neuen Ausbildungsordnung war
ein Entwurf, der vom Unterausschuss "Wasser-
bauer" des Berufsbildungsausschusses des
BMVBW erstellt worden ist.
Vom Rahmenlehrplanausschuss wurde der Rah-
menlehrplan erarbeitet.
Am 30. März 2004 hat die erste Gemeinsame
Sitzung der Sachverständigen des Bundes und
der Länder stattgefunden. In dieser Sitzung wur-
den die Entwürfe des Ausbildungsrahmenplanes
und des Rahmenlehrplanes sachlich und zeitlich
aufeinander abgestimmt. Bereits in der Sitzung
des Bund-Länder-Koordinierungsausschusses am
25. März 2004 war eine Einigung dahingehend
erfolgt, dass mit der neuen Ausbildungsordnung
künftig keine Zuordnung zum Berufsfeld "Bau-
technik" mehr vorgesehen ist.
Dem Verordnungsentwurf haben der Länderaus-
schuss des Hauptausschusses des BIBB am
02. April 2004 und der Ständige Ausschuss des
BIBB am 21. April 2004 zugestimmt.
Der Bund-Länder-Koordinierungsausschuss hat
am 30. April 2004 zugestimmt. Damit war das
Neuordnungsverfahren abgeschlossen.
Die Ausbildungsordnung wurde am 22. Ju-
ni 2004 im Bundesgesetzblatt verkündet. Die
gemeinsame Veröffentlichung der Ausbildungs-
ordnung und des von der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder beschlossenen
Rahmenlehrplanes für die Berufsschule im Bun-
desanzeiger erfolgte am 19. Oktober 2004.
Am 01. August 2004 ist die aktuelle Ausbil-
dungsordnung in Kraft getreten.
4. Die neue Ausbildungsordnung für den
Ausbildungsberuf "Wasserbauer"/
"Wasserbauerin"
Mit der neuen Ausbildungsordnung wurden die
unter Punkt 2 genannten Änderungsgründe wei-
testgehendst berücksichtigt.
Das Ausbildungsberufsbild enthält die Ausbil-
dungsziele. Es umfasst alle Fertigkeiten und
Kenntnisse, die zur Erlangung des Berufsab-
schlusses notwendig sind:
1. Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht
2. Aufbau und Organisation des Ausbildungs-
betriebes
3. Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeit
4. Umweltschutz
5. Anwenden von Informationssystemen und
Kommunikationstechniken
6. Planen, Vorbereiten und Steuern von Ar-
beitsabläufen, Arbeiten im Team
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7. Einrichten, Sichern und Räumen von Bau-
stellen in und an Gewässern
8. Anfertigen und Anwenden von technischen
Unterlagen, Durchführen von Vermessungen
9. Herstellen von Bauwerksteilen
10. Handhaben von Werkzeugen, Bedienen von
Geräten und Maschinen
11. Herstellen, Kontrollieren und Instandhalten
von Bauwerken in und an Gewässern
12. Herstellen, Kontrollieren und Instandhalten
von Ufersicherungen und Unterhaltungswe-
gen
13. Durchführen von Maßnahmen zur Pflege und
Entwicklung von Gewässern
14. Herstellen, Kontrollieren und Instandhalten
von Bauwerken für den Insel- und Küsten-
schutz
15. Durchführen von Aufgaben der Bauüberwa-
chung
16. Durchführen von Unterhaltungs- und Kon-
trollmaßnahmen des Gewässerbettes, Be-
zeichnen und Sichern von Fahrrinne und
Fahrwasser
17. Durchführen von gewässerkundlichen Mes-
sungen
18. Durchführen von Maßnahmen des Hochwas-
serschutzes sowie der Hochwasser- und Eis-
abwehr
19. Führen von schwimmenden Fahrzeugen und
Bedienen von schwimmenden Geräten
20. Betreiben und Unterhalten von Talsperren,
Speichern und Rückhaltebecken
21. Durchführen von qualitätssichernden Maß-
nahmen.
Kernpunkte der neuen Verordnung sind:
• Der Beruf ist nicht mehr dem Berufsfeld
"Bautechnik" zugeordnet.
Die Auszubildenden besuchen künftig bereits
im ersten Ausbildungsjahr die Berufsschule
und einen ersten überbetrieblichen Lehrgang
an den BBiZn.
• Der Beruf ist nicht mehr nur ein Beruf des
öffentlichen Dienstes, er ist auch für die ge-
werbliche Wirtschaft geöffnet. Aus diesem
Grund wurden in das Berufsbild Fertigkeiten
und Kenntnisse aufgenommen, die im We-
sentlichen für Landesverwaltungen und Was-
serwirtschaftsverbände von Bedeutung sind
(Pflege und Entwicklung von Gewässern, Be-
treiben und Unterhalten von Talsperren).
• Die Ausbildungsordnung berücksichtigt hand-
lungsbezogene Ausbildung und Prüfungen.
• Neue Teile des Berufsbildes sind vor allem
der Umgang mit Informations- und Kommuni-





Bei der handlungsbezogenen Ausbildung geht es
nicht um die Vermittlung einzelner Fertigkeiten,
sondern um die Vermittlung von Tätigkeiten in
einem berufstypischen Handlungsablauf. Kennt-
nisse und Fertigkeiten sind so miteinander zu
verbinden, dass sich daraus Handlungskompe-
tenz ergibt. Eine bevorzugte methodische Um-
setzung der handlungsorientierten betrieblichen
Ausbildung ist das Modell der vollständigen
Handlung mit seinen sechs Stufen: Information,
Planung, Entscheidung, Ausführung, Kontrolle
und Auswertung. Dieses Modell hat sich inzwi-
schen als Strukturvorgabe für die Organisation
selbstständiger Lernprozesse in der beruflichen
Bildung bewährt.
Durchführen einer Staffelmessung
Die in den Außenbezirken sowie in den Berufsbil-
dungszentren zu vermittelnden Fertigkeiten und
Kenntnisse werden einzelnen Lernprojekten zu-
geordnet, die eine Grundlage der handlungsori-
entierten Ausbildung darstellen. Für die Außen-
bezirke sowie die Berufsbildungszentren wurden
die nachfolgenden Lernprojekte erarbeitet. Diese
beispielhaft erstellten Lernprojekte können
selbstverständlich den örtlichen Gegebenheiten
angepasst oder entsprechend erweitert werden.
Lernprojekte in den Außenbezirken:
1. Unterhaltung von Dämmen und Deichen
2. Bauen und Unterhalten eines Regelungs-
bauwerkes; (Bau einer Buhne)
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3. Instandsetzung einer Ufereinfassung; (In-
standsetzung einer Pflasterböschung)
4. Instandsetzung eines Betriebsweges
5. Durchführen von Pflegemaßnahmen im Ufer-
bereich
6. Inspizieren des Gewässerbettes; (Durchfüh-
ren einer Querpeilung)
7. Bezeichnen und Sichern von Fahrrinne und
Fahrwasser
8. Trockenlegen von Bauwerken und Anlagen;
(Trockenlegung einer Schleusenkammer)
9. Durchführen von Wartungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen an Bauwerken
10. Durchführen der Bauwerksinspektion
11. Durchführen von Maßnahmen des Insel- und
Küstenschutzes; (Anlegen einer Düne)
12. Durchführen von Aufgaben der Bauüberwa-
chung
13. Durchführen von Unterhaltungsmaßnahmen
des Gewässerbettes
14. Durchführen von Maßnahmen des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasserabwehr;  (Abwehr von Hochwasser)
15. Ermitteln der Ladungsgewichte von Wasser-
fahrzeugen
16. Unterhaltung von Talsperren
Lernprojekte in den Berufsbildungszentren:
1. Herstellen einer Ufertreppe
2. Herstellen von Bauwerksteilen; (Herstellen
eines Betonfertigteiles)
3. Bedienen von Geräten und Maschinen; (Mo-
torkettensäge)
4. Durchführen von Maßnahmen zur Pflege und
Entwicklung von Gewässern; (Herstellen und
Einbau einer Buschmatte)
5. Herstellen von Bauwerken des Insel- und
Küstenschutzes; (Bau einer Seebuhne)
6. Durchführen von Kontrollmaßnahmen des
Gewässerbettes; (Feststellen und Erfassen
von Fehltiefen in der Fahrrinne)
7. Durchführen von gewässerkundlichen Mes-
sungen
8. Führen von schwimmenden Fahrzeugen und
Bedienen von schwimmenden Geräten;
(Führen eines Kleinfahrzeuges)
9. Betreiben und Unterhalten von Talsperren,
Speichern und Rückhaltebecken
5.2 Überbetriebliche Ausbildung
Mit der neuen Ausbildungsordnung besuchen die
Auszubildenden bereits im ersten Ausbildungs-
jahr das Berufsbildungszentrum Koblenz bzw.
Kleinmachnow. Die überbetriebliche Ausbildung
erfolgt in Lehrgängen von 10 Wochen Dauer im
ersten, von 8 Wochen Dauer im zweiten und von
6 Wochen Dauer im dritten Ausbildungsjahr.
Inzwischen haben sich die Ausbilder der BBiZn
mit dem projektorientierten Lernen vertraut ge-
macht. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass
Lernprojekte zwar sehr zeitaufwändig sind, die
Auszubildenden aber mit Begeisterung diese
neue Lernmethode akzeptieren. Neben dem pro-
jektorientierten Lernen werden allerdings auch
weiterhin andere bewährte Lernmethoden an-
gewandt.
5.3 Berufsschule
Parallel zur betrieblichen und überbetrieblichen
Ausbildung erfolgt die Vermittlung der Inhalte in
der Berufsschule. Die schulischen Inhalte, die im
Rahmenlehrplan festgeschrieben sind, untertei-
len sich nicht mehr in Fächer, sondern in Lern-
felder. Das Lernfeldkonzept stützt sich auf einen
praxisbezogenen Ansatz. Diese Systematik er-
möglicht eine ganzheitliche Aufgabenstellung
und somit die Vermittlung komplexer Handlun-
gen. Der Rahmenlehrplan enthält keine metho-
dischen Festlegungen für den Unterricht. Selbst-
ständiges und verantwortungsbewusstes Denken
und Handeln ist übergreifendes Ziel der Ausbil-
dung.
Der Rahmenlehrplan umfasst folgende Lernfel-
der:
1. Ausbildungsjahr:
1. Transportieren von Gütern auf Wasserstra-
ßen
2. Messen und Interpretieren von Wasserstän-
den und Abflüssen
3. Einrichten einer Wasserbaustelle
4. Bauen eines Dammes
5. Betonieren eines Wasserbauteils
2. Ausbildungsjahr:
1. Herstellen einer Sicherung am Schrägufer
2. Sanieren einer Ufermauer
3. Betreiben von Küstenschutz
4. Pflegen und Entwickeln eines naturnahen
Fließgewässers
3. Ausbildungsjahr:
1. Instandhalten eines Bauwerks mit Stahlwas-
serbauteilen
2. Unterhalten einer natürlichen Wasserstraße
3. Ausbauen eines Kanals
4. Bauen eines Seedeiches.
5.4 Prüfungen
Wie in der bisherigen Ausbildungsverordnung
sind auch künftig zwei Prüfungen vorgesehen:
eine Zwischenprüfung zur Ermittlung des Ausbil-
dungsstandes vor dem Ende des zweiten Ausbil-
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dungsjahres und eine Abschlussprüfung am En-
de der Ausbildung.
In der Zwischenprüfung sollen die Prüflinge in
höchstens 8 Stunden eine projektorientierte
praktische Aufgabe bearbeiten und schriftlich
dokumentieren. Innerhalb dieser Zeit ist das Er-
gebnis in einem Gespräch, das nicht länger als
15 Minuten dauern soll, mit dem Prüfungsaus-
schuss zu erläutern. Durch die Ausführung der
Aufgabe, deren Dokumentation sowie durch das
Gespräch, soll der Prüfling zeigen, dass er Ar-
beitsschritte planen und hierbei Maßnahmen zur
Arbeitsorganisation, zum Umweltschutz, zur Si-
cherheit und zum Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit sowie zur Wirtschaftlichkeit berücksichtigen
kann.
Die Abschlussprüfung besteht aus 2 Teilen, den
Teilen A und B.
Teil A ist wie die Zwischenprüfung praxisorien-
tiert, es ändern sich nur die Zeitvorgaben und
natürlich auch die Inhalte. Für die projektorien-
tierte Aufgabe stehen höchstens 16 Stunden
einschl. des Gespräches mit dem Prüfungsaus-
schuss von maximal 30 Minuten zur Verfügung.
Teil B, eine schriftliche Prüfung, ist in drei Prü-
fungsbereiche gegliedert. Während zwei Berei-
che fachspezifische Fragen aufgreifen, schließt
ein Bereich die Wirtschafts- und Sozialkunde ein.
Für diesen Bereich kommen Aufgaben in Be-
tracht, die sich auf allgemeine, wirtschaftliche
und gesellschaftliche Zusammenhänge aus der
Berufs- und Arbeitswelt beziehen. Insgesamt
steht dem Prüfling für den Teil B eine Bearbei-
tungszeit von höchstens 5 Stunden zur Verfü-
gung. Die bisher übliche Trennung in Prüfungs-
fächer wie Technologie, technische Mathematik
usw. ist aufgehoben.
Das BIBB hat unter Beteiligung von Sachver-
ständigen der WSV einen Prüfungsaufgabenpool
erarbeitet. Vom BMVBW ist außerdem noch die
vom Unterausschuss "Wasserbauer" erarbeitete
Prüfungsordnung zu erlassen.
6. Fortbildungsmaßnahme
Als Fortbildungsmaßnahme kommt für Wasser-
bauer und Wasserbauerinnen vor allem die Prü-
fung zum Wasserbaumeister/zur Wasserbau-
meisterin in Frage. Die Fortbildungsprüfungsord-
nung wird zur Zeit überarbeitet. Vorgesehen ist
eine Regelung nach § 53 BBiG (Berufsbildungs-
gesetz), die das veränderte Berufsbild des
Meisters bei den heutigen Arbeits-, Organisati-
ons- und Verantwortungsstrukturen berücksich-
tigt. Gefragt sind eigenverantwortliches Handeln
und Bereitschaft zu Teamarbeit und Teamlei-
tung. Für den Meister ergeben sich daraus neue
Aufgaben im Umgang mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern. Statt anzuweisen, zu kontrol-
lieren und zu dirigieren hat er vielmehr als fle-
xibler "Manager und Unternehmer vor Ort" zu
fungieren. Auf der Grundlage seiner umfassen-
den technischen Befähigung muss er die Teams
führen und beraten, Arbeitspläne erstellen, Ar-
beitsabläufe steuern und die Organisation des
Personal-, Geräte- und Materialeinsatzes ver-
antworten. Dazu gehört auch das kontinuierliche
Umsetzen der Qualitätsmanagementziele durch
Planen, Sichern und Lenken von qualitätswirk-
samen Maßnahmen. Er muss Bauleistungen ab-
nehmen und die Kostenentwicklung überwachen
und steuern.
Die Prüfungsordnung soll daher den Nachweis
fordern, dass der Prüfling u.a. fähig ist, Organi-
sations- und Führungsaufgaben wahrzunehmen,
sich auf neue Methoden u.a. in der Personalfüh-
rung und -entwicklung flexibel einzustellen so-
wie den technisch-organisatorischen Wandel im
Betrieb mit gestalten zu können.
Herstellen einer Wippe (Faschinenwurst)
7. Zusammenfassung und Ausblick
Neuerungen im Berufsalltag sowie ein veränder-
tes Anforderungsprofil an die Wasserbauer und
Wasserbauerinnen waren maßgebend für eine
Neuordnung des Berufes.
Mit der neuen Ausbildungsordnung wurde die
allen modernen Ausbildungsordnungen zugrun-
de liegende handlungsorientierte Ausbildung und
Prüfung übernommen.
Eine wesentliche Änderung stellt die Ausgliede-
rung der beruflichen Grundbildung aus dem
Berufsfeld "Bautechnik" dar. Der hohe Anteil der
wasserbauspezifischen Teile des Ausbildungsbe-
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rufsbildes erfordert bereits im ersten Ausbil-
dungsjahr eine über die bautechnische Ausrich-
tung hinaus gehende wasserbauliche Grundbil-
dung. Entsprechend der bereits bestehenden
Regelung für das zweite und dritte Ausbildungs-
jahr wird auch im ersten Ausbildungsjahr die Be-
rufsschule in Koblenz bzw. Kleinmachnow be-
sucht sowie an einem überbetrieblichen Lehr-
gang in den Berufsbildungszentren Koblenz bzw.
Kleinmachnow teilgenommen.
Darüber hinaus ist das Ausbildungsberufsbild
u.a. um Arbeiten im Team, Informations- und
Kommunikationstechniken, Grundlagen der be-
triebswirtschaftlichen Kostenrechnung, Kosten-
und Leistungsrechnung, Bauwerksinspektion und
Bauüberwachung erweitert worden.
Wasserbauer und Wasserbauerinnen werden
künftig moderne Geräte bedienen (z.B. zur Ver-
messung, zur Abflussmessung oder bei Tiefen-
messungen mit modernen Peil- und Ortungs-
systemen). Sie sollen ihre Arbeit am Arbeitsplatz
selbstständig planen und das Ergebnis ihrer Ar-
beit kontrollieren.
Durchführen einer Stangenpeilung
Da im Rahmen der Unterhaltung der Wasser-
straßen künftig in größerem Umfang Baumaß-
nahmen an Unternehmen vergeben werden,
wird der Bauüberwachung eine besondere Be-
deutung zukommen. Wasserbauer und Wasser-
bauerinnen werden auch weiterhin Spezialisten
für die Unterhaltung der Wasserstraßen sein.
Die für die Bauüberwachung erworbenen um-
fangreichen Kenntnisse befähigen sie aufgrund
dieser neuen Ausbildungsordnung, auch in der
Bauwirtschaft - sofern sie nach ihrer Ausbildung
nicht von der WSV übernommen werden - eine
qualifizierte Aufgabe zu übernehmen.
Die an der Ausbildung beteiligten Ausbilder,
Lehrgesellen und Ausbildungsberater sind in Ein-
führungslehrgängen bei den beiden Berufsbil-
dungszentren mit den Neuerungen und Ände-
rungen der Ausbildungsordnung vertraut ge-
macht worden. Erfahrene Moderatoren sind da-
bei insbesondere auf die Kernpunkte der hand-
lungsorientierten Ausbildung eingegangen.
Hinweis
Im September 2005 ist vom BIBB ein Handbuch
für den Ausbildungsberuf "Wasserbauer"/ "Was-
serbauerin" mit Erläuterungen und Praxishilfen
zur Ausbildungsordnung herausgegeben worden.
Es soll alle an der Ausbildung Beteiligten bei ih-
rer verantwortungsvollen Tätigkeit unterstützen.
Anhand vieler Beispiele, Abbildungen und Check-
listen werden unter anderem folgende Schwer-
punkte behandelt:
• Erläuterungen zur Ausbildungsordnung
• Erläuterungen zum Ausbildungsrahmenplan
• Rahmenlehrplan für den Berufsschulbesuch
• Hinweise zu den Prüfungen
• Lernprojekte, Checklisten und Materialien zur
Ausbildung
• Hinweise zum Unfallschutz und zur Arbeitssi-
cherheit.
Das Handbuch umfasst 160 Seiten. Es ist beim
Verlag BW Bildung und Wissen, Verlag und
Software GmbH, Südwestpark 82, 90449 Nürn-
berg, erhältlich.
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1. Aus- und Einbauen der Schwimmpoller
Für die regelmäßige Inspektion der Schwimm-
poller und Reparaturarbeiten ist es erforderlich,
die Poller auszubauen.
Hauptaugenmerk liegt auf den Lauf- und Füh-
rungsrollen. Das Gewicht des Schwimmpollers
beträgt ca. 2,5 t.
Hierbei werden an den Wasserbauer folgende
Anforderungen gestellt:
Der Aus- und Einbau erfolgt mit Hilfe eines
Krangerätes.
? Anschlagen von Lasten, Demontage von
Schutzblechen und Sicherungseinrichtungen
? Teamarbeit
? Anwendung von Schutzkleidung und Schutz-
maßnahmen
Schwimmpoller nach dem
Ausbau freihängend am Autokran
Schwimmpoller in
der Führungsnische
Hierbei wird das Kettengehänge vom Autokran
an den Schwimmpoller angeschlagen
Das Ausbauen des Schwimm-
pollers wird hierbei überwacht





2. I nstandsetzen der Betriebswege
Bedingt durch den Fahrzeugverkehr auf den Be-
triebswegen entstehen im Laufe der Jahre
Schlaglöcher, Fahrspuren und sonstige Schäden.
Im Rahmen der Verkehrssicherung und Unter-
haltung ist es unsere Aufgabe, die Betriebswege
instand zu halten.
Technische Geräte sind erforderlich:
LKW, Mietgeräte wie Minibagger, Rüttelwalzen
und Verdichtungsgeräte.
Hierbei werden an den Wasserbauer folgende
Anforderungen gestellt:
• Fachkenntnisse über den Aufbau der Trag-
schichten und Korngrößen
• Bedienen von Baumaschinen und Arbeits-
geräten
• Teamarbeit







0/ 5 mm und Verdichten
Antransport Schotter-Splitt-Gemische 0/ 32 mm,
Entladen LKW und Einbauen mit Minibagger
Abwalzen und Verdichten mit
Vibrationswalze
